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Udo E. Simonis

Globale Umweltprobleme und zukunftsfähige
Entwicklung

„Die meisten der politischen Entscheidungsträger von heute werden tot sein, wenn der Planet Erde die
vollen Konsequenzen des Sauren Regens, des Treibhauseffekts, der Zerstörung der Ozonschicht. . . und
des Artenverlusts erleidet. Die meisten der jungen Wähler von heute werden aber noch am Leben sein."

Brundtland-Bericht
„Der Rechtsausschuß hat am 4. Oktober das Umweltgutachten . . . für 1987 (11/1568) einstimmig nach

kurzer Diskussion zur Kenntnis genommen."
Woche im Bundestag, vom 11. Oktober 1989

I. Verantwortung für globale Probleme
1. Bestimmung von Zukunftsfähigkeit

Im Bericht der Weltkommission für Umwelt und
Entwicklung (sog. Brundtland-Bericht), der zu ei-
ner weltweiten Diskussion des Konzepts der zu-
kunftsfähigen Entwicklung (sustainable develop-
ment) geführt hat, wird dieses Konzept wie folgt
beschrieben: „Zukunftsfähige Entwicklung ist ein
Prozeß der Veränderung, in dem die Nutzung der
Ressourcen, die Struktur der Investitionen, die Art
des technischen Fortschritts und die institutionellen
Strukturen in Übereinstimmung gebracht werden
mit den zukünftigen und mit den gegenwärtigen
Bedürfnissen.“ ) Dieses Konsistenzkriterium wird
von der ökonomischen Realität auf nationaler und
besonders auf internationaler Ebene sträflich ver
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-
letzt.

Zukunftsfähigkeit ist jedoch kein leicht zu definie-
render Zustand der Harmonie zwischen Ökonomie
und Ökologie, sondern vielmehr ein komplizierter
und voraussichtlich schmerzlicher Prozeß des poli-
tischen und institutioneilen Wandels, in dem Posi-
tionen aufgegeben und Privilegien abgebaut wer-
den müssen. Der Brundtland-Bericht fordert daher
Umverteilung, Kooperation und Verantwortung
für das Ganze ein: „Zukunftsfähige Entwicklung
erfordert, daß jene, die wohlhabend sind, einen
Lebensstil annehmen, der den ökologischen Gege-
benheiten des Planeten angemessen ist.“*) Und:
„Wir leben in einer Phase der Geschichte der Natio-
nen, die wie keine andere zuvorder internationalen
Kooperation und der Verantwortung bedarf.“ )3

Viele der derzeitigen Bemühungen zur Steigerung
des Lebensstandards sind auf Dauer nicht durchzu-
halten, weder in den reichen noch in den armen
Ländern. Zu schnell schmälern sie die Ressourcen-
basis und zu sehr mindern sie die Umweltqualität,
von denen eine zukunftsfähige Entwicklung letzt-
endlich abhängt.

2. Stärkung unserer Institutionen

Die weltweite Umweltdiskussion begann mit dem
Erkennen der ökologischen Effekte der Ökonomie.
Nunmehr beginnt das Bewußtwerden der ökonomi-
schen Effekte der Ökologie. „In der Vergangenheit
haben wir uns mit den Auswirkungen des Wirt-
schaftswachstums auf die Umwelt befaßt. Wir sind
nun gezwungen, uns mit den Auswirkungen der
Umweltbelastung . . . auf unsere ökonomischen
Erfolgsaussichten zu befassen.“4) Ökologie und
Ökonomie werden immer intensiver miteinander
verflochten, lokal, national und global, und die Er-
kenntnis darüber nimmt rasch zu. Luft-, Wasser-
und Bodenverschmutzung haben bereits erhebliche
Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit der Öko-
nomie. Die Verschuldungskrise hat die ökonomi-
sche Interdependenz der Nationen deutlich sichtbar
gemacht, die Umweltkrise macht deren ökologische
Interdependenz bewußt. Gleichzeitig läßt die unge-
löste Verschuldungskrise die zunehmende Umwelt-
krise aber als unlösbar erscheinen.
Viele Entwicklungsländer stehen unter einem enor-
men ökonomischen Druck, ihre Ressourcenbasis
übermäßig auszubeuten und ihre natürliche Um-
welt übermäßig zu belasten. Für viele Länder Afri-
kas ist es kennzeichnend, wie Ökologie und Öko-
nomie in nahezu tragischer Weise interagieren: Die



Ressourcenbasis verschlechtert sich, das Pro-Kopf-
Einkommen nimmt ab. In Lateinamerika hat die
Verschuldung dazu geführt, daß natürliche Res-
sourcen nicht zur internen Entwicklung, sondern in
großem Umfang zur Begleichung externer Ver-
pflichtungen. für Zins und Tilgung, verwendet wer-
den müssen. In Teilen Asiens hat mangelnde öko-
nomische Produktivität zu einer Überbeanspru-
chung der ökologischen Basis geführt.

Auf diese neue Realität der immer enger werden-
den Verflechtung von Wirtschaft und Umwelt sind
die bisherigen Institutionen — die nationalen wie
die internationalen — nicht eingestellt. Sektoral
ausgerichtet (etwa auf Landwirtschaft, Industrie,
Energie und Handel) oder thematisch spezialisiert
(in ökonomischer, sozialer oder ökologischer Hin-
sicht), auf fehlerhafter Rechnungslegung basie-
rend. mit engen Zielvorgaben versehen und fach-
lich separiert, haben sie auf die zunehmende öko-
nomisch-ökologische Interdependenz nur zögernd
oder gar nicht reagiert. Als Beweis kann gelten, daß
typischerweise die institutionelle Zuständigkeit für
den Umweltschutz von der für die Wirtschaft weit-
gehend getrennt ist; die Akteure, deren Handeln
die Umwelt schädigt, können daher nur schwer in
die Verantwortung einbezogen werden, und selbst
der beste Umweltminister hat gegenüber dem Han-
deln des Wirtschafts-, Verkehrs- oder Landwirt-
schaftsministers im konkreten Konfliktfall in der
Regel das Nachsehen.

Insbesondere aber gibt es einen Bedarf nach inter-
nationaler Kooperation, nach sinnvoller Handha-
bung der wachsenden globalen ökonomisch-ökolo-
gischen Interdependenz5). Die in jüngster Zeit er-
folgte Verabschiedung internationaler Konventio-
nen und Protokolle — beispielsweise der „30-Pro-
zent-Club“, die „Wiener Konvention“, das „Mont-
realer Protokoll“, die „Helsinki-Erklärung“, die
„Baseler Konvention“ oder die Vorbereitung einer
„Klima-Konvention“ — ist eine notwendige, wenn
auch keineswegs hinreichende Konsequenz aus die-
ser institutionellen Schwäche6). Der Brundtland-
Bericht fordert dazu auf, grundlegende institutio-
nelle Reformen durchzuführen: „Die wichtigen na-
tionalen, ökonomischen und sektoralen Institutio-
nen müssen direkt dafür verantwortlich und haftbar
gemacht werden, sicherzustellen, daß ihre Politi-
ken, Programme und Budgets Entwicklungen un-
terstützen, die sowohl ökonomisch als auch ökolo-

gisch zukunftsfähig sind . . . Die verschiedenen re-
gionalen Organisationen müssen mehr tun, die öko-
logische Komponente in ihre Aktivitäten einzubin-
den . . . Alle wichtigen internationalen Gremien
und Institutionen müssen dafür sorgen, daß ihre
Programme dem Ziel der zukunftsfähigen Entwick-
lung verpflichtet sind und dies unterstützen.“7)
Von der Realisierung solcher Forderungen sind wir,
so scheint es, noch weit entfernt, insbesondere,
wenn man sich der inter-temporalen Reichweite der
globalen Umweltprobleme vergewissert.

3. Umweltprobleme von globaler Bedeutung

Es ist aufgrund der konstatierten ökonomisch-öko-
logischen Interdependenz eine grundsätzlich offene
Frage, welche der zahlreichen Umweltprobleme
globale Bedeutung haben und welche nicht. Ange-
sichts der erreichten und weiter zunehmenden
räumlichen Mobilität und physischen Vielfalt von
Produkten und Schadstoffen sowie angesichts der
vielseitigen Interaktion der verschiedenen Umwelt-
medien (Luft, Wasser, Boden) kann eine oder eine
Vielzahl lokaler Ursachen globale Effekte auslö-
sen. Das Schadstoffe emittierende, massenhaft ver-
breitete Automobil kann hier als Beispiel dienen.
Die Zahl der als global zu bezeichnenden Umwelt-
probleme kann sich auch mit zunehmender und ver-
besserter Analytik weiter erhöhen. Fluorchlorkoh-
lenwasserstoffe (FCKW) enthaltende Spraydosen
und Kühlaggregate waren hierfür in den achtziger
Jahren ein Beispiel. (Daß brennende Ölfelder glo-
bale Umwelteffekte auslösen können, ist, trotz
frühzeitiger Warnungen, erst mit dem Golfkrieg all-
seits bewußt geworden.)

Globale Umweltprobleme sind also dadurch cha-
rakterisiert, daß ihre Ursachen vielfältig und kom-
plex sind oder daß Unsicherheit hinsichtlich ihrer
räumlichen und zeitlichen Effekte besteht. Daraus
kann, was Bemühungen um ihre Eindämmung an-
geht, ein „free-rider-Verhalten“ bzw. eine Hand-
lungsblockade entstehen. Dennoch ist, wie sich zei-
gen läßt, die Hauptverantwortlichkeit von Fall zu
Fall durchaus bestimmbar, so daß das Verursacher-
prinzip bei globalen Umweltproblemen nicht not-
wendigerweise außer Kraft gesetzt ist.

Etwa 80 Prozent des global bei der Energienutzung
freigesetzten Kohlendioxids (rund 20 Milliarden
Tonnen CO2) entstammen der Verbrennung fossi-
ler Brennstoffe in der nördlichen Hemisphäre ).8



Die Industrieländer sind also eindeutig die Haupt-
verursacher des Treibhauseffektes. Aus Wäldern
und anderen Komponenten der Biomasse werden
rund fünf Milliarden Tonnen CO2 freigesetzt, von
denen wiederum rund 80 Prozent auf Entwaldung
(Brandrodung) in Entwicklungsländern zurückge-
hen. Nahezu die gesamte Produktion von FCKW
erfolgt in den Industrieländern; einige Entwick-
lungsländer, zum Beispiel die VR China und In-
dien, stehen jedoch vor der Massenproduktion von
Autos und Kühlaggregaten (Kühlschränke und Kli-
maanlagen), bei denen nach herkömmlicher Tech-
nik FCKW zum Einsatz kommen würden.

Internationale Kooperation und Verantwortung bei
globalen Umweltproblemen wird sich zumindest in
Form von Finanz- und Technologietransfers be-
werkstelligen lassen. Offen aber bleibt die Frage,
ob bei der Bewältigung globaler Umweltprobleme
Präventivmaßnahmen oder Anpassungsmaßnah-
men überwiegen werden, das heißt, ob die Mensch-
heit (die derzeitige Generation) zur Vorsorge bereit
und fähig ist oder sich (und die nachfolgenden Ge-
nerationen) zur Nachsorge verdammt. Die im fol-
genden näher beschriebenen globalen Umweltpro-
bleme lassen beides zu, machen letzteres aber eher
wahrscheinlich.

II. Klimaänderung und Ozonschädigung
1. Treibhauseffekt

Das bisher meistdiskutierte globale Umweltpro-
blem ist die bereits stattfindende und sich weiter
verstärkende Klimaveränderung9). Die steigende
Konzentration bestimmter Spurengase in der At-
mosphäre führt in den nächsten Jahrzehnten zu ei-
ner signifikanten Erhöhung der durchschnittlichen
Erdtemperatur, woraus weitreichende ökologische,
ökonomische, soziale und politische Konsequenzen
entstehen werden. Die Wirkung der Spurengase im
Klimasystem wird jedoch wegen langsam ablaufen-
der Akkumulationsprozesse nicht sofort sichtbar.
Wenn die künstliche Erwärmung aber große Aus-
maße angenommen hat, ist es für Reduzierungs-
maßnahmen zu spät. Hier zeigt sich das Dilemma
globaler Umweltprobleme besonders deutlich:
teure, aber späte Nachsorge oder mögliche, aber
sofort erforderliche Vorsorge (Prävention).

Die klimawirksamen Spurengase wie insbesondere
Kohlendioxid, Methan, FCKW und Stickoxide, die

sich in der Atmosphäre anreichem, stören den
Wärmehaushalt der Erde, indem sie die Wärmeab-
strahlung in den Weltraum zum Teil blockieren
(Treibhauseffekt). Den größten Anteil (ca. 50 Pro-
zent) an diesem Aufwärmungsprozeß hat das Koh-
lendioxid. Durch (ineffiziente) Verbrennung fossi-
ler Brennstoffe und durch Brandrodung tropischer
Wälder werden derzeit pro Sekunde rund 1 000
Tonnen zusätzlichen Kohlendioxids in die Atmo-
sphäre eingeleitet. Stickoxide, die vor allem bei
ungeregelter Verbrennung in Motoren und Kraft-
werken frei werden, bewirken eine Anreicherung
von Ozon in den unteren Atmosphäreschichten.
FCKW, die in Sprays und Kühlaggregaten einge-
setzt oder bei der Aufschäumung von Kunststoffen
und beim Einsatz als Reinigungsmittel frei werden,
tragen mit ca. 14 Prozent zur Aufwärmung der At-
mosphäre bei. Beim Verdauungsprozeß in den Mä-
gen der Rinderherden und in den Reisfeldern der
Welt entstehen große Mengen an Methan, das mit
ca. 18 Prozent zur künstlichen Aufwärmung der
Atmosphäre beiträgt. Damit sind die wesentlichen
Verursachungsfaktoren des Treibhauseffektes be-
nannt. Was also macht ihre Eindämmung so schwie-
rig oder gar unwahrscheinlich?

Idealiter müßten alle Treibhausgase von einer inter-
nationalen Reduzierungsvereinbarung (Klimakon-
vention) erfaßt werden. Das aber ist eher unwahr-
scheinlich. Zu unterschiedlich sind die technischen,
ökonomischen, sozialen und politischen Aspekte
der Emissionsreduzierung bei den einzelnen Gasen.
Während beim Kohlendioxid die Industrieländer
mit ca. 80 Prozent Hauptverursacher sind (vor al-
lem die USA mit ihrem höchst ineffizienten Ener-
giesystem), sind es beim Methan die Entwicklungs-
länder (Reisfelder, Rinderherden). Während bei
einigen Gasen die Emission gut kontrolliert werden
kann, gelingt das bei anderen nur bei der Produk-



tion. Während bei einigen ein schneller und kom-
pletter Ausstieg (FCKW) notwendig und möglich
erscheint, ist bei anderen (Methan) nur eine lang-
same und stufenweise Reduzierung möglich.

Entsprechend wird derzeit eine Rahmenkonven-
tion (framework convention) zum Treibhauseffekt
vorbereitet, mit der die Probleme beschrieben, die
Handlungsnotwendigkeiten im Prinzip anerkannt
und die erforderlichen Forschungs- sowie Monito-
ringprogramme auf den Weg gebracht werden sol-
len. Diese Klimakonvention soll auf der UN-Kon-
ferenz über Umwelt und Entwicklung 1992 in Bra-
silien verabschiedet werden. Eine solche Konven-
tion muß dann durch mehrere Protokolle aufgefüllt
werden, die konkrete Zielvorgaben und Maßnah-
men zur Emissionsreduzierung, zum Schutz der
Tropenwälder, zur Einführung regenerativer Ener-
gien und anderes mehr enthalten.

Von Seiten der Wissenschaft ist eine Reihe von Vor-
schlägen entwickelt worden, vor allem zum Kohlen-
dioxid, die von der Einführung einer nationalen
und globalen Ressourcensteuer (bzw. Emissionsab-
gabe) über internationale Quotensysteme bis zu
transnational handelbaren Emissionszertifikaten
reichen 10). Ein Musterprotokoll wie das Princeton-
Protokoll ) beispielsweise enthält progressive (dy-
namische) Zielvorgaben, die über einen Zeitraum
von 80 Jahren zu weltweit gleichen Pro-Kopf-Emis-
sionen an CO2 führen.

11) Vgl. Princeton Protocol on Factors that Contribute to
Global Warming. December 1988, Princeton University.
Princeton 1988.
12) Die Bundesrepublik Deutschland emittierte 1990 mit
rund 1 070 Mio. Tonnen etwa fünf Prozent der energiebe-
dingten CO2-Emissionen der Welt; davon entfielen 715 Mio.
Tonnen auf die alten Bundesländer. Das bedeutet eine Pro-

Dieser Vorschlag hat (wie andere Vorschläge auch)
drastische Änderungen auf dem Wachstumspfad
der Industrie- und auch der Entwicklungsländer zur
Voraussetzung wie zur Folge („ökologischer Struk-
turwandel der Wirtschaft“ bzw. „Energieeffizienz-
Revolution“). Statt weiterer Emissionszunahme
geht es um eine Emissionssenkung von zwei bis drei
Prozent pro Jahr!
Es ist also mehr geboten als nur eine relative Ent-
koppelung von Wirtschaftswachstum und Energie-
verbrauch; mittel- und langfristig ist aus ökologi-
schen Gründen nur noch ein Wirtschaftswachstum
akzeptabel, bei dem Energieverbrauch und Um-
weltbelastung auch absolut zurückgehen12).

Zur praktischen Umsetzung solch drastischer,
dynamisch angelegter Emissionsminderungen
kommt, neben der im Gespräch befindlichen CO2-
Abgabe, eine Reihe von praktischen Maßnahmen
in Betracht:

— Reduzierung des Verbrauchs fossiler Brenn-
stoffe durch Energiesparen bzw. Erhöhung der Ef-
fizienz der Energienutzung, insbesondere bei
Transportenergie, Elektrizität, Heizenergie;

— Substitution der emissionsreichen durch emis-
sionsarme Brennstoffe;

— Installation neuer Energiegewinnungstechniken,
wie Blockheizkraftwerke, Fernwärme, Femküh-
lung, Gasturbinen;

— Substitution fossiler Brennstoffe durch erneuer-
bare Energien, wie insbesondere Biomasse, Wind-
energie, Photovoltaik, Wasserstoff;

— Programm zur Rettung der Regenwälder (finan-
ziert durch einen Fonds auf Basis einer CO2-Ab-
gäbe) und weltweite Wiederaufforstung;

— weltweites Programm zur technischen Nachrü-
stung bzw. Umrüstung der Kraftwerke auf fossiler
Basis (Entschwefelung, Entstickung) und der Mo-
toren (Katalysatoren).

Die in jüngster Zeit ins Gespräch gebrachte Erhö-
hung des Kernenergieanteils ist angesichts der un-
gelösten Sicherheits-, Weitergabe- und Entsor-
gungsprobleme und der vermutlich unlösbaren Ko-
stenprobleme keine echte Alternative.

Die Durchführung der genannten Maßnahmen
würde eine erhebliche Abschwächung des in Gang
befindlichen Treibhauseffekts bewirken. Diese
Maßnahmen sind jedoch so rasch wie möglich zu
ergreifen. Nach neueren Studien müßten innerhalb
der nächsten zehn Jahre die CO2-Emissionen welt-
weit um 37 Prozent gesenkt werden, damit die
künstliche Aufwärmung der Erdatmosphäre im 
Jahre 2100 nicht über 1 bis 2 Grad Celsius im glo-
balen Mittel liegt13).

Kopf-Emission von 12.3 Tonnen, in den neuen Bundeslän-
dern gar von 21.2 Tonnen CO2; vgl. A. Günther, CO2-Ge-
fahr und eine rationale Energiepolitik, in: Umwelttechnik,
24 (1990). S. 15.
Die Bundesregierung strebt eine Reduzierung der energiebe-
dingten CO2-Emissionen um 25 Prozent an. hat jedoch noch
kein entsprechendes Maßnahmenpaket vorgelegt. Die En-
quete-Kommission des Bundestages „Vorsorge zum Schutz
der Erdatmosphäre“ hat im Oktober 1990 eine Reduzierung
von mindestens 30 Prozent vorgeschlagen und die EG aufge-
fordert. eine Reduzierung von 20 bis 25 Prozent anzustre-
ben. In der EG besteht jedoch derzeit wenig Bereitschaft, die
CO2-Emissionen überhaupt zu reduzieren.
13) Vgl. W. Bach/A. K. Jain, Von der Klimakrise zur Kli-
mastabilisierung, unveröff. Ms. Univ. Münster, Institut f.
Geographie, 1990.



Es ist unmittelbar einleuchtend, daß die Analyse
der Erfolgsbedingungen solcher oder ähnlicher
weltweit zu betreibender Maßnahmen zur Eindäm-
mung bzw. Abschwächung der Klimaänderung ein
ureigenes, theoretisch interessantes und empirisch
relevantes Betätigungsfeld sozialwissenschaftlicher
Forschung ist. Nicht anders verhält es sich mit der
Klimawirkungsforschung, das heißt mit Analysen
und Programmen zu den Wirkungen eingetretener
oder zukünftig eintretender Klimaänderungen.

Während die Ursachen der künstlichen Erwärmung
der Atmosphäre relativ gut bekannt sind, gibt es
über deren Ausmaß und Auswirkungen noch er-
hebliche Unsicherheit. Der erwartete Temperatur-
anstieg von 1,5 bis 4,5 Grad Celsius im globalen
Mittel brächte aber wahrscheinlich gravierende Fol-
gen mit sich. Die Winter in den gemäßigten Zonen
würden kürzer und wärmer, die Sommer länger und
heißer. Die Verdunstungsraten würden zunehmen
und im Gefolge davon die Regenfälle. Die Tropen
und die gemäßigten Zonen könnten feuchter, die
Subtropen trockener werden. In den Tundragebie-
ten könnte der gefrorene Boden auftauen, was zu
organischer Verrottung und einer weiteren Ver-
mehrung von Treibhausgasen, also zu einer „klima-
tischen Kettenreaktion“ führen könnte.
Die Klimaänderung würde somit schon bestehende,
regional gravierende Probleme wie Trockenheit,
Wüstenausdehnung oder Bodenerosion verschär-
fen und die nachhaltige ökonomische Entwicklung
in vielen Ländern der Welt gefährden. Die Land-
wirtschaft würde sich weiter in Polrichtung ver-
schieben, die Waldflächen könnten abnehmen, die
Subsistenzlandwirtschaft auf marginalen Böden
würde beeinträchtigt, die Häufigkeit und das Aus-
maß von Überschwemmungen könnten zunehmen.
Der höhere CO2-Gehalt der Luft würde einerseits
den Pflanzenwuchs fördern, andererseits nähme de-
ren Nährgehalt ab. Die für den Wasserhaushalt und
die menschliche Gesundheit bereits problematische
Verwendung synthetischer Dünger und Pestizide
würde weiter ansteigen, um die Bodenfruchtbarkeit
zu erhalten.
Eine weitere gravierende Konsequenz globaler
Aufwärmung wären das Schmelzen von Eis und die
thermische Ausdehnung des Ozeanwassers mit der
Folge einer Erhöhung des Wasserspiegels. Nach
den derzeitig vorliegenden Berechnungen würde
ein Temperaturanstieg von 1,5 bis 4,5 Grad Celsius
den Wasserspiegel der Ozeane um 20 bis 165 Zen-
timeter anheben, im Falle des Abrutschens großer
Flächen polaren Eises ins Meer auch noch höher.
Da etwa ein Drittel der Weltbevölkerung in nur
60 Kilometern Entfernung von der jeweiligen Kü-
stenlinie lebt, wären die Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse schwerwiegend betroffen, für einzelne Länder

— wie etwa die Seychellen und Teile von Bangla-
desh — würde sich die Existenzfrage stellen.

Angesichts erheblicher weltweiter Forschungsan-
strengungen in den Naturwissenschaften dürften
sich die noch vorhandenen Unsicherheiten über die
Wirkungen der anstehenden Klimaänderung rasch
verringern. In Abhängigkeit vom Erfolg oder Miß-
erfolg der möglichen Präventivmaßnahmen, die
weiter oben genannt wurden, werden mehr oder
weniger umfangreiche Anpassungsmaßnahmen er-
forderlich. Diese Maßnahmen, die technischer,
ökonomischer, sozialer und politischer Art sind,
haben aller Voraussicht nach eine regional erheb-
lich differenzierte Ausprägung, Es ist an der Zeit,
Forschungsprogramme über die regionalen Wir-
kungen der stattfindenden Klimaänderung aufzule-
gen. In den USA. wo es stark und weniger stark
betroffene Regionen geben wird, hat solche For-
schung bereits begonnen14).

2. Schädigung der Ozonschicht

Die stratosphärische Ozonschicht fungiert als Filter
für die von der Sonne ausgehende ultraviolette
Strahlung. Sie trägt auch zur Regulierung der Tem-
peratur in der Atmosphäre bei. Dieser Ozonschutz-
schild wird von langsam aufsteigenden ozonschädi-
genden Gasen angegriffen, insbesondere von
FCKW, die von der chemischen Industrie in immer
größerem Umfang und für verschiedenartige
Zwecke produziert worden sind (und weiter produ-
ziert werden). Die Herstellung dieser Stoffe, nicht
deren Verbrauch, erfolgt bisher fast ausschließlich
in den Industrieländern und hier jeweils unter
quasi-monopolartigen Marktverhältnissen.
Von der Schädigung und Zerstörung der strato-
sphärischen Ozonschicht sind vielfältige Auswir-
kungen zu erwarten, die weltweit auftreten werden:
Zunahme von Sonnenbrand, Schädigung des Seh-
vermögens, vorzeitige Alterung der Haut, Schwä-
chung des Immunsystems bei Mensch und Tier,
steigende Häufigkeit und Gefährlichkeit von Haut-
krebs usw. Auch auf die Pflanzen- und Tierwelt hat
ultraviolette Strahlung eine Fülle von negativen
Auswirkungen 15).
Über die Konzentration der FCKW und anderer
ozonschädigender Gase ist das vorhandene Wissen
noch unzureichend, es wächst aber aufgrund geziel-
ter Forschungsaktivitäten rasch an. So wird von
einer Schädigung der Ozonschicht der Stratosphäre
um ein Prozent eine Zunahme der ultravioletten
Strahlung auf der Erdoberfläche um zwei Prozent



und eine ähnlich hohe Zunahme von Hautkrebser-
krankungen erwartet.

Die Schaffung neuen internationalen Rechts zur
Regulierung globaler Umweltprobleme und seine
Anpassung an sich ändernde Gegebenheiten ist mit
einem vergleichsweise langwierigen Prozeß der
Konsensbildung verbunden ). Aufgrund des Feh16 -
lens einer globalen Durchsetzungsinstanz muß in-
ternationales Recht, wenn es Einfluß auf das natio-
nale ökonomische und politische System entfalten
soll, zumindest auf den Konsens der wichtigen Ak-
teure gegründet sein. Der komplexe Problembe-
reich Ozonschädigung stellt ohne Zweifel beson-
dere Anforderungen an neue rechtsbildende Insti-
tutionen (Umweltregime). Unter diesem Gesichts-
punkt sind Geschwindigkeit und Reichweite der
Entwicklung eines internationalen Regimes zum
Schutz der Ozonschicht als Modellfall zu bezeich-
nen, als Beispiel intelligenter internationaler Diplo-
matie.
Im Rahmen von nunmehr neun Jahre währenden,
nahezu ununterbrochenen Verhandlungen wurden
zwei internationale Verträge, die Wiener Konven-
tion zum Schutz der Ozonschicht (1985) und das
Montrealer Protokoll zum Schutz der Ozonschicht
(1987), abgeschlossen sowie eine weitreichende Re-
vision des Protokolls vorgenommen (Helsinki-Er-
klärung, 1989, und Londoner Konferenz, 1990)17).
Internationale Umweltregime verbinden für ein-
zelne Problembereiche rechtliche Regelungen mit
einem Mechanismus, der diese Regelungen zu-
gleich dynamisiert; insofern dürfte der Prozeß der
Veränderung des Regimes zum Schutz der Ozon-
schicht noch nicht beendet sein ).18

Im Jahre 1974 war der Zusammenhang zwischen
der Emission von FCKW und der Zerstörung der
Ozonschicht erstmals theoretisch begründet wor-
den. Mehrere Länder reagierten schnell und unter-
banden im Laufe der siebziger Jahre einseitig die
Nutzung von FCKW als Treibmittel in Spraydosen.
Doch der Verbrauch von FCKW stieg weltweit so
rasch an, daß zu Beginn der achtziger Jahre die
erzielten Einsparungen bereits übertroffen wurden.
Im Jahre 1981 legte eine Gruppe kleinerer Indu-
strieländer Vorschläge zu einer Konvention vor, die
den Gedanken eines dynamischen internationalen
Regimes beinhalteten. Es entstand das Konzept ei-
ner Zweiteilung des rechtlichen Instrumentariums
in einen stabilen, institutioneilen Teil (Rahmen-

konvention) und einen flexiblen, technischen Teil
(Protokoll). Das im September 1987 angenommene
Montrealer Protokoll spiegelt wider, bis zu wel-
chem Punkt internationaler Konsens erreichbar
war. Es fordert die Unterzeichnerstaaten auf, den
Verbrauch von FCKW bis zum Jahre 1999 um
50 Prozent gegenüber 1986 zu reduzieren, läßt je-
doch zugleich die Übertragung von Produktionen
auf andere Staaten zu. Zur zukünftigen Umsetzung
des in der Präambel bereits vorgesehenen Ziels des
vollständigen Verzichts auf FCKW wurde der Me-
chanismus zur Anpassung des Rechts erheblich ver-
stärkt (Dynamisierungsklausel). Zunächst für 1990
und dann mindestens alle vier Jahre sieht das Pro-
tokoll eine Überprüfung der Kontrollmaßnahmen
vor. Die Konferenz der Protokollstaaten in Hel-
sinki 1989 leitete die geplante Revision ein und ver-
abschiedete die Helsinki-Erklärung, die für FCKW
einen vollständigen Ausstieg bis zum Jahr 2000, für
Halone einen Ausstieg ohne Zieldatum sowie eine
schrittweise Regelung für die Reduzierung weiterer
ozonschädigender Stoffe vorsieht19).
Neben der Verschärfung der Kontrollmaßnahmen
war jedoch eine Verbreiterung der Vereinbarungen
geboten, weil sich bisher vorwiegend nur Industrie-
länder den Regeln unterworfen hatten, nicht aber
die Entwicklungsländer, darunter Brasilien, die VR
China und Indien, die über einen potentiell großen
Binnenmarkt (für Autos, Kühlschränke, Klimaan-
lagen) verfügen, für die nach herkömmlicher Tech-
nik FCKW verwendet werden. Um diesen Ländern
den Beitritt zu erleichtern, beschlossen die Ver-
tragsstaaten, einen Mechanismus zur Finanzierung
und zum Zugang zu moderner Technologie zu ent-
wickeln. Nach der Konferenz von London 1990, auf
der nunmehr 60 Vertragsstaaten ein umfangreiches
Paket zur Änderung des Montrealer Protokolls an-
nahmen, wurde ein multilateraler Fonds eingerich-
tet, der durch Beiträge der Industrieländer sowie
einiger Entwicklungsländer entsprechend dem UN-
Beitragsschlüssel finanziert wird. Der Fonds hat die
Aufgabe, die erhöhten Kosten zu decken, die Ent-
wicklungsländern bei der Umstellung ihrer Produk-
tion auf ozonverträgliche Stoffe und Verfahren ent-
stehen. Bis zum Inkrafttreten der Vertragsänderun-
gen verfügt der Interimsfonds für die ersten drei
Jahre (1991 bis 1993) über 160 Mio. US-Dollar, die
später aufgestockt werden sollen. Dreizehn Indu-
strieländer, darunter die Bundesrepublik Deutsch-
land, haben sich darüber hinaus in einer gemeinsa-
men Erklärung zum endgültigen Ausstieg aus der
FCKW-Produktion bis 1997 verpflichtet.
Die Schädigung bzw. Zerstörung der stratosphäri-
schen Ozonschicht bleibt dennoch ein globales Um-



weltthema — nicht nur, weil von den Ersatzstoffen
ebenfalls Schäden ausgehen können, sondern auch
wegen der zu erwartenden grundsätzlichen Verifi-
kationsprobleme und Implementationsdefizite in-
ternationaler Vereinbarungen. Möglicherweise
stellt sich also der traditionelle Konflikt zwischen
Vereinbarung und Einhaltung gemeinsamer Um-

weltstandards, wie wir ihn aus der Diskussion um
den Abgaskatalysator für PKW, die Sicherheit von
Kernkraftwerken oder die Reinhaltung der Ozeane
kennen, in anderer Form erneut. Und schließlich
und nicht zuletzt ist bei jedem Krieg mit einer gra-
vierenden Freisetzung ozonschädigender Substan-
zen zu rechnen.

III. Verlust an Biodiversität
1. Raubbau an tropischen Wäldern

Die tropischen Wälder umfassen eine Fläche von
rund 1,9 Mrd. Hektar, wovon etwa 1,2 Mrd. Hek-
tar als geschlossene und 700 Mio. Hektar als offene
Wälder gelten. Weltweit betrachtet gehen nach
neuesten Studien jährlich ,4 Mio. Hektar tropi20 -
sche Wälder verloren, ein großer Teil davon in
Amazonien20); das sind 79 Prozent mehr als die
jahrelang benutzte Studie der Food and Agriculture
Organization (FAO) von 1980 (11,4 Mio. Hektar)
besagte. Das Verhältnis von Abholzung bzw.
Brandrodung zu Wiederaufforstung liegt, weltweit
gesehen, bei zehn zu eins. Viele Entwicklungslän-
der haben keine einschlägige Erfahrung mit der
Wiederaufforstung von Wäldern.
Die Verluste an tropischen Wäldern entstehen aus
einer Vielzahl von Gründen21). Neben der Abhol-
zung zu Exportzwecken, die auf unzureichenden
Konzessionsverträgen oder auf staatlichen Subven-
tionen für Landnutzung beruhen, sind vor allem die
Brandrodung zur Anlage von Plantagen, für Wei-
deland und Ackerbau, aber auch die Errichtung
von Industrie- und Energiegewinnungsanlagen
(Stauseen) und von Siedlungen, vielfach auch die
Markierung privater Besitzansprüche bzw. die Bo-
denspekulation dafür verantwortlich. Hinter diesen
Nutzungsansprüchen steht ein großer Bevölke-
rungsdruck und ein im Gefolge von Verschuldungs-
krisen auftretender starker Exportdruck (ökologi-
scher Zahlungsbilanz-Effekt). Die Notwendigkeit,
Deviseneinnahmen zu erzielen, treibt Entwick-
lungsländer zu einer Übernutzung ihrer Ressour-
cenbestände. Wenn Maßnahmen zur Regeneration
dieser Ressourcen aus ökonomischen Gründen
nicht ergriffen werden oder aus ökologischen Grün-
den nicht ergriffen werden können, führt dies zum
Verlust der Nachhaltigkeit der Ressourcennutzung
und zu bleibenden Verlusten am „natürlichen Kapi-
talstock“ — ein Grundwiderspruch zu einer ver-
nünftigen Managementregel.

Der Raubbau an den tropischen Wäldern hat oft
auch die Vertreibung oder Vernichtung waldbezo-
gener tierischer und vor allem menschlicher Le-
bensgemeinschaften zur Folge; das belegt insbeson-
dere die tragische Geschichte der Indianer Amazo-
niens. Da in den tropischen Regenwäldern minde-
stens 40 Prozent aller Tier- und Pflanzenarten der
Welt beheimatet sind, verursacht dieser Raubbau
ungeahnte, bisher nicht verläßlich schätzbare Ver-
luste an genetischer Vielfalt.

Aufgrund der in den Entwicklungsländern weiter-
hin rasch anwachsenden Bevölkerung wird die zu-
sätzliche Nachfrage nach landwirtschaftlich genutz-
tem Boden bis zum Jahre 2000 auf 80 Mio. Hektar
geschätzt; diese wird, so ist zu befürchten, zum
größten Teil in der Rodung („Konversion“) jetziger
Waldflächen bestehen. Da die tropischen Böden
wegen der meist nur dünnen Humusschicht für kon-
tinuierlichen Anbau oder intensive Viehbewirt-
schaftung nicht oder nur unter bestimmten Bedin-
gungen geeignet sind, wird Waldkonversion zu gro-
ßen ökologischen Schäden oder Produktivitätsrück-
gängen führen, wenn nicht tragfähige Alternativen
zu den derzeit vorherrschenden Anbautechniken
entwickelt werden.
In einigen Entwicklungsländern, zum Beispiel In-
donesien, haben sogenannte Transmigrationspro-
gramme erhebliche ökologische Schäden bewirkt,
ohne die ökonomische Nachhaltigkeit der Neube-
siedlung zu gewährleisten22). In Asien und Latein-
amerika hat die Entwaldung in hochgelegenen Ge-
bieten die Gefahr und die Häufigkeit der Überflu-
tung tiefer gelegener Landesteile erhöht, mit teil-
weise erheblicher Beeinträchtigung der Boden-
fruchtbarkeit der Täler und Ebenen. In Indien wer-
den inzwischen jährlich etwa 20 Mio. Hektar über-
flutet, zumeist als Folge unsachgemäßer Forstwirt-
schaft.
Diese und andere Probleme der Waldnutzung und
Waldzerstörung sind insofern globaler Natur, als
ihre Ursachen in einer globalen ökonomisch-ökolo-
gischen Interdependenz liegen oder aber ihre Wir-



kungen global sind und nur durch internationale
Kooperation eingedämmt werden können.

2. Boden* und Wasserbelastung
Nach vorliegenden Schätzungen dehnen sich die
Wüstengebiete der Welt jährlich um ca. sechs Mil-
lionen Hektar aus. Bis zu zwei Fünftel der Nicht-
Wüstengebiete Afrikas, zwei Drittel in Asien und
ein Fünftel in Lateinamerika könnten sich nach
Ansicht von Experten in Zukunft in Wüsten ver-
wandeln23). Die Zunahme der Bevölkerung, aber
auch die der Viehbestände, hat die Vegetation be-
einträchtigt und damit wiederum die Bodenerosion
beschleunigt. Mitte der achtziger Jahre lebten etwa
850 Mio. Menschen in Trockengebieten, 230 Mio.
davon waren von der Wüstenausdehnung direkt
oder indirekt betroffen.
Die damit einhergehende Störung der ökologischen
Systeme beeinträchtigt die ohnehin schwache Was-
seraufnahme der Böden zusätzlich, beschleunigt
den Wasserabfluß, senkt den Grundwasserspiegel
und reduziert die Qualität und den Nährstoffgehalt
der Böden. Unter solchen Bedingungen verstärken
sich die Effekte längerer Trockenheit, und Nah-
rungsmangel kann sich in Hungersnot verwan-
deln.
Die systematische Erforschung dieser Prozesse aber
hat gezeigt, daß hierbei politische, ökonomische
und soziale Faktoren weit bedeutsamer sind als frü-
her angenommen24 ). Neben Bevölkerungsdichte
und Viehbestand ist es vor allem die marktorien-
tierte Landwirtschaft, die die konventionelle Bo-
dennutzung verdrängt, die Tragfähigkeit margina-
ler Böden überfordert und damit den Verwüstungs-
prozeß beschleunigt. Nicht nur technische Lösun-
gen wie Aufforstung, veränderte Siedlungsmuster
oder künstliche Beregnung sind erforderlich, son-
dern auch institutionelle Lösungen wie vor allem
geeignete Landnutzungsrechte, wenn die Wüsten-
ausdehnung, von der gerade die ärmsten Gebiete
der Welt betroffen sind, gestoppt werden soll.
Neben der quantitativen Abnahme findet eine qua-
litative Verschlechterung ehemals ertragreicher
Böden statt. In Afrika nördlich des Äquators gelten
rund 11 Prozent des gesamten Landes als von Was-
sererosion und 22 Prozent als von Winderosion sub-
stantiell geschädigt; im Nahen Osten liegen die ent-
sprechenden Werte sogar bei 17 und 35 Prozent.
Dieses Problem ist durch ungeeignete Bodennut-
zung verstärkt worden, insbesondere durch die
Substitution von Mischkulturen durch Monokultu-
ren sowie die Vernachlässigung eines geeigneten
Wassermanagements.

Fast alle Länder der Welt haben inzwischen ernste,
wenn auch sehr verschiedenartige Wasserpro-
bleme25 ). In vielen Fällen wird das quantitative
Wasserangebot zunehmend kritisch, verursacht
durch Dürre, Übernutzung von Wasservorräten
und Entwaldung, während die Wassernachfrage
aufgrund von künstlicher Bewässerung, Urbanisie-
rung und Industrialisierung sowie rasch anwachsen-
den individuellen Wasserverbrauchs weiter an-
steigt. Weltweit gesehen werden zur Zeit etwa
1 300 Mrd. Kubikmeter Wasser pro Jahr für künst-
liche Bewässerung verwendet; wegen der damit ein-
hergehenden Verdunstungs- und Transportverluste
wird den vorhandenen Wasservorräten für diesen
Zweck jedoch mehr als das Doppelte, nämlich rund
3 000 Milliarden Kubikmeter, entzogen.

Die Wasserqualität verschlechtert sich weltweit in
dramatischer Weise. Oberflächenwasser und
Grundwasser sind in vielen Ländern mit Nitrat und
Pestiziden aus der Landwirtschaft, durch Leckagen
aus städtischen und industriellen Wasser- und Ab-
wassersystemen sowie aus Kläranlagen und Müllde-
ponien belastet. Die von der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) empfohlenen Grenzwerte werden
immer häufiger überschritten, die von der EG-
Kommission gesetzten Grenzwerte werden von
Tausenden von Wasserbrunnen in Europa nicht
eingehalten; diese müßten folglich geschlossen wer-
den.
Viele Wissenschaftler sehen in der Wasserproble-
matik das zentrale Umweltthema der neunziger
Jahre26 ). Die sog. „Internationale Wasserdekade“
war ein Fehlschlag27), und weltweit muß viel mehr
getan werden, um die Verschmutzung des Wassers
grundsätzlich zu vermeiden und bereits verschmutz-
tes Wasser zu säubern. Auch und gerade bei der
Wasserproblematik zeigt sich, daß Vorsorge besser
ist als Nachsorge, zumal die Reinigung einmal ver-
schmutzter Grundwasservorräte selbst in den reich-
sten Ländern der Welt kaum finanzierbar sein
dürfte.
Wassermanagement hat auch insofern eine interna-
tionale Dimension, als es mehr als 200 grenzüber-
schreitende Flußeinzugsgebiete und eine große
Zahl von Seen und Gewässern mit regionalem Ein-
zugsbereich gibt; immerhin gelten die Ozeane, in
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die sich schließlich alle Schmutzfrachten ergießen,
als „gemeinsames Erbe der Menschheit“,
Die künstliche Bewässerung hat die landwirtschaft-
liche Produktivität in Gebieten mit unsicheren oder
unzureichenden Regenfällen erheblich erhöht und
den Anbau hochertragreicher Sorten möglich ge-
macht; sie wird in Ländern und Gebieten mit nied-
rigen Einkommen und mit Nahrungsmitteldefiziten
weiter ausgedehnt werden müssen. Auf das Konto
unsachgemäßer Bewässerung gehen aber auch
Wasserverschwendung, Grundwasserverseuchung
und Produktivitätsverluste großen Umfangs. In
ähnlicher Weise hat die unkontrollierte Entnahme
von Grundwasser viele Wasservorräte in Asien und
Afrika reduziert, während in den Industrieländern
der zunehmende spezifische Wasserverbrauch zum
Teil nur noch durch eine erhebliche Verlängerung
der Wassertransportwege zu befriedigen ist.

Neben den Anforderungen an geeignete technische
Maßnahmen zur quantitativen und qualitativen Si-
cherung der Wasservorräte für eine weiter zuneh-
mende Weltbevölkerung, wie etwa die Erschlie-
ßung neuer Quellen, die Schaffung integrierter
Wasserkreisläufe bei der industriellen Produktion
und die Verhinderung der Wasserverschmutzung
durch Schadstoffe vielfältiger Art. wird es in Zu-
kunft deshalb auch um eine systematische Reduzie-
rung des spezifischen Wasserverbrauchs in Indu-
strie und Haushalt gehen müssen28 ). Hierzu sind
unter anderem institutioneile Innovationen erfor-
derlich, zum Beispiel eine aktive Wasserpreispoli-
tik, die in weiten Teilen der Welt entweder unbe-
kannt sind oder auf großen Widerstand stoßen wer-
den. Die Alternative zu solchen Innovationen aber
heißt Wasserrationierung und Wasserverseuchung,
mit allen daraus entstehenden Konsequenzen.

IV. Umweltschädigende Produktion
1. Gefährliche Abfälle

Viele Industrieprodukte und chemische Abfall-
stoffe sind nicht oder nur schwer abbaubar oder
nicht dauerhaft lagerungsfähig. Nicht alle Einrich-
tungen zur Behandlung solcher Stoffe sind tech-
nisch sicher und risikofrei. Aus alten Lagerstätten
entweichen toxische Substanzen aufgrund von Lek-
kagen und belasten Böden, Grund- und Oberflä-
chenwasser. Das Mischen von toxischem Müll und
Hausmüll hat zu zahllosen Unfällen und Krankhei-
ten geführt, ist aber dennoch in den meisten Län-
dern weiterhin üblich; eine getrennte Sammlung
und Behandlung der verschiedenen Abfallarten ist
erst in einigen wenigen Ländern üblich gewor-
den29). Zahlreiche gefährliche Stoffe, deren Ver-
wendung in Industrieländern verboten wurde, wer-
den weiterhin in die Entwicklungsländer exportiert.
Die zunehmend zum Einsatz kommende Verbren-
nungstechnik (Müllverbrennungsanlagen) mag das
Abfallvolumen zwar quantitativ reduzieren, er-
zeugt ihrerseits aber konzentrierte toxische Abfälle
und bei unsachgemäßer Handhabung gefährliche
Luftschadstoffe.
Die Entwicklungsländer produzieren, importieren
und deponieren toxische Abfälle in immer größe-
rem Umfang. In den meisten dieser Länder fehlt es
jedoch nicht nur an Bewußtsein und Information
über die Toxizität solcher Stoffe, sondern auch an
Wissen über deren sichere Handhabung.

Nach Jahrzehnten der mehr oder weniger unkon-
trollierten, wilden Deponierung gefährlicher Ab-
fälle haben die meisten Industrieländer (aber erst
einige Entwicklungsländer) die Kosten solcher
Ignoranz erkannt. Eine Reduzierung der gefährli-
chen Abfälle an der Quelle ihrer Entstehung, die
Abfallvermeidung, ist der einzig verläßliche Weg
zur Verbesserung der Situation. Trotz einiger Bei-
spiele der erfolgreichen Einführung relativ sauberer
Technologien (sog. low-waste-technologies) und in-
novativer Maßnahmen von Unternehmen in Indu-
strie und Handel ist Abfallvermeidung aber weder
in den Industrie- noch in den Entwicklungsländern
zu einem gesellschaftlichen Projekt avanciert. Im
Gegenteil, der Müllexport wurde zu einem giganti-
schen Geschäft. Das in vielen Entwicklungsländern
übliche Abfallrecycling ist angesichts des sich mit
der eigenen Industrieproduktion und den zuneh-
menden Importen rasch ändernden Stoffgehalts der
Abfälle zu einer insbesondere für ärmere Bevölke-
rungsgruppen risikoreichen und gelegentlich gar
lebensgefährlichen Tätigkeit geworden.

Der grenzüberschreitende Transport gefährlicher
Abfälle hat im letzten Jahrzehnt erheblich zuge-
nommen. Mit der Ausweitung des Warenhandels
geht offensichtlich eine „Liberalisierung“ des
Schadstofftransports einher: gefährliche Abfälle
gegen harte Devisen, nach dem Motto „aus dem
Weg, aus dem Sinn“. Eine wirksame Kontrolle des
Transports gefährlicher Abfälle gilt generell als
schwierig; nach erfolgtem Grenzübertritt unterlie-
gen sie oft ganz unterschiedlichen und gelegentlich
sich widersprechenden Regulierungen. Die beste-
hende Exportmöglichkeit reduziert zugleich die zu



schwachen ökonomischen Anreize zur Abfallver-
meidung und transferiert das Risiko, ohne zugleich
das Wissen und die Technik zur Behandlung des
Risikos zu transferieren.
Angesichts dieser Problematik und der weltweit ex-
pandierenden Chemieproduktion ist die relativ ra-
sche, wenn auch keineswegs einmütige Verabschie-
dung der „Baseler Konvention über die Kontrolle
des grenzüberschreitenden Verkehrs mit Sonderab-
fällen und ihrer Beseitigung“ von 1989 sicherlich zu
begrüßen30 ). Die Schwierigkeit liegt aber in der
Durchsetzung des Abkommens auf lokaler und na-
tionaler Ebene. Hierzu müßten effektivere techni-
sche und institutioneile Vorkehrungen ergriffen
werden, nicht nur, aber vor allem in den Entwick-
lungsländern, um die latent vorhandene Bereit-
schaft zur Umgehung von Transportkontrollen zu
verringern, das Entstehen gefährlicher Abfälle sy-
stematisch zu reduzieren und eine für Mensch und
Umwelt möglichst risikofreie Behandlung weiter-
hin anfallender Abfälle zu gewährleisten. Der
grenzüberschreitende Transport gefährlicher Ab-
fälle und deren Beseitigung bleibt, so scheint es,
auch für die nähere Zukunft ein ungelöstes und
insofern ein globales Umweltproblem.

2. Veraltete Technologie

In der Vergangenheit konnte man sagen: je mehr
Technik, desto mehr Umweltzerstörung. Die Tech-
nik stand im Dienste der Wohlstandserhöhung und
der Erleichterung der menschlichen Arbeit unter
Nutzung des „Füllhorns der Natur“. Die in den vor-
herigen Abschnitten geschilderten Entwicklungen
haben gezeigt, daß die so verstandene und konzi-
pierte Technik entscheidend dazu beigetragen hat,
das Füllhorn zu leeren; seine Regenerationskraft
wurde überfordert.

Eine neue Generation von Technologie ist daher
vonnöten: eine Technologie, die nicht die Arbeits-
produktivität, sondern die Ressourcenproduktivität
zu maximieren sucht31 ). Aus einer Kilowattstunde
das Fünffache an Energieleistung herauszuholen,
verlangt nicht weniger, sondern bessere Technik.
Die Wiederverwendung von Metallen und anderen
Rohstoffen schont den natürlichen Kapitalstock
und verringert die Abfallberge, verlangt aber neue
Techniken im Produktdesign, in der Herstellung
und in der Nutzung der Güter. Integrierte Ver-
kehrstechnik mit geringerem Landschaftsverbrauch

und geringerer Luftverschmutzung ist möglich,
wartet aber noch auf das Signal zum Einsatz. Ähn-
liche Entkoppelungsprozesse, wie sie zwischen
Energieverbrauch und Endprodukt eingetreten
sind (Energieeffizienz), sind auch bei anderen Um-
weltbelastungsfaktoren in großem Stile möglich.
Teilweise geht es hierbei um eine zunehmende Ent-
materialisierung der Produktion32 ), um einen
strukturellen Wandlungsprozeß, der von einer Mi-
niaturisierung der Produkte und Technologien be-
gleitet wird.
Die bisherigen „Dinosaurier-Technologien“ sollten
nicht länger in die Entwicklungsländer transferiert
werden; dort richten sie nicht weniger, sondern
mehr ökologischen Schaden an. Die Fähigkeit zur
Absorption umweltschonender Technologie in den
Entwicklungsländern ist keineswegs so gering, wie
vielfach behauptet wird. Hier gilt es insbesondere
für Europäer, manches Vorurteil zu korrigieren. Es
gibt sehr wohl den von der Entwicklungstheorie
postulierten „Vorteil des Nachzüglers“ (advantage
of the latecomer); die Computertechnik liefert
hierzu ein neues Beispiel. Der Imperativ einer
neuen, umweltschonenden Technikgeneration gilt
also weltweit.
Eine neue Technikgeneration setzt sich jedoch nicht
von selbst durch. Der Markt muß politisch unter-
stützt werden. Das Auto, das nur noch zwei Liter
Kraftstoff auf 100 Kilometer Fahrleistung ver-
braucht, bringt man vermutlich erst auf den Markt,
wenn es kein Verlustgeschäft mehr ist. Dieser Zeit-
punkt wird erst dann erreicht, wenn die Kraftstoff-
preise künstlich und drastisch angehoben werden.
Die Abfallvermeidung, die Abwasserreinigung, die
Luftreinhaltung, die CO2-Reduzierung, die Verrin-
gerung chlorhaltiger Stoffe, all das und anderes
mehr ist in erstaunlich hohem Maße technisch
machbar. Aber gemacht wird es erst, wenn der
durch den Staat dem Markt gesetzte Rahmen es
auch verlangt. Zur Wahrung der nationalen Wett-
bewerbsfähigkeit muß diese Rahmensetzung so
weit wie möglich international harmonisiert wer-
den. Aber man kann sich, das hat das Beispiel
Japan eindrucksvoll gezeigt, auch manchen Allein-
gang leisten.
Die Industrieländer müssen den Entwicklungslän-
dern vorleben, daß Umweltschutz und wirtschaftli-
che Prosperität, Ökologie und Ökonomie sich
durchaus vertragen und daraus Zukunftsfähigkeit
entsteht. Nur die hierzu passende Technologie
dürfte sich künftig für Export und Entwicklung, für
Welthandel und Entwicklungshilfe zugleich eig-
nen.



Horst Förster

Umweltprobleme und Umweltpolitik in Osteuropa

I. Grenzüberschreitende Umweltproblematik

Seit mehr als drei Jahrzehnten werden in westlichen
wie in östlichen Ländern die sehr komplexen Pro-
bleme der Umweltbelastungen als eine anscheinend
zwingende Folge von Industrialisierung und Wirt-
schaftswachstum diskutiert. Hatte sich zu Anfang
dieser Umweltdebatten das Interesse vornehmlich
auf die Analyse der Symptome im regionalen oder
globalen Maßstab beschränkt, so war in den letzten
Jahrzehnten eine verstärkte Auseinandersetzung
mit den Ursachen der Umweltbelastungen zu ver-
zeichnen ).1

Aus der Erkenntnis der hohen Kosten zur Beseiti-
gung oder Verminderung von Umweltschäden trat
in den westlichen, mit zeitlicher Verzögerung auch
in den östlichen Industrieländern, der ökonomische
Aspekt der Umweltbelastungen in den Vorder-
grund. Ansatzpunkt dieser Überlegungen war, daß
in absehbarer Zeit die natürlichen Ressourcen voll-
ständig erschöpft oder in ihrr Regenerationskraft
durch übermäßige Nutzung geschwächt sein wür-
den. Zu berücksichtigen war außerdem, daß die
früher in begrenztem Umfang als „freie Güter“ be-
trachteten Medien Luft und Wasser zu teuren Wirt-
schaftsgütern würden.
Aus diesen Erkenntnissen resultierten zahlreiche
Ansätze umweltökonomischer Theorien. Vor allem
in den siebziger und achtziger Jahren wurde die
Diskussion um die Ursachen von Umweltbelastun-
gen hineingezogen in die Auseinandersetzungen
um alternative Wirtschafts- und Gesellschaftssy-
steme*). Zwei Positionen standen sich dabei gegen-
über: Zum einen wurde die Ursache der Umwelt-
krise generell in der modernen Industriegesellschaft
gesehen, als Folgeerscheinung fortschreitender In-
dustrialisierung und Technisierung. Zum anderen
galt das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem selbst
als entscheidende Ursache.

1) Vgl. Horst Förster, Umweltbelastungen und Wirtschafts-
systeme, Paderborn-München 1980.
2) Vgl. Manfred Glagow (Hrsg.). Umweltgefährdung und
Gesellschaftssystem. München 1972; Helmut Schreiber.
Umweltprobleme in Mittel- und Ostmitteleuropa. Frank-
furt/M.—New York 1989.

3) Der Begriff Osteuropa wird hier in der Regel im Sinne des
„politischen Systems“ benutzt, nicht als geographische Ab 
grenzung.

Bis in die frühen achtziger Jahre wurde in den mei-
sten sozialistischen Ländern Ostmittel- und Osteu-
ropas das Dogma von der eo ipso umweltkonfor-
men Wirtschaftsordnung des Sozialismus propa-

giert und entsprechend gefolgert, die Umweltkrise
im Kapitalismus sei eine zwangsläufige Folge des
Profitstrebens.

Umweltbelastungen, Störfunktionen im System
Umwelt — Gesellschaft der sozialistischen Länder,
galten als zeitbedingte, nur durch den Sozialismus
überwindbare Phänomene oder als Erbe früherer
kapitalistischer Wirtschaftsweisen bzw. als Folgeer-
scheinungen des vom Kapitalismus aufgezwunge-
nen „Wettbewerbs der Systeme“.

Ähnlich wie die sechziger Jahre waren auch die
achtziger Jahre für Osteuropa3) zu einer Periode
der Wirtschaftsreformen geworden. Der zu Beginn
des vergangenen Jahrzehnts einsetzende Trend weg
vom Primat der Wirtschaftspolitik (Strukturpolitik,
Investitionspolitik), wie er für die siebziger Jahre,
typisch war. hin zur Reformpolitik, hat schließlich
am Ende dieses Jahrzehnts eine Dynamik gewon-
nen. die über die Perestrojka in der Sowjetunion zu
dem grundlegenden Umbruch in Osteuropa führte.
Unabhängig davon, wie man die Erfolge dieser Pe-
restrojka. auch in den Auswirkungen auf die Ent-
wicklungen in den anderen ehemals sozialistischen
Ländern, bewertet, hat sie doch über eine Öko
Glasnost zur entscheidenden Öffnung der Umwelt-
diskussion und Umweltpolitik beigetragen.

Die politischen und ökonomischen Veränderungen
im „alten Osteuropa“, die von der friedlichen
Wende in der DDR über die blutigen Ereignisse in
Rumänien und die „samtene“ Revolution in der
Tschechoslowakei zu einer Rückkehr der ehemals
sozialistischen Länder nach Europa und zur Verei-
nigung der beiden deutschen Staaten reichten, ha-
ben nun für die Bewertung und Lösung der Um-
weltprobleme in dieser Region neue Möglichkeiten
und Chancen aufgetan.

Allerdings bleibt es fraglich, ob sich die in der west-
lichen Diskussion zurecht geforderte ökologische
Strukturanpassung der Wirtschaft bzw. eine ökolo-
gisch orientierte Wirtschaftspolitik auch im Rah-
men des rasch ablaufenden Transformationsprozes-
ses von Wirtschaft und Gesellschaft im nun „neuen



Osteuropa“ durchsetzen läßt4). Denn diese Länder
stehen vor gewaltigen Aufgaben und zugleich vor
einem kaum lösbaren Dilemma: Durch einen un-
verzüglichen Wirtschaftsaufbau bzw. durch eine
grundlegende Umstrukturierung der Wirtschaft gilt
es, eine schnelle politische Stabilisierung zu errei-
chen. Ferner müssen sie als Folge einer über vier-
zigjährigen sozialistischen Wirtschaftspolitik und
Regionalentwicklung noch kaum überschaubare
Altlasten bewältigen, die in einigen Regionen

5) Vgl. Wolf Oschlies, „Öko-Kriege“ in Osteuropa. Ausge-
wählte Tatorte grenzüberschreitender Umweltzerstörung.
Köln 1990.
6) Jiri Slama, Umweltschutz im RGW, insbesondere Koope-
rationsmöglichkeiten in wirtschaftlicher Hinsicht zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR, der DDR.
Polen und der CSSR. München 1987.

— z. B. in Polen und in der Tschechoslowakei —
die Dimensionen einer ökologischen Krise bzw. ei-
nes ökologischen Desasters erreicht haben.

Im folgenden soll daher versucht werden, vor dem
Hintergrund der abgelaufenen und sich noch voll-
ziehenden politischen und ökonomischen Verände-
rungen die äußerst vielfältigen und unterschiedlich
dimensionierten Umweltprobleme an jeweils aus-
gewählten Länderbeispielen nachzuzeichnen.

II. Die Umweltsituation in osteuropäischen Ländern

Die Umweltprobleme und die Umweltpolitik der
ehemals sozialistischen Länder Ostmittel- und
Osteuropas sind nicht erst seit der Katastrophe von
Tschernobyl (26. April 1986) verstärkt in das wis-
senschaftliche wie öffentliche Interesse gerückt.
Bereits in den sechziger und siebziger Jahren wur-
den in den damaligen RGW-Ländern, allerdings
primär unter umweltökonomischen Sachzwängen,
ökologisch ausgerichtete Umweltforschung betrie-
ben und Umweltkonzeptionen vorgelegt (z. B. in
der CSSR und in der DDR), die auch international
diskutiert wurden.
Jedoch zeigte es sich schon damals, daß es ange-
sichts eines erheblichen Vollzugsdefizits innerhalb
der Umweltgesetzgebung völlig irreführend ist, von
fortschrittlichen Umweltkonzeptionen allein auf
eine bessere (oder verbesserte) Umweltqualität zu
schließen. Die Informationspolitik über die Ereig-
nisse von Tschernobyl spiegelt die sehr unterschied-
lichen Möglichkeiten für eine öffentliche Umwelt-
diskussion (und damit auch Umweltpolitik) in den
einzelnen östlichen Ländern zu jener Zeit wider
(UdSSR, Polen. DDR).

Seit jener Katastrophe sind jedoch — in Verbin-
dung mit den sich langsam durchsetzenden ökono-
mischen und politischen Veränderungen (Sowjet-
union, Ungarn) — neue Tendenzen in der Umwelt-
politik Osteuropas festzustellen.

Das Bewußtwerden des Gefahrenpotentials von
Kernkraftwerken hat deutlich gemacht, daß Um-
weltprobleme weit über nationale Grenzen hinaus-
gehen und daher nur im Zuge einer gegenseitig
abgestimmten Informations- und Umweltpolitik ge-
löst werden können. In diesem Sinne erhielten in
den vergangenen Jahren auch die oftmals als Öko-
Kriege apostrophierten grenzüberschreitenden
Umweltprobleme im böhmisch-sächsischen Erzge-

4) Vgl. Ulrich Petschow/Jürgen Meyerhoff/Claus Thomas-
berger. Umweltreport DDR. Bilanz der Zerstörung. Kosten
der Sanierung. Strategien für den ökologischen Umbau.
Frankfurt/M. 1990. S. 9-22.

birge, im südpolnisch-nordmährischen Grenzraum,
im slowakisch-ungarischen (Gabcikovo-Nagyma-
ros) oder rumänisch-bulgarischen Donaugebiet
(Russe) einen neuen Stellenwert5).

Schließlich ist es — bei allen Vorbehalten — den
westlichen Industrieländern in den letzten Jahren
gelungen, eine gewisse Entkoppelung des Wirt-
schaftswachstums resp. des Niveaus der Wirt-
schaftsentwicklung von der Inanspruchnahme na-
türlicher Ressourcen bzw. der Umweltbelastung zu
erreichen.

In allen europäischen RGW-Ländern war dagegen
die Wirtschaftsentwicklung der siebziger und acht-
ziger Jahre mit einer deutlichen Verschlechterung
der Umweltsituation verbunden. Das sich in den
westlichen Ländern verstärkende Umweltbewußt-
sein (mit Verzögerung auch in den östlichen Län-
dern) — vor allem die ernsthaften Versuche von
Politik und Wirtschaft, von einer nachsorgenden
auf eine präventive Umweltpolitik überzugehen —
läßt gerade im Zuge des Zusammenwachsens von
Europa eine Beschäftigung mit den Umweltproble-
men des „neuen“ Osteuropas notwendig erschei-
nen.
Eine erste quantifizierende Kennzeichnung der zu-
nehmenden Umweltbelastungen in Osteuropa er-
lauben die Ergebnisse der umfangreichen empiri-
schen Studie von J. Slama6). Diese Bestandsauf-
nahme erfolgte vor dem Hintergrund der weltwei-
ten Umweltbelastungen, im Ost-West-Vergleich
und in Beziehung zum jeweiligen Niveau der Wirt-
schaftsentwicklung.

Den Daten für die Bewertung der Luftverschmut-
zung (vor allem durch Stäube, Flugasche u. a.



Schwebstoffe wie Schwefeldioxid, Stickoxide und
organische gasförmige Verbindungen) kommt da-
bei eine zentrale Bedeutung zu, denn Luftschad-
stoffe stellen auch für andere Umweltbereiche wie
Gewässer, Böden oder Vegetation und nicht zuletzt
für den Menschen wesentliche Belastungen dar. Sie
bilden aufgrund ihrer grenzüberschreitenden Wir-
kung zugleich ein internationales Konfliktpotential.
Für die Industrieländer sind diese Daten zudem
international vergleichbar.

Tabelle 1 bietet eine Übersicht über die Entwick-
lung von Schwefeldioxid- (SO2) und Stickoxidemis-
sionen (NO,) ausgewählter Industrieländer des
Ostens und Westens für die Zeit von 1980 bis 1985;
damit werden bereits die wesentlichen Belastungs-
dimensionen sichtbar. Tabelle 2 erlaubt sodann
eine nähere Differenzierung der Belastungen für
die Länder Osteuropas, wobei diese Daten in Rela-
tion zum jeweiligen Energieverbrauch und zum er-
wirtschafteten Bruttosozialprodukt gesetzt wer-
den.

J. Slama konnte in seiner Analyse feststellen, daß
die Emissionen von SO2 in Osteuropa pro Kopf der
Bevölkerung 204 Prozent, pro Einheit Energieer-
zeugung 141 Prozent und pro Einheit Bruttosozial-
produkt (BSP) 248 Prozent des westeuropäischen
Niveaus betrugen. Die Immissionen pro Kopf der
Bevölkerung erreichten in Osteuropa 235 Prozent,
pro Flächeneinheit 43 Prozent der Werte Westeu-
ropas 7).

7) Vgl. ebd..S. 22f.

Differenziert nach Regionen wiesen dabei folgende
Länder die höchsten Emissionen an SO2 pro Million
Einwohner auf:

DDR:
CSSR:
Ungarn:
Polen:
UdSSR:

240 000 t
223 000 t
161 000 t
123 000 t
97 000 t



Bezogen auf das erwirtschaftete Bruttosozialpro-
dukt ergab sich folgende Reihung (Menge an SO2
pro Milliarde US-Dollar):

- DDR: 35 000 t
- CSSR: 35 000 t
— Ungarn: 28 000 t
— Polen: 24 000 t
— Rumänien: 20 000 t

Hinsichtlich der Emissionen von Stickoxiden (NO.)
wiesen zur selben Zeit die sozialistischen Länder
pro Einheit Bruttosozialprodukt 183 Prozent der
Emissionswerte westlicher Länder auf. Die Rang-
folge innerhalb des Ostblocks wurde hier von der
DDR angeführt, gefolgt von der Tschechoslowakei
und Bulgarien.
Die hier zitierten Daten, die sich in den letzten Jah-
ren zum Teil noch verschlechtert haben und die nur
annähernd die bedrohliche Umweltsituation in
Osteuropa widerspiegeln, sind Ausdruck eines gan-

zen Ursachenbündels. Zu ihm zählen natürliche
Faktoren wie klimatologische und hydrologische
Bedingungen, die unterschiedlichen Ressourcen-
strukturen (z. B. ungünstige feste Brennstoffe),
aber auch technologische Rückstände und Lücken
(z. B. beim Energieeinsatz: er ist zwei bis dreimal
höher als in westlichen Ländern). Die entscheiden-
den Ursachen waren jedoch systembedingt: die der
sozialistischen Wirtschaft entsprechende Wirt-
schaftspolitik mit der Präferenz für Energie- und
Rohstoffwirtschaft, Schwerindustrie und Chemie,
das mangelnde (ökonomische und politische) Inter-
esse an einer Umweltentlastung sowie eine letztlich
nicht wirksame Umweltgesetzgebung (praktische
Umsetzung und Kontrolle).

Nachfolgend werden diese Wirkungszusammen-
hänge ebenso wie die Struktur und die Dimensio-
nen der Belastungen nach den einzelnen Ländern
differenziert.

III. Zur Umweltsituation und Umweltpolitik in der Sowjetunion
1988 hat das „Staatskomitee für Umweltschutz“ der
UdSSR erstmals einen umfassenden Bericht zur
Umweltsituation und zur Umweltpolitik vorge-
legt ). Was8 in den Jahren vor Tschernobyl bzw. vor

8) Staatliches Komitee der UdSSR für Naturschutz. Denk-
schrift: Der Zustand der natürlichen Umwelt in der UdSSR
1988. Moskau 1989 (russ.); s. a. Ulrich Weißenburger, Die
Umweltsituation in der Sowjetunion. Eine Bestandsauf-
nahme, in: DIW-Wochenberichte. (1989). S. 85 ff.

Beginn der Perestrojka durch Geheimberichte und
Einzelstudien, durch verschiedene in- und ausländi-
sche Medien bruchstückhaft angedeutet werden
konnte, erfuhr nun in einer weit größeren Dimen-
sion Bestätigung und ergab ein düsteres Bild der
ökologischen Lage: Luftbelastungswerte wurden in
vielen Städten um das Fünfzehnfache überschrit-
ten, 70 Prozent der nach dem Gesetz zu reinigen-
den Gewässer wurden ungeklärt abgeleitet, Böden



sind durch Erosion, Versalzung oder unsachge-
mäße Bearbeitung geschädigt, oftmals erheblich
mit Pestiziden oder Schwermetallen belastet. Re-
gional betroffen sind dabei nicht nur die Ballungs-
gebiete und Wirtschaftszentren, sondern ebenso die
Räume extensiver Entwicklungen wie in Sibirien
oder Mittelasien.

1. Die Luftbelastungen und ihre Ursachen

In der letzten Statistik (1988) wurden die Schad-
stoffemissionen von Industrie und Energiewirt-
schaft mit 61,7 Mio. t angegeben, das bedeutet ins-
gesamt im Vergleich zu 1980 einen Rückgang. Die
Entwicklung der Emissionsstrukturen läßt sich aus
Tabelle 3 ersehen.

Zur Ermittlung der Verursacher bzw. der Emis-
sionsquellen fehlen allerdings entsprechende Kata-
ster, doch erlaubt die neuere Umweltstatistik eine
Zuordnung zu einzelnen Branchen. Danach zählen
zu den größten Emittenden die Kraftwerke mit 15,4
Mio. t (Anteile an SO-Em. in Prozent: 43, an
NOx-Em.: 59, an Flugasche: 40), die Eisen- und
Stahlindustrie mit 10,4 Mio. t, die Nicht-Eisen-
Metallurgie mit 5,9 Mio. t (davon 4,5 Mio. t SO2),
ferner die Erdölindustrie (ohne Abfackelung) mit
5,6 Mio. t und die Erdgasindustrie mit 2,8 Mio. t.
Auch die erdölverarbeitende und die petrochemi-
sche Industrie gehören zu den Luftverschmutzern
(3,7 Mio. t), die zudem zu einem Drittel für die
Kohlenwasserstoff-Emission verantwortlich zeich-
nen.
Ergänzt werden diese Spitzenreiter der Beiaster
durch weitere Branchen der Montan- und Grund-
stoffindustrie, der chemischen Industrie und Dün-
gemittelerzeugung. Trotz einer weitaus geringeren
Verkehrsdichte (abgesehen von einigen Ballungs-
räumen) erzeugt das Verkehrswesen 36 Mio. t
Schadstoffe, davon allein 29 Mio. t Kohlenmon-
oxide; die Tendenz ist dabei steigend.

In keiner größeren sowjetischen Industriestadt wer-
den sämtliche, an den Empfehlungen der WHO
orientierte Grenzwerte eingehalten. Landesweit ist
eine Überschreitung der Jahresdurchschnittswerte
bei Staub, Phenolen, Ammoniak und NOX festzu-
stellen, bei Schwefelkohlenstoff, Formaldehyd und
Benzpyren sogar um das Zwei- bis Dreifache. Nach
Zeitungsmeldungen leben 70 Mio. Menschen in
Städten, in denen die Schadstoffkonzentrationen
der Luft die MIK-Werte (maximale Immissions-
konzentration) zeitweise um das Fünffache über-
steigen; in 68 Prozent aller Städte mit insgesamt
43 Mio. Einwohnern wurden 1988 an einzelnen Ta-
gen die Grenzwerte mindestens um das Fünfzehn-
fache überschritten.

Aus dem schon zitierten Umweltbericht ist ersicht-
lich, daß zu den gefährdeten Städten die Haupt-
städte Alma-Ata, Duschanbe, Kiew, Erewan,
Frunse, Süd-Moskau, ferner die Millionenstädte
Dnepropetrowsk, Donezk, Kujbyschew, Nowosi-
birsk, Odessa, Omsk, Perm, Rostow am Don,
Swerdlowsk und Tscheljabinsk gehören. Damit
handelt es sich bei diesen Belastungsgebieten also
nicht nur um die traditionellen Zentren der Mon-
tan- und Schwerindustrie wie die südliche Ukraine
(Gebiet Donezk: 3 Mio. t Industrieemissionen
pro Jahr, t/a) oder der südliche und mittlere
Ural (Tscheljabinsk: 420 000 t/a, Magnitogorsk:
871 000 t/a Belastungen). Betroffen sind auch jene
Räume, die in den vergangenen Jahrzehnten als
Entwicklungsstandorte bzw. Entwicklungsregionen
durch überdimensionierte Industrialisierung ge-
prägt wurden: z. B. das Gebiet Norilsk in Sibirien
(1987: 2,4 Mio. t Em.) oder einzelne Wirtschafts-
räume in Kasachstan.
Extensive Raumerschließung, der Aufbau einer In-
frastruktur (Energie), chemische oder ölverarbei-
tende Industrie oder Aluminiumproduktion haben
die Industrieemissionen zwischen 1980 und 1987 um
20 Prozent ansteigen lassen. Zusätzlich zu den
selbstverursachten Luftbelastungen ist die UdSSR
stark von grenzüberschreitender Luftverschmut-
zung betroffen. Nach Angaben des Umweltberich-
tes entfielen 1988 von den 15 Mio. t SO2-Immissio-
nen ca. 3 Mio. t auf „Importe“ aus westlichen
Nachbarländern.
Die Zusammenhänge zwischen Luftverschmutzung
und Schädigung der Wälder, zwischen saurem Re-
gen und Waldsterben sind wissenschaftlich erwie-
sen. Weißenburger hat in seiner Untersuchung9)
auf diese Vegetationsschäden hingewiesen. Danach
gelten in mehreren Regionen der Nadelwaldzone



die Wälder als durch industrielle Schadstoffemissio-
nen (SO2, NOx, Fluorwasserstoffe) erheblich ge-
schädigt. Beispiele für ein Waldsterben finden sich
vor allem auf der Halbinsel Kola, in den sibirischen
Regionen um Ust-Iljimsk oder Norilsk. Gravie-
rende Schäden treten aber auch im Kussbas oder im
Gebiet des Baikal-Sees auf.

2. Zur Gewässerbelastung

Das Baikal-See-Problem stand in den letzten zwan-
zig Jahren symbolhaft für die Auseinandersetzung
zwischen Politik/Ökonomie und Ökologie10). Es
war Gegenstand mehrerer Partei- und Regierungs-
beschlüsse, in der Region wurde relativ viel in den
Umweltschutz investiert. Dennoch ist das Ökosy-
stem des Sees nach wie vor in Gefahr.
Aus der Übersicht über die Investitionen im Be-
reich des Umweltschutzes (Tabelle 4) läßt sich zu-
gleich die volkswirtschaftliche Bedeutung des Ge-
wässerschutzes in der UdSSR ableiten. Im Mittel-
punkt dieses Themenkreises stehen insbesondere
die Fragen der Abwasserreinigung in den Städten
und Ballungsgebieten, die Verschmutzung der Ost-
see und des Nordpolarmeeres, aber auch die Bela-
stung der Binnenseen und Fließgewässer. Generell
ist in der UdSSR die Menge der als unzureichend
gereinigt geltenden Gewässer von 15,9 (1985) auf
28,4 Mrd. m3 (1989) gestiegen.

In mehr als 600 Städten gilt die Abwasserreinigung
als nicht gewährleistet; von den 30 Mio. t Schad-
stoffen. die 1988 in Gewässer abgeleitet wurden.

waren allein 15 Mio. t Chloride, 11 Mio. t Sulfate,
2.1 Mio. t organische Stoffe und Schwebstoffe.
Dazu kamen Tenside, Erdölprodukte und Pesti-
zide.

Als besonders problematisch gelten die Belastun-
gen im Einzugsbereich des Kaspischen Meeres
(13,6 Mrd. m3 verschmutzte Abwässer, nur 18 Pro-
zent gereinigt). Gleiches gilt für die Wolga, wo
Grenzwerte bezüglich der Phenol-Erdöl-Belastung
um das Achtfache und bezüglich der Kupfersalze
um das Fünfzehnfache überschritten wurden. Ähn-
lich hohe Belastungen weist das Schwarze Meer
auf; auch hier sind bereits andere Wirtschaftszweige
(z. B. Fischfang) erheblich betroffen. Die Bela-
stungsstrukturen lassen eindeutige Rückschlüsse
auf die Verursacher zu. So sind für das Schwarze
Meer vor allem die Chemie- sowie die Eisen- und
Stahlindustrie für das „ökologische Umkippen“
verantwortlich.

Die Reihe der ökologischen Krisengebiete ließe
sich fortsetzen: Trotz internationaler Absprachen
weisen weite Küstenabschnitte der Ostsee — insbe-
sondere durch die bei Leningrad mündende Newa,
aber auch durch die Standortentwicklungen an der
Küste der Baltischen Länder — zunehmende Bela-
stungen auf.

Der Baikal-See ist nicht nur Symbol, sondern auch
ein Sonderfall der gesamten sowjetischen Umwelt-
problematik. Dieser größte Süßwassersee der Erde
(23 000 km3) enthält 80 Prozent der Süßwasservor-
räte der UdSSR und bildet zugleich ein einzigarti-
ges, jedoch hochsensibles Ökosystem. Zwar konnte
seit 1984 die Schadstoffeinleitung reduziert werden;
ins Auge gefaßt wurde dabei die Umstrukturierung



des Baikal-Zellulose- und Papierkombinates. Den-
noch hat sich der ökologische Zustand des Sees
noch nicht nennenswert gebessert, da die Realisie-
rungen von Umweltschutzmaßnahmen in der Ein-
zugsregion des Baikal-Sees hinter den Planungen
weit Zurückbleiben.

Mit der Baikal-Wasserverschmutzung ist das Um-
weltproblem der Wasserbilanzen in der Sowjet-
union eng verknüpft. Überhöhter Wasserverbrauch
in Industrie und Landwirtschaft hat in einigen Re-
gionen wie im Ural, im Donezbecken, im zentralen
Schwarzerdegebiet oder in den zentralasiatischen
Republiken zu beträchtlichen Defiziten geführt.
Die überhöhte Inanspruchnahme der Gewässer hat
besonders in Zentralasien ökologische Notstandssi-
tuationen verursacht.

Das bekannteste Beispiel bildet der Aral-See. Seit
1960 fiel sein Wasserspiegel um 13 Meter, seine
Fläche verringerte sich um ein Drittel, der Salzge-
halt stieg, einstige Hafenstädte sind heute Wüsten-
städte. Erfolgen keine raschen Gegenmaßnahmen,
ist der See im Jahr 2010 ausgetrocknet.
Hierbei handelt es sich nicht um einen Einzelfall.
Daher haben Zentralkomitee und Ministerrat 1988
ein umfangreiches Sanierungskonzept verabschie-
det, und zunehmend setzt sich die Erkenntnis
durch; daß die extensiven und kostenintensiven Be-
wässerungsprojekte der entsprechenden Ministe-
rien als Ursache für die entstandenen ökologischen
Probleme anzusehen sind. 1986 wurden deshalb
— im Zeichen der neuen Öko-Glasnost — die seit
Jahrzehnten immer wieder verfolgten Pläne zur
Umleitung eines Teils der nordeuropäischen und
sibirischen Flüsse nach Süden aufgegeben.

3. Umweltbewußtsein, Umweltgesetze, Umwelt-
kompetenzen

Bis zu 40 Prozent der Sowjetbürger leben unter
„ungünstigen“ Umweltbedingungen, 20 Prozent le-
ben in einem ökologischen Krisengebiet. Bei den
oben angedeuteten Belastungsdimensionen lassen
sich die gesundheitlichen Schäden für die Bevölke-
rung leicht ermessen. Es ist daher nicht verwunder-
lich, daß es seit Mitte der achtziger Jahre mit Glas-
nost und Perestrojka zu veränderten Einstellungen
der offiziellen Umweltpolitik, zu einem höheren
Umweltbewußtsein und zu entsprechenden Aktivi-

täten der Bevölkerung gekommen ist. Die Grün-
dung von Bürgerbewegungen wie „Ökologie und
Frieden“, „Sozialökologischer Bund“ oder „Grü-
ner Frieden“ sind prominente Beispiele; inzwischen
agieren über 40 000 Gruppierungen. Die volkswirt-
schaftlich relevanten Schadenssummen von über
50 Milliarden Rubel werden nicht mehr beschönigt.
Ökonomische Notwendigkeiten und Druck der Be-
völkerung haben allerdings noch nicht zu einer we-
sentlichen Erhöhung der Umweltschutzinvestitio-
nen geführt.

Obwohl die Sowjetunion kein umfassendes Um-
weltschutzgesetz (z. B. wie das Landeskulturgesetz
in der ehemaligen DDR) besitzt, ist eine nachhal-
tige Durchsetzung einzelner Gesetze erkennbar.
Vorgesehen sind außerdem nach dem Verursacher-
prinzip zu erhebende Abgaben und Bußgelder
ebenso wie Maßnahmen, die bis zur Schließung
ganzer Produktionsstandorte führen können.

Hervorzuheben ist auch der Versuch, die Kompe-
tenzen neu zu gestalten: Eine Zentralisierung so-
wohl auf Staatsebene (Staatskomitee für Umwelt-
schutz) wie auch auf Republikebene soll die Effi-
zienz der Maßnahmen erhöhen. Wesentlich ist da-
bei das Bemühen, den Umweltschutz in die räumli-
che Planung zu integrieren (im Sinne einer Verträg-
lichkeitsprüfung) und vor allem die einzelnen Un-
ternehmen und Behörden in die Verantwortung zu
nehmen. Ob dies aber bei den geplanten giganti-
schen Projekten in Westsibirien gelingt, ist fraglich:
Im Gebiet Tjumen sollen in den nächsten zehn Jah-
ren im Rahmen eines Joint Ventures mit Firmen aus
den USA, Japan, Deutschland und Italien fünf
große Öl-, Erdgas- und Chemiekomplexe errichtet
werden. Hier droht ein Eingriff in Ökosysteme, der
den Ausmaßen der Belastungen in den Tropischen
Regenwäldern gleichkommt.

Angesichts der gegenwärtigen katastrophalen wirt-
schaftlichen Lage und des bisherigen Vollzugsdefi-
zits in der Gesetzgebung ist zu befürchten, daß sich
„ökonomische Sachzwänge“ durchsetzen. Dies
zeigt sich — nicht nur in der Sowjetunion — an der
Frage des weiteren Einsatzes von Kernenergie.
Trotz der noch nicht abzuschätzenden Folgen von
Tschernobyl (über 10 Mrd. Rubel an Kosten bis-
lang) wird — mit Ausnahme in der CSFR — an den
Kernenergiekonzeptionen festgehalten.



IV. Die Umweltdiskussion in den Ländern Ostmitteleuropas
Geographische Bestimmungsgrößen, politisch-hi-
storische Entwicklungen, wirtschaftliches und tech-
nologisches Potential sowie die Intensität der
Raumerschließung lassen nur sehr bedingt einen
Vergleich der Umweltsituation in der Sowjetunion
mit den Problemen der kleineren Länder Ostmittel-
europas zu. Dennoch zeichnen sich im Ursache-
Wirkungs-Gefüge der Umweltbelastungen und in
der Umweltpolitik nach über vier Jahrzehnten ge-
meinsamer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik
vielfältige Übereinstimmungen ab, wenngleich in
länderspezifischer Form und Dimension.

So war die Tschechoslowakei bereits vor dem Zwei-
ten Weltkrieg ein hochindustrialisiertes Land mit
einer ausgewogenen Industriestruktur und einer lei-
stungsfähigen Landwirtschaft. Als nach der kom-
munistischen Machtübernahme 1948 dann diesem
Land das sowjetische Modell der Planwirtschaft
aufgezwungen wurde, bedeutete dies eine völlige
Umstrukturierung der Wirtschaft mit hohen Inve-
stitionen in die Bereiche der Grundstoffindustrie,
der Energiewirtschaft und der Infrastruktur. Das
führte bis in die Gegenwart zu Disproportionen in
der Volkswirtschaft.

Mit dem Modell der „Industrialisierung als Motor
der Raumentwicklung“, das für alle ost- und ostmit-
teleuropäischen Länder galt, war stets das grundle-
gende Problem der Rohstoff- und Ressourcenpoli-
tik, die Frage der Nutzungsintensität und der Effi-
zienz des Ressourceneinsatzes (insbesondere im
Energiebereich) verbunden.

In Polen ließen bereits in den fünfziger Jahren, ver-
stärkt aber in den sechziger und siebziger Jahren,
zahlreiche Verordnungen, Gesetze, Programme
und Zielkonzeptionen ein gewisses Umweltbewußt-
sein oder Ansätze von Umweltpolitik erkennen.
Jedoch wird in einer Analyse dieser Unterlagen das
ganze Dilemma zwischen Wunsch und Realität
deutlich: Es gab und gibt kaum Aussagen, wie unter
den jeweils gegebenen wirtschaftlichen Bedingun-
gen diese „Programme“ realisiert werden sol-
len").

Am Beispiel Ungarn läßt sich exemplarisch der Zu-
sammenhang zwischen den verschiedenen Refor-
men der letzten Jahrzehnte (seit 1968) und der
Umsetzung realistischer Umweltpolitik dokumen-
tieren. Erst das ungeheure Tempo, das der Umbau
des politischen Systems seit dem Sommer 1988 ent-
wickelte, hat die Bedingungen für ein kritisches

Umweltengagement geschaffen. Eine im Vergleich
zur CSFR oder Polen verspätet einsetzende Indu-
strialisierung und eine überdurchschnittliche Be-
deutung der Landwirtschaft waren die Ursachen
dafür, daß Fragen des Umweltschutzes im Bewußt-
sein der Bevölkerung nur eine geringe Rolle spiel-
ten ).12

Der wiederum im Vergleich zur DDR, CSFR oder
Polen relativ geringe Problemdruck hat außerdem
dazu beigetragen, daß eine staatliche Umweltpoli-
tik erst mit großer Verzögerung einsetzte. Wie stark
dann allerdings im Zuge der Demokratisierung die
Regierung unter den öffentlichen Druck der Öko-
logie-Bewegungen geriet, zeigt die Rücknahme der
Entscheidung zum Bau des Donaukraftwerkes Na-
gymaros im Mai 1989.

Lange Zeit wurde der Weg Bulgariens, der Über-
gang von einem rückständigen Agrarland hin zu
einem Agrar-Industrie-Staat nach sowjetischem
Modell (wenn auch mit geringen Abweichungen),
als eine sehr erfolgreiche Entwicklung bewertet.
Eine gut funktionierende Agrarwirtschaft, der Tou-
rismus und eine räumlich stark konzentrierte Indu-
strie schienen feste Säulen zu bilden. Was anschei-
nend in den drei Nachkriegsjahrzehnten wirt-
schaftsfördernd wirkte, eben die „sozialistische
Landwirtschaft“ mit ihren Großbetrieben, großflä-
chigen Monokulturen und sich ständig extensiv er-
weiternden Produktionen, bedroht nun Flora und
Fauna (verursacht durch übermäßige Düngergaben
und damit enorme Boden- und Wasserbelastungen)
oder fördert wie in der Donauniederung die Ero-
sion wertvoller Böden.

Die „sozialistische Industrialisierung" mit ihrem
Trend zu Industriegiganten hat in Verbindung mit
falschen Standortentscheidungen (z. B. Becken
von Sofia) einen enormen Anstieg der Luft-, Ge-
wässer- und Bodenbelastungen nach sich gezogen
und rief zugleich Nutzungskonflikte hervor, die an-
dere Wirtschaftszweige existenziell gefährdeten
(z. B. Industriekomplexe und Tourismus an der
Schwarzmeerküste)13).

Während in der Tschechoslowakei die Umweltpro-
bleme bis zum Umbruch im Herbst 1989 zwar ver-
einzelt diskutiert, aber in ihrer Dimension geheim
gehalten wurden (wie auch in der DDR), konnte in



Polen sehr offen und direkt eine Auseinanderset-
zung über Ursachen und Wirkungen ablaufen. Die
konkreten Auswirkungen praktischer Umweltpoli-
tik aber waren nur in der kurzen Zeit der Solidar-
nosc vor Verhängung des Ausnahmezustands 1981
voll spürbar.

In Bulgarien beschränkte sich diese Umweltdiskus-
sion auf einen engen Bereich des Naturschutzes;
eine wirklich ökologisch orientierte Auseinander-
setzung scheint sich nun erst nach dem Umbruch zu
formieren: Schiffsdemonstrationen auf der Donau.
Brückenblockaden sowie die Konflikte um die ru-
mänisch-bulgarischen Industriekomplexe Giurgiu
und Russe zwangen die Regierung, zur katastro-
phalen Lage der Umwelt Stellung zu beziehen.
Doch die ebenso katastrophale aktuelle Wirt-
schaftslage Bulgariens läßt offensichtlich nur wenig
Spielraum.

Obwohl die Tschechoslowakei im Vergleich mit Un-
garn, Polen oder gar mit Bulgarien, Rumänien und
der Sowjetunion in ihrer gegenwärtigen wirtschaft-
lichen Lage recht gut abschneidet, bietet die Um-
weltsituation ein besorgniserregendes Bild. Trotz
der in den letzten zwanzig Jahren erlassenen Ge-
setze und Verordnungen, trotz etablierter Meß-
und Warnsysteme hat sich die Umweltqualität radi-
kal verschlechtert ). Schon zu Beginn der siebzige14 r
Jahre waren vor allem in den alten industriellen
Ballungsräumen, aber auch in den Randgebirgen
Böhmens, Mährens und in der Slowakei warnende
Vorzeichen einer ökologischen Krise erkennbar.
Jedoch wurden diese von der politischen Führung
nicht ernst genug genommen.

Mehr als 58 Prozent der Wälder in Böhmen und
Mähren sowie 35 Prozent der Waldgebiete in der
Slowakei gelten als Folge der Luftverschmutzung
durch Stäube, SO2, CO, NOx oder Kohlenwasser-
stoffe als stark geschädigt. Fast 70 Prozent der
Flüsse sind belastet oder sogar ökologisch tot. Über
70 Prozent der toxischen Abfälle werden unsachge-
mäß gelagert. Hohe Konzentrationen von Nitraten.
Nitriten, Nitrosaminen. Pestiziden und toxischen
Metallen beeinträchtigen in zunehmendem Maße
die Qualität der Lebensmittel. Nahezu 35 Prozent
der Bevölkerung — über fünf Mio. Menschen —
leben in Gebieten, deren Lebensmilieu als hygie-
nisch stark beeinträchtigt gilt.

Als Verursacher, durch Meßergebnisse und Kata-
ster seit 1987 erfaßbar, lassen sich wie in den ande-
ren östlichen Industrieländern vor allem jene Pro-
duktionsanlagen ausmachen, die fossile Energieträ-

ger einsetzen bzw. Kraftstoffe umsetzen. Hierzu
zählen insbesondere die Hütten- und Buntmetallin-
dustrien und die Chemie (Kohle- und Petroche-
mie). Mitte der achtziger Jahre entfielen 39,5 Pro-
zent der festen Emissionen auf den Brennstoff- und
Energiesektor sowie 13,1 Prozent auf die Hütten-
bereiche. Die Brennstoff- und Energiebranche lag
auch bei den SO2-Emissionen mit 64,1 Prozent und
bei den NOx-Emissionen mit 64,5 Prozent Anteilen
an der Spitze. Die Zusammenhänge zwischen Ener-
giestruktur, Energieeinsatz und Luftbelastung, die
für alle ehemaligen Ostblockländer gelten, lassen
sich beispielhaft für die CSFR aus der Abbildung
erkennen (S. 22).

Entsprechend der regionalen Konzentration von
Bevölkerung und Industrie gehören in der CSFR
die traditionellen Wirtschaftsregionen wie Nord-
mähren (Revier Ostrava) — in denen sich der
Steinkohlenbergbau (23 Mio. t/a). die Metallurgie
(zwei Drittel des Landes) und die Chemie konzen-
trieren — oder Nordböhmen zu den Hauptbela-
stungsgebieten und ökologischen Krisenregionen.
Dabei wurde die Umweltsituation im Ostrauer Re-
vier — die nicht nur von Luft- und Gewässerbela-
stungen, sondern auch von Bergsenkungen. Boden-
devastierungen und Waldschäden bestimmt wird —
bereits im Rahmen von RGW-Umweltprogrammen
analysiert. Das durch Braunkohlenbergbau, Kraft-
werke und Chemie geprägte Nordböhmische Bek-
ken ist die am stärksten zerstörte und belastete Kul-
turlandschaft in Europa.

Aber nicht nur die klassischen Montangebiete stel-
len ökologische Krisengebiete dar. sondern auch
die Hauptstadtregion Prag: Hier verursachen stän-
dige Überschreitungen von erlaubten Konzentra-
tionswerten jährliche Kosten von über 1.2 Mrd.
Kronen; zusätzlich werden die nicht unbedingt nur
monetär erfaßbaren gesundheitlichen Schäden für
die Bevölkerung auf über eine Mrd. Kronen bezif-
fert. Ebenso besorgniserregend ist die Tatsache,
daß die nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelten
Industriekomplexe wie die der slowakischen
Hauptstadt Bratislava (40 Prozent der chemischen
und petrochemischen Produktion des Landes) oder
die Entwicklungsstandorte in der Mittel- und Ost-
slowakei mit zu den Verursachern der Umweltbela-
stungen zu rechnen sind.

Zu den „selbstverursachten“ Belastungen von Luft.
Gewässern. Böden und Vegetation kommen für die
CSFR in besonderem Maße „importierte“ Schad-
stoffe. So standen 1987 z. B. den 441 000 t SO-
Exporten immerhin 302 000 t SOz-Importimmissio-
nen gegenüber, die aufgrund der großklimatischen
Situation vorwiegend die bewaldeten Randgebirge
Böhmens und der Slowakei gefährden.
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Die Tschechoslowakei steht — ebenso wie in weit
schwierigerer Weise Polen oder gar die Sowjet-
union — vor der Frage, in welcher Reihenfolge
unter den Bedingungen der gegenwärtigen Wirt-
schaftslage und der knappen Ressourcen die
Schwerpunkte der Strukturpolitik gesetzt werden
sollen. Das gilt vor allem in bezug auf die katastro-
phale Zerstörung der Umwelt, auf konkurrierende
Ziele der verwahrlosten Infrastruktur (Verkehrs-
wesen, Städtebau) oder auf die unumgängliche Mo-
dernisierung des veralteten Produktionsapparates;
fraglich ist auch, in welche Richtung der Energie-
sektor, Einsparungen vorausgesetzt, entwickelt
werden muß ).15

Diese Problemstellungen gelten in noch größerem
Maße für Polen. Das bereits angesprochene Di-

lemma der Umweltpolitik, die Diskrepanz zwischen
einer umfangreichen Umweltstatistik, Umweltge-
setzgebung und umweltpolitischen Konzeptionen
und der Realität, die Polen als eines der am höch-
sten belasteten Länder Europas kennzeichnet, ist in
zahlreichen politologischen und soziologischen Un-
tersuchungen dargestellt worden.

Ähnlich wie in der Tschechoslowakei haben in den
siebziger und achtziger Jahren die Emissionen dra-
matisch zugenommen. Innerhalb von fünf Jahren
stiegen die gasförmigen Emissionen um fast 69 Pro-
zent, die Schwefeldioxidexhalationen allein um
33 Prozent, die des Kohlenmonoxids hatten sich
verdreifacht, die der Stickoxide und Kohlenwasser-
stoffe mehr als verdoppelt. Als Verursacher sind
wie in den anderen Ländern auch hier die Stein- und
Braunkohlenkraftwerke (Anteil bei Stäuben und
Gasen 39 Prozent), die Metallhütten (32 Prozent),



die chemische (9 Prozent) und die Baustoffindu-
strie (8 Prozent) auszumachen.

1986 wurde eine Dokumentation publiziert, in der
u. a. 145 Betriebe und Standorte mit den durch sie
verursachten Schäden sowie die benötigten Investi-
tionen zur Sanierung genannt wurden. Die gesamte
Sanierungssumme bezifferte man auf 501,354 Mrd.
Zloty; zu den größten Investitionsbedürftigen zähl-
ten dabei Hüttenbetriebe und Chemiewerke16).
Entsprechend der Raumstruktur der Wirtschaft Po-
lens sind die Regionen des Südens und Südwestens
am stärksten von den Belastungen betroffen17).
Bereits 1984/85 wurden 27 „Zonen der ökologi-
schen Gefährdung“ ausgewiesen, die etwa
35 200 km2 (entsprechend 10,3 Prozent der Lan-
desfläche) umfassen und in denen rund ein Drittel
der polnischen Bevölkerung lebt.

Zu den „ökologischen Katastrophengebieten“ zäh-
len neben der Region der Danziger Bucht das Kup-
ferrevier von Glogau und Liegnitz sowie vor allem
das Oberschlesische Industrierevier (vgl. Tab. 5).
Als Altindustriegebiet mit traditioneller Montan-
struktur und seinen Strukturproblemen ist es nach
wie vor das industrielle Kernstück der polnischen
Wirtschaft. So werden in der Wojwodschaft Kato-
wice, die nur 2,1 Prozent der Landesfläche ein-
nimmt, in der 10,5 Prozent der Bevölkerung mit
19,5 Prozent der Industriebeschäftigten Polens
(1985) leben, 98,4 (jeweils in Prozent) der Stein-
kohle, 100 der Zink- und Bleierze Polens gefördert
sowie 100 der Zink- und Bleiproduktion. 53,7 der
Stahl-, 32,3 der Koks- und 27,3 der Elektroenergie-
erzeugung erbracht. Zugleich betrug der Anteil (je-
weils in Prozent) der Wojwodschaft an der Gas-
emission 32,3, an der Staubemission 26,3 und an der
Abwassererzeugung 20 der Landesmengen. Jähr-
lich werden hier ca. 60 Prozent der industriellen
Abfälle Polens „produziert“.

Was für die altindustrialisierten Gebiete der CSFR
galt, muß in verstärktem Maße für Oberschlesien
gesagt werden. Eine Verbesserung der Umweltqua-
lität — vor allem auf den Gebieten Luft, Wasser,

Boden, Vegetation und Umwelthygiene — kann
nicht nur durch Umweltschutzmaßnahmen (z. B.
Filter) erreicht werden, sondern muß über einen
Strukturwandel der Produktion und eine Umorien-
tierung der Produktionsziele angestrebt werden.
Besonders besorgniserregend ist in Polen wie in der
Tschechoslowakei die Tatsache, daß die Umweltbe-
lastungen auch in den vor 1945 wenig industriali-
sierten Gebieten zunehmen. So hat der extensive
industrielle Ausbau, z. B. im Glogau-Liegnitzer
Kupferrevier, Raubbau mit den vorhandenen Res-
sourcen betrieben, der Pflanzen, Tiere und Men-
schen gleichermaßen bedroht. Auch Regionen an
der Ostseeküste oder in Nordostpolen, die als wert-
volle ökologische Ausgleichsräume fungieren
könnten, wurden durch Luft- und Gewässerbela-
stungen (z. B. Weichsel, Danziger Bucht, Stettiner
Bucht) „entwertet“.

Falsche Standortentscheidungen, z. T. politisch
motiviert wie im Falle Krakaus, haben zudem wert-
volles Kulturgut stark geschädigt: Der Zustand der
Altstadt von Krakau ist ein trauriges Symbol. Ob
nun angesichts der von der neuen polnischen Füh-
rung zur Überwindung der polnischen Krise verord-
neten Schocktherapie auf dem Wege zur Marktwirt-
schaft eine verstärkt präventive Umweltpolitik
möglich sein wird, bleibt abzuwarten.



V. Transformationsprozesse in der ehemaligen DDR
Seit der Wiedervereinigung Deutschlands erlebt die
ehemalige DDR auf allen wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen und sozialen Ebenen einen Umbruch,
dessen Konsequenzen für die Bevölkerung heute
nicht abzusehen sind. Auch in der Umweltpolitik
werden sich mit der Übernahme bundesdeutscher
ZielVorstellungen, Verordnungen und Gesetze
grundlegende Veränderungen ergeben. Erst seit
der Wende ist das gewaltige Ausmaß der Umwelt-
belastungen transparent geworden, obwohl zuvor
durch Medien, Bürgerinitiativen oder kirchliche
Organisationen lokal und regional immer wieder
auf katastrophale Zustände aufmerksam gemacht
wurde.
Betrachtet man rückschauend die Entwicklung der
Umweltpolitik in der DDR, so muß daran erinnert
werden, daß Ende der sechziger und Anfang der
siebziger Jahre die Umweltpolitik eingespannt war
in das Ziel einer internationalen Anerkennung der
DDR (z. B. auf der UNO-Konferenz in Stockholm
1972). Später erforderte der ökonomische Druck
eine verstärkte wissenschaftliche und technologi-
sche Auseinandersetzung mit der Gesellschaft —
Umwelt — Problematik. Das in der Verfassung ver-
ankerte „Landeskulturgesetz“ galt, wie andere Ak-
tionsprogramme damals, als (theoretisch) vorbild-
lich. Doch die energiepolitischen Antworten auf die
Energiepreiserhöhungen 1973/1979, die rigorose
Ausweitung der Energieerzeugung auf einheimi-
scher Rohstoffbasis (Anteil der Braunkohle:
70 Prozent) sowie die Versuche, im Bereich der
Grundstoffindustrie Exporterfolge zu erzielen,
führten zu einem unverantwortlichen Raubbau an
Ressourcen und zur weiteren Belastung der Um-
welt. Die Folge: Die „sozialistische Landeskultur“
trat in den Hintergrund, Umweltinformationspoli-
tik wurde restriktiv gehandhabt (Geheimschutz).
Zwar verpflichtete man sich 1984 und 1985 auf
Umweltkonferenzen bzw. im Rahmen der Verein-
barungen der UNO-Wirtschaftskommission für Eu-
ropa zur Emissionsverminderung (SO2: 30 Prozent
bis 1993), andere Verpflichtungen aber, z. B. inner-
halb des RGW, wurden zurückgestellt18).

So legte erst der Umweltbericht des Ministeriums
für Umweltschutzund Wasserwirtschaft im Februar
1990 schonungslos die Umweltsituation in der DDR
offen19). Danach wurde z. B. die „unabdingbare

Nutzung der Naturressourcen“ besonders durch
Fehlentscheidungen der Standort- und Strukturpo-
litik verstärkt. Zu geringe Umweltschutzinvestitio-
nen sowie vor allem die Entscheidungen zur Fort-
führung veralterter Produktionsprozesse und zur
Steigerung des Braunkohleneinsatzes verschärften
die Umweltbelastungen besonders in den Bezirken
Leipzig und Halle, im oberen Elbetal sowie im
Raum Cottbus, Zittau und Görlitz.

Verursacht durch einen jährlichen Ausstoß von
2,2 Mio. t Staub (1980: 2,4 Mio. t) und 5,2 Mio. t
SO2 (1980: 4,2 Mio. t) hatte die DDR die höchste
Belastung aller europäischen Länder aufzuweisen.
Bei einer der ungünstigsten Wasserbilanzen im eu-
ropäischen Maßstab konnten 1988 wegen zu hoher
Verschmutzung lediglich 20 Prozent des Wasseran-
gebots zur Bewässerung oder Trinkwasseraufberei-
tung verwendet werden. Umgekehrt wurden nur
zwei Drittel aller Industrieabwässer gereinigt.
Diese beiden Beispiele sowie die inzwischen hin-
länglich bekannten Dimensionen vielfältiger Bela-
stungen werden nur noch übertroffen von jenen
Altlasten, die mit der Übernahme der ehemals so-
wjetisch-deutschen AG Wismut, mit dem Uran-
bergbau und der Nuklearindustrie auf den Staat
zukommen: Ganze Landstriche (z. B. im Erzge-
birge und in Ostthüringen) müssen saniert, Kraft-
werke demontiert und Altlasten entsorgt wer-
den.

Mit der Wende und den sich gegenwärtig vollzie-
henden Transformationsprozessen scheinen auch
Chancen für eine neue Umweltpolitik gegeben zu
sein. Sie beschränken sich nicht nur darauf, Fehl-
entwicklungen zu kurieren, sondern bieten auch
Ansätze zu einer Neuorientierung, wobei durchaus
auch tradierte Strukturen überdacht werden sollten
(z. B. Wärme- und Energieversorgung, Verkehrs-
systeme). Unbestritten ist, daß eine Emissionsmin-
derungspolitik allein nicht ausreicht. Standortstille-
gungen oder Umprofilierungen erreichen zwar ra-
sche Wirkungen, erfahren aber oft aus betriebs-
oder volkswirtschaftlichen Gründen Verzögerun-
gen bzw. sind sozialpolitisch nicht akzeptabel. Zu
beachten bleibt auch, daß schon seit Jahrzehnten
Stoffeintragungen in Landschaft und Ökosysteme
erfolgten, die als Altlasten Wirkungen zeigen.

Ein „ökologischer Umbau“ der Wirtschaft, wie er
oftmals diskutiert wurde, erscheint unter dem gege-
benen politischen und wirtschaftlichen Druck kaum
möglich. Aber der zweifellos notwendige, grundle-
gende Wandel der Wirtschaft sollte zumindest an
einer ökologischen Verträglichkeit orientiert sein.



VI. Ein Ökologieplan für Osteuropa?

Wie gezeigt werden konnte, war in den vergange-
nen zwei Jahrzehnten in fast allen Ländern Osteu-
ropas die Wirtschaftsentwicklung mit einer deutli-
chen Verschlechterung der Umweltsituation ver-
bunden. Die Ursachen: Mängel im ökonomischen
und rechtlichen Mechanismus, absolute Priorität
der Produktionsziele und administrative Planaufla-
gen orientierten die Wirtschaftsgebiete auf eine ex-
tensive Nutzung der Ressourcen; externe Effekte
blieben unberücksichtigt, Umweltgesetze erwiesen
sich in der Praxis als wirkungslos.

Bei der augenblicklichen Wirtschaftslage sind diese
Länder kaum im Stande, die ökologische Krise aus

eigener Kraft zu bewältigen. Bereits vor Jahren war
die Unterstützung des Umweltschutzes in den
osteuropäischen Ländern ein Bestandteil der Ost-
West-Kooperation. Schweden, Finnland, die USA
und die Bundesrepublik waren beteiligt. Alle Akti-
vitäten hatten den Nachteil, keiner Gesamtkonzep-
tion zu folgen. Der im Spätherbst 1989 von Sche-
wardnadse vorgebrachte und auch in Deutschland
aufgegriffene Vorschlag eines langfristigen ökologi-
schen Programms für Europa20) (u. a. Energie-
einsparung, Reaktorsicherheit, Umweltschutzindu-
strien, Luftreinhaltung, Gewässerschutz, Entla-
stungsschwerpunkte) bietet diesen Ländern eine
echte Chance. Daß sie trotz der angespannten welt-
politischen Situation, im Nahen Osten wie in Osteu-
ropa selbst, ergriffen werden kann, ist zu hoffen.



Christian Leipert

Die volkswirtschaftlichen Kosten
der Umweltbelastung

Zur Abschätzung der ökologischen und ökonomischen Kosten kurativer
Nachsorge- und offensiver Vorsorgestrategien des Umweltschutzes

I. Ökonomisches Wachstum und ökologische Kosten
1. Informationsdefizite über ökologische und öko-

nomische Kosten

Es ist mittlerweile ein Gemeinplatz, im Zusammen-
hang mit der Frage nach der geeigneten umweltpo-
litischen Strategie der Zukunft eine Vorsorgepolitik
zu fordern, weil die Vermeidung von Umweltbela-
stungen und daraus resultierenden Umweltschäden
erheblich billiger sei als die sonst nötige Entsorgung
der Produktionsrückstände oder die Reparatur und
Sanierung von Umweltschäden, Die meisten, die
diese Floskel im Munde führen, geben sich mit der
„Wohlfeilheit“ der damit abgegebenen Stellung-
nahme zufrieden und fragen nicht nach den Ursa-
chen für die eklatante Diskrepanz zwischen dem
propagierten umweltpolitischen Ideal und der
in der Realität weiterhin dominierenden Entsor-
gungs-, Sanierungs- und Reparaturpolitik.

Eine Politik der vorsorgenden Vermeidung von
Umweltschäden wird einerseits blockiert durch
ökologisch unzureichende oder falsche Politikprio-
ritäten und andererseits durch eine mangelhafte
Transparenz der totalen (einschließlich der ökologi-
schen) Kosten unserer umweltverbrauchenden Pro-
duktions- und Konsumweise sowie der ökologi-
schen und ökonomischen Kosten des heute vorherr-
schenden Typs von Umweltpolitik: der kurativen
Umweltschutzpolitik.
Im folgenden wird zunächst auf die gravierenden
ökologischen Konsequenzen der einseitig auf mög-
lichst hohes Wirtschaftswachstum ausgerichteten
Wirtschaftspolitik eingegangen. Im Anschluß daran
geht es um die Frage: Wie teuer ist die vorherr-
schende"kurative Umweltpolitik aus ökologischer
und ökonomischer Sicht wirklich? Hier wird die
Überlegenheit einer Vermeidungsstrategie in der
Umweltpolitik sichtbar werden, die auf ihrer ge-
samtwirtschaftlichen Vorteilswürdigkeit in ökologi-
scher und ökonomischer Sicht basiert.

Die ökologischen und ökonomischen Vorteile einer
antizipativen, auf Vermeidung von Umweltbela-
stungen abzielenden umweltpolitischen Strategie

werden erst umfassend sichtbar werden, wenn es zu
einer ökologischen Erweiterung und Anpassung
der einzel- und gesamtwirtschaftlichen Erfolgsrech-
nung und zum Aufbau einer Rechnungslegung über
die ökologischen Folgekosten unseres Produktions-
und Konsumprozesses kommt. Im zweiten Teil die-
ses Aufsatzes werden deshalb Ansatzpunkte für die
Erarbeitung derartiger neuer Rechnungen aufge-
zeigt und empirische Ergebnisse zur Größenord-
nung von wesentlichen Komponenten der ökologi-
schen Folgekosten des Wirtschaftens präsentiert
und diskutiert.

2. Dominanz der Wachstumspolitik

Eine wesentliche Ursache für den geringen gesell-
schaftlichen Stellenwert des umweltpolitischen
Vorsorgegedankens ist die gesellschaftliche und po-
litische Relevanz der Wachstumspolitik, die trotz
aller ökologisch motivierter Kritik weiterhin zu
konstatieren ist. Zentrales Ziel der Wirtschaftspoli-
tik ist unverändert die Erreichung einer möglichst
hohen Zuwachsrate des realen Bruttosozialpro-
dukts (BSP), an der die Höhe des jährlichen Wirt-
schaftswachstums gemessen wird.

Aus ökologischer Sicht ist diese Wachstumsgröße
völlig ungeeignet, den echten, auch ökologischen
Gesichtspunkten Rechnung tragenden Erfolg der
Wirtschaftspolitik anzuzeigen 1). Das heutige, auf
der BSP-Rechnung aufbauende Wachstumskon-
zept unterschlägt völlig die mittlerweile schon gi-
gantische Dimensionen erreichenden ökologischen
Folgelasten und -kosten des wirtschaftlichen
Wachstumsprozesses. In die volkswirtschaftliche
Erfolgsrechnung (BSP) gehen ausschließlich jene
Produktionsleistungen, die über Märkte ausge-
tauscht worden sind, bewertet mit ihren Marktprei-
sen bzw. zu ihren Herstellkosten (bei staatlichen

1) Vgl. zur ökologischen Kritik des Wachstumskonzepts
Christian Leipert, Die heimlichen Kosten des Fortschritts.
Wie Umweltzerstörung das Wirtschaftswachstum fördert,
Frankfurt am Main 1989, S. 55 ff.



Leistungen) ein. Die Inanspruchnahme kostenloser
Güter wie die Leistungen der natürlichen Umwelt,
die als freie Güter galten und in weiten Bereichen
bis heute gelten, blieb bei einer derartigen Abgren-
zung ausgespart. Konsequenterweise blieb die zu-
nehmende Beeinträchtigung und partielle Zerstö-
rung dieser ehemals freien Umweltgüter im Ver-
laufe des Wachstumsprozesses in den letzten 20 bis
25 Jahren aus der BSP-Rechnung ausgeblendet,
obwohl es sich tatsächlich um echte und steigende
gesellschaftliche Produktionskosten im Sinne von
Wohlfahrts- und Naturverlusten für die davon Be-
troffenen und die Gesamtgesellschaft handelt.

Erst wenn die Gesellschaft mit ökonomischen Ge-
genmaßnahmen reagiert, z. B. mit der Reparatur
immissionsgeschädigter Gebäudefassaden und
Denkmäler, mit der Sanierung von Altlasten und
mit der Entsorgung der immer rascher ansteigenden
Abfallmengen, gehen diese defensiven bzw. kom-
pensatorischen Ausgaben wieder in das BSP ein.
Diese Praxis der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung (VGR), alle Produktionsleistungen eines
Jahres im Sozialprodukt zu summieren, unabhängig
davon, ob sie einen positiven Beitrag zu Wohlstand
und Lebensqualität leisten oder ob sie nur Beein-
trächtigungen und Verschlechterungen der Lebens-
und Umweltqualität kompensieren (die zuvor
durch negative externe Effekte des Wirtschaftspro-
zesses hervorgerufen worden sind), ist der zweite
Haupteinwand gegen die weitere Verwendung der
traditionellen Wachstumsgröße als zentraler Ziel-
und Erfolgsindikator der Wirtschaftspolitik. Mit
wachsender Bedeutung der defensiven Ausgaben
der Schadensbewältigung kommt es dann nämlich
zu einem Zustand, in dem das weitere Wirtschafts-
wachstum in zunehmendem Maße von der Bewälti-
gung der Negativfolgen profitiert, die es selbst aus-
gelöst hat. Durch einen derartigen Zirkel der
Selbstgenerierung aus den negativen Folgen des
Wachstums selbst würde der eigentlich intendierte
Sinn des Wachstums, die Eröffnung von mehr öko-
nomischen Wahlmöglichkeiten für die Gesellschaft,
geradezu auf den Kopf gestellt.

3. Bewußte Ausblendung der ökologischen
Kosten

Hat man diese gravierenden Defizite des heutigen
Wachstumskonzepts im Kopf, dann beginnt deut-
lich zu werden, daß die Umwelt bei der heute prak-
tizierten Wirtschaftspolitik, die weiterhin am eng
verstandenen ökonomischen Wachstumskonzept
orientiert ist, notwendigerweise der Verlierer sein
muß. Unsere Wirtschaftspolitik will möglichst ho-
hes Wirtschaftswachstum. Dies war das pronon-
cierte Ziel in der Vergangenheit und bleibt es auch,
gerade im Zusammenhang mit der Frage nach der

Finanzierung der enormen Lasten, die aus der Ver-
einigung Deutschlands und dem riesigen Nachhol-
bedarf in den neuen Bundesländern resultieren.
Keiner in der „alten“ Bundesrepublik soll eine Min-
derung seines Lebensstandards hinnehmen müssen.
Die zusätzlichen finanziellen Lasten sollen aus dem
anvisierten Wachstum oder aus zusätzlichen Schul-
den finanziert werden, die wiederum aus den zu-
sätzlichen Steuereinnahmen des Wachstums der
Zukunft zurückgezahlt werden sollen. Hohes Wirt-
schaftswachstum hat in der Politik eine instrumen-
tale Schlüsselfunktion gewonnen, die den politisch
Verantwortlichen durch nichts ersetzbar erscheint.
Dieser politische Stellenwert höheren Wachstums
ist ökologisch äußerst brisant, denn heutzutage wer-
den höhere Wachstumsraten des BSP unmittelbar
durch die beschleunigte Beeinträchtigung und Zer-
störung der Umwelt erkauft. Die Automobilindu-
strie beispielsweise rüstet sich, einen riesigen Markt
in Osteuropa zu bedienen. Die Kraftfahrzeugdichte
und die gefahrenen Kilometer steigen, der Benzin-
verbrauch nimmt zu, der Straßengüterverkehr ex-
pandiert insbesondere im Zusammenhang mit dem
EG-Binnenmarkt 1993 und der wirtschaftlichen
Modernisierung in der ehemaligen DDR. Alles das
steigert das BSP. Aber es steigen eben gleichzeitig
auch die Kohlendioxid-Emissionen, der Treibhaus-
effekt wird angeheizt, es steigen — trotz Katalysa-
tors — die Stickoxidemissionen weiter an. Damit
gibt es keine Entlastung für den sterbenden Wald
und keine Entlastung städtischer Regionen, die be-
sonders durch den Jahr für Jahr ärger werdenden
Sommersmog und die steigende Ozonbelastung der
Luft betroffen sind. Ähnlich enge Zusammenhänge
zwischen Produktionswachstum und ökologischen
Verlusten gibt es beispielsweise im Bereich der
Energieerzeugung oder der Landwirtschaft.

Hohe Wachstumsraten des BSP sind zum Schmier-
mittel der Politik geworden. Einerseits ist die Art
und Weise der Bewältigung der politischen Aufga-
ben in vielen Bereichen zunehmend von der dau-
ernden Erreichung einer Mindestwachstumsrate
abhängig geworden. Andererseits erfüllt das jährli-
che Einkommenswachstum in vielfältiger Weise die
Funktion, Konflikte zu regulieren. Neue Aufgaben-
gebiete können sich oft nur durchsetzen, weil hier-
für Mittel aus dem Wachstum der Staatseinnahmen
abgezweigt werden können, ohne den Besitzstand
der etablierten politischen Interessen anzugreifen.
Auch der Verteilungskampf zwischen Arbeit und
Kapital hat durch die Wachstumswirtschaft der ver-
gangenen Jahrzehnte enorm an Konfliktträchtig-
keit verloren. Der Konflikt drehte sich bei dem dau-
ernden Vorhandensein von Wachstum nur noch um
die Verteilung des Einkommenswachstums und
nicht mehr um die der Vermögensbestände, was zu 



ungleich schärferen gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen geführt hätte.
Eine ökologisch ungeschminkte Wachstumsrech-
nung würde an den Tag bringen, daß die heutige
Wachstumskalkulation ohne den Wirt Natur ge-
macht worden ist — nicht zuletzt deswegen, weil
der Verteilungsanspruch des stummen Produkti-
onsfaktors Natur, der über keine gesellschaftliche
Vetomacht verfügt, leicht übersehen werden
kann.

Die produktiven und konsumtiven Funktionen der
Umwelt sind heute nicht mehr — wie in der Ver-
gangenheit — kostenlos zu sichern. Heute, wo die
Ressourcen und Leistungspotentiale der Natur zu
einem ökonomisch knappen Gut, ja zum wertvoll-
sten Vermögen der Menschen geworden sind, das
es mit großer Sorgfalt unter erheblichem Kosten-
aufwand zu bewirtschaften gilt, muß hierfür ein
bestimmter, tendenziell wachsender Anteil am BSP
abgezweigt werden. Man kann vor diesem Erfor-
dernis beide Augen schließen und so tun, als ob das
gesamte Produktionswachstum auf beide Sozial-
partner (hier im Wortsinne, nämlich gegen die Er-
haltungsinteressen der Natur) verteilt werden kann,
wie das Gewerkschaften und Arbeitgeber mehr
oder weniger bis heute praktizieren2). Dies ver-
schlimmert jedoch nur die zukünftige Lage der Na-
tur, deren Wiederherstellung und Sanierung — so-
weit das überhaupt noch möglich ist — in Zukunft
nur um so größere Anstrengungen und damit Ein-
schränkungen der materiellen Einkommensinteres-
sen erfordern werden.

2) Die Forderung, ökologische Dimensionen in Tarifver-
Handlungen explizit zu berücksichtigen, ist erst in jüngster
Zeit ernsthaft erhoben worden; vgl. z. B. die konkreten Vor-
schläge bei Eberhard Schmidt, Ökologische Verantwortung
in Zukunft per Tarifvertrag, in: Frankfurter Rundschau vom
20. November 1990, S. 16.

3) Eine ähnliche Typologie verwendet Martin Jänicke,
Staatsversagen. Die Ohnmacht der Politik in der Industric-
gcscllschaft, München—Zürich 1986, S. 55 ff.

Es kann nicht überraschen, daß in einer derartigen
Konstellation der gesellschaftlichen und politischen
Verabsolutierung des rein ökonomisch verstande-
nen Wachstumsziels und der Verteilung der Wachs-
tumserträge auf die Sozialschichten der Gesell-
schaft das Interesse an einer Sicherung aller Um-
weltfunktionen außer acht gelassen wurde. Die
Priorisierung der Wachstumsinteressen in der Poli-
tik implizierte das Zulassen von Umweltbelastun-
gen und Umweltverbrauch. Das Recht auf Umwelt-
verschmutzung — übernommen aus einer Zeit, als:
die Umwelt wirklich noch als unerschöpfliches und
freies Gut erschien — gilt, wenn man von den expli-
ziten Einschränkungen durch Umweltschutzgesetze
absieht, bis heute. Der heutigen Situation einer
massiven Gefährdung des fragilen Gutes Umwelt
angemessen wäre dagegen ein Recht auf eine in-
takte Umwelt und damit ein allgemeines Verbot der
Umweltverschmutzung. Das in manchen Bereichen
schon eingeschränkte, aber generell noch immer
geltende Recht auf Umweltverschmutzung stellt ei-
nen eingebauten Mechanismus in Wirtschaft und
Politik gegen die vorsorgliche Vermeidung von
Umweltbelastungen dar. Da aufgrund des überra-
genden Interesses an hohen Wachstumsraten Um-
weltbelastungen zunächst hingenommen werden,
ist es nur zu verständlich, daß sich eine Umweltpo-
litik vom Typus der reagierenden, symptomkurie-
renden Entsorgungs- und Sanierungspolitik heraus-
gebildet hat. Im folgenden soll gezeigt werden, daß
diese Strategie der Umweltpolitik gravierende öko-
logische und auch ökonomische Nachteile auf-
weist.

II. Defensive und offensive Optionen des Umweltschutzes

1. Ansatzpunkte für eine Verbesserung der
Umweltqualität

Die möglichen ökonomischen und politischen An-
satzpunkte zu einer Verbesserung der Umweltqua-
lität liegen in einem weiten Spektrum, das von Re-
paraturmaßnahmen im Zusammenhang mit nicht
verhinderten Umweltschäden bis hin zu politischen
Entscheidungen für einen ökologischen Umbau
kompletter volkswirtschaftlicher Leistungsbereiche
wie Verkehr, Landwirtschaft und Energiewesen
reicht. Beginnt man die Palette möglicher Maßnah-
mearten am negativen Ende einer reinen Symptom-
korrektur, so lassen sich folgende Optionen in auf-

aufsteigender Reihenfolge bis hin zu langfristigen
vorsorgeorientierten Weichenstellungen der Politik
unterscheiden3):

a) Reparatur/Behandlung/Kompensation: Repara-
tur von Gebäude- und Materialschäden, die durch
Luftverschmutzung verursacht sind; Behandlung
umweltbedingter Krankheiten; Kalkung von Wald-
böden zur Kompensation der verstärkten Boden-
versauerung durch sauren Regen.

b) Sanierung: Sanierung von Altlasten; Sanierung
von Asbestschäden; Aufbereitung von verschmutz-
tem Grund- und Oberflächenwasser durch Wasser-
werke zur „Produktion“ von Trinkwasser.

c) Entsorgung: Sammlung, Verbrennung und De-
ponierung von Haus- und Industrieabfällen sowie



von Rückständen von Umweltschutzanlagen (Fil-
terrückstände, Klärschlamm u. a.).

d) Klassischer Umweltschutz, der zur Verminde-
rung der Abgabe von Schadstoffen an die Umwelt
führt: Einbau nachgeschalteter Technik wie Filter,
Entschwefelungs- und Entstickungsanlagen, Klär-
anlagen, Katalysatoren.

e) Integrierte Produktionstechnologien, d. h. Tech-
nologien, die es erlauben, die Produktionsziele
durch die explizite Berücksichtigung von Umwelt-
schutzgesichtspunkten von vornherein mit geringe-
ren Umweltbelastungen zu erreichen: integrierte
Wasserkreisläufe; Technologien, die den Anfall
von nicht mehr verwendbaren Produktionsrück-
ständen reduzieren; Realisierung erhöhter Re-
cyclingquoten aus eigenen Abfällen.
f) Produktsubstitution: Ersatz schwefelhaltigen
schweren Heizöls durch weniger schwefelhaltiges
Öl; Substitution verbleiten durch bleifreies Ben-
zin.
g) Autonomer Strukturwandel der Wirtschaft: Der
endogene Strukturwandel der Wirtschaft geht in
Richtung einer relativen Schwächung traditionell
stark umweltbelastender Schwerindustrien und ei-
ner relativen Stärkung des gesamten Dienstlei-
stungssektors.
h) Umweltpolitisch gesteuerter Strukturwandel:
Kommt es zu verbesserten umweltpolitischen Rah-
menbedingungen des Wirtschaftens und damit auch,
zu einer verstärkten Internalisierung bisher auf
Dritte und die Gesamtgesellschaft abgewälzter ex-
terner Kosten der Wirtschaft, könnte sich der öko-
nomische Strukturwandel in Richtung aufeine lang-
fristig umweltverträgliche Wirtschaftsstruktur be-
schleunigen.
i) Ökologischer Umbau von Leistungsbereichen der
Industriegesellschaft: politische Initiativen für die
Entwicklung und Umsetzung von Konzepten neuer
Strukturen der Leistungserstellung, bei denen die
erwünschten Produktions- und Dienstleistungser-
gebnisse mit drastisch verringerten Umweltbela-
stungen und Schadstofffrachten sichergestellt wer-
den. Oft genannte Kandidaten für derartige Um-
bauvorstellungen sind das Verkehrs- und Energie-
system, die Landwirtschaft und die chemische Indu-
strie.

2. Die ökologischen Nachteile des kurativen
Umweltschutzes

In unserer Umweltpolitik sind bis heute die Strate-
gievarianten c und d dominant, gekoppelt mit den
Maßnahmearten a und b. Einerseits werden Um-
weltschutzgesetze, die Entsorgungs- und Umwelt-
schutzmaßnahmen zur Folge haben, in der Regel

erst dann verabschiedet, wenn die Dringlichkeit
aufgrund unabweisbarer Schädigungen und Risiken
nicht mehr bestritten werden kann. Dann sind
schon Belastungskonzentrationen in den Umwelt-
medien zu konstatieren, die im Schadensfall irgend-
wann zu Reparatur- und Sanierungsmaßnahmen
führen müssen. Andererseits unterbinden die typi-
scherweise mit der Festlegung von Grenzwerten
arbeitenden Umweltschutzgesetze nicht jede Ver-
breitung von Schad- und Abfallstoffen in die Um-
welt. Die Fixierung von Grenzwerten impliziert ja
gerade die Zulassung der Umweltverschmutzung
bis zu der durch den Grenzwert festgelegten Höhe.
Demgemäß haben auch diese erlaubten Schadstoff-
frachten in der Zukunft Schadenswirkungen, die
dann wieder durch die Maßnahmearten a und b
kompensiert werden müssen.

Die Tatsache, daß die Schadstoffe, die durch die
nachgeschalteten Umweltschutztechnologien vor
dem Eintritt in die Umweltmedien zurückgehalten
werden, nicht aus der Welt sind, zeigt, daß der
Typus des traditionellen Umweltschutzes ein weite-
res ökologisches Leck hat. Die zurückgehaltenen
Giftstoffe sind weiterhin vorhanden, etwa in den
Filterstäuben, im Klärschlamm oder im Sonder-
müll. Diese müssen wiederum deponiert werden,
wobei absolute Sicherheit für alle Zukunft niemals
garantiert werden kann. Auch hier können also
Rettungsmaßnahmen vom Typus a und b nie ganz
ausgeschlossen werden.

3. Ökologische Vorteile von Vermeidungs-
Strategien

Sind die Optionen a und b extrem defensiv und ret-
tend rückwärtsgewandt, und handelt es sich bei den
klassischen Umweltschutzmaßnahmen um abge-
schwächt defensive Aktivitäten, die die ursprüngli-
che Umweltschädlichkeit der überkommenen Pro-
duktionstechnik abmildern, so beginnen die offen-
siven Optionen der Schaffung technologischer und
organisatorischer Produktionsgrundlagen, die von
vornherein den Eintritt von Umweltbelastungen
vermeiden oder zumindest deutlich vermindern, bei
den Maßnahmearten e und f. Was läßt nun diese
offensiven Optionen der vorsorglichen Reduzie-
rung (bis hin zur gänzlichen Vermeidung) von Um-
weltbelastungen gegenüber den dominierenden de-
fensiven Strategievarianten so vorteilhaft erschei-
nen4)?

4) Vgl. zu den ökologischen Vorteilen der Vermeidungsstra-
tegie bzw. zu den ökologischen Nachteilen des kurativen
Umweltschutzes Hans C, Binswanger u. a., Arbeit ohne
Umweltzerstörung. Strategien einer neuen Wirtschaftspoli-
tik, Frankfurt am Main 1983. S. 82ff.; Kari-Heinz Joepen,
Umweltpolitik des kleinsten Widerstands. Über die Perver-
sion des Umweltschutzes. Neukirchen-Vluyn 1987. S. 11 ff.



Als Beispiel einer Maßnahme des klassischen Um-
weltschutzes kann der Bau und Betrieb einer Ent-
schwefelungsanlage in einem Kohlekraftwerk be-
trachtet werden. Es handelt sich hier typischerweise
um eine sog. nachgeschaltete Anlage. Sie wird an
den unverändert umweltbelastenden Produktions-
apparat „angehängt“, um ihn ökologisch zu ent-
schärfen. Im Ergebnis ist der Produktionsprozeß
um eine Stufe verlängert worden. Insgesamt wird
nunmehr zur Erstellung des gewünschten Produkts
(hier: Strom) mehr Energie und Materie verbraucht
als zuvor. Dies ergibt sich aus dem Materie- und
Energiebedarf des Baus und der Installation der
Entschwefelungsanlage sowie des anschließend nö-
tig werdenden Dauerbetriebs dieser Anlage.

Der ökologische Vorteil der Umweltschutzanlage
wird also mit einem klaren ökologischen Nachteil
erkauft. Denn die durch den traditionellen Umwelt-
schutz zusätzlich erforderlich werdende Transfor-
mation von Energie und Materie ist naturnotwendig
mit weiteren Umweltbelastungen verbunden, die
wiederum durch zusätzliche Maßnahmen bewältigt
werden müssen. Der ökologische Imperativ, dem
dagegen die Vermeidungsstrategie folgt, lautet:
Realisiere deine (hoffentlich gut überlegten) öko-
nomischen Ziele mit einem Minimum an erschöpf-
lichen Energiequellen und mineralischen Rohstof-
fen. Was heute an nichtregenerierbaren Energie-
quellen und Rohstoffen verbraucht wird, steht mor-
gen und für die künftigen Generationen nicht mehr
zur Verfügung. Daneben ist die Umwandlung von
(fossilen und nuklearen) Energieträgern und Roh-
stoffen immer mit Umweltbelastungen verbunden,
die unsere lebenswichtigen Ökosysteme irreversi-
bel schädigen. Jede Energie- bzw. Rohstoffeinheit,
die durch intelligente Spartechnologien und Um-
baumaßnahmen nicht verbraucht worden ist, kann
die Umwelt auch nicht schädigen.

4. Kurativer Umweltschutz: Tendenz zur Problem-
verlagerung

Die Umweltprobleme werden im Zuge des Einbaus
nachgeschalteter Reinigungs- und Entsorgungs-
techniken nicht ursachenadäquat durch Aktionen
an der Quelle des Problems bewältigt. Diese Art
der Problemlösung schafft an anderer Stelle neue
Probleme. Dies war in der ersten Phase der Um-
weltpolitik besonders eklatant bei der Hochschorn-
Steinpolitik der Kraftwerke. Die Immissionssitua-
tion vor Ort verbesserte sich, und die Erreichung
der lokalen Grenzwerte wurde als Erfolg verbucht.
Die ökologischen Schadwirkungen der weiträumi-
gen Feinverteilung der unverändert in die Umwelt
abgegebenen Schadstoffe konnten einige Zeit ver-
drängt werden, bis die ersten Zeichen des Waldster-

bens die Scheinlösung der räumlichen Problemver-
lagerung ans Licht brachten.

Aber auch dort, wo konkrete Probleme gelöst wer-
den, wie bei der Entschwefelung des Rauchgases
von Kraftwerken, gibt es die Tendenz zur Problem-
verlagerung, in diesem Fall die Verlagerung zu ei-
nem anderen Umweltmedium. Denn die Kehrseite
dieses umweltpolitischen Erfolgs ist die Verursa-
chung neuer Probleme für die Gewässerreinhaltung
und die Abfallentsorgung. Es entstehen vermehrt
giftige Abwasserfrachten, die gereinigt werden
müssen, sowie Filterstäube, Schlacke und nicht wei-
ter verwertbare Reststoffe, die von der Abfallwirt-
schaft entsorgt werden müssen.

Da alle Umweltmedien wechselseitig miteinander
verknüpft sind, bedeuten oft besondere Erfolge in
einem Sektor neue gravierende Probleme im be-
nachbarten Bereich. Je erfolgreicher die Politik der
Luftreinhaltung und der Abwasserbeseitigung ist,
um so kritischer wird die Situation der Abfallent-
sorgung5). In der Abfallwirtschaft landen nämlich
letztlich alle gefährlichen Reststoffe, die durch die
Luftreinhalte- und Abwasserreinigungsanlagen zu-
rückgehalten worden sind. Wurde der Klärschlamm
früher überwiegend als Dünger in der Landwirt-
schaft verwendet, so wird er mit den wachsenden
Erfolgen der Abwasserreinigung immer häufiger
zum Sondermüll. Der Klärschlamm enthält oft
hohe Konzentrationen von Schwermetallen und or-
ganischen Verbindungen, was einerseits ein siche-
res Zeichen der besseren Reinigungsleistung der
modernen Klärwerke ist, ihn jedoch andererseits als
Dünger ungeeignet macht. Die Krise der Abfallent-
sorgung, die im drohenden Abfallinfarkt unserer
Wirtschafts- und Konsumgesellschaft zum Aus-
druck kommt, ist damit ein gültiger Indikator der
letztlichen Fehlorientierung der klassischen Um-
weltpolitik. Diese hat es Wirtschaft und Gesell-
schaft ermöglicht, der eigentlichen Herausforde-
rung der Umweltkrise für unseren Produktions- und
Konsumstil — nämlich Produktions- und Konsum-
technologien zu entwickeln, die von vornherein we-
niger Umweltbelastungen, weniger Abfall, Sonder-
müll und Verpackungsaufwand verursachen, und
Produktions- und Konsumweisen zu entwickeln,
die von vornherein weniger energie-, rohstoff- und
umweltaufwendig sind — noch eine Zeit lang aus-
zuweichen.

5) Vgl. im einzelnen zu den Ursachen der verschärften Krise
der Abfallentsorgung C. Leipert (Anm. 1), S. 162 ff.

5. Akkumulation von Restschadstoffen in den
Umweltmedien

Ein weiteres Problem der traditionellen Umwelt-
schutz- und Entsorgungsstrategie liegt in der Grenz-



Wertorientierung6). Seit dem Beginn der Umwelt-
schutzgesetzgebung Anfang der siebziger Jahre be-
deutet diese zweierlei:

7) Vgl. Y. J. Ahmad u. a. (Hrsg.). Environmental and Natu-
ral Resource Accounting and their Relevance to the Measu-
rement of Sustainable Development. The World Bank. Wa-
shington. D. C.; C. Leipert (Anm. 1), S. 80ff.
8) Vgl. Statistisches Bundesamt. Umweltökonomische Ge-
samtrechnung. Ein Beitrag der amtlichen Statistik. Wiesba-
den 1990.

— Es hat immer problematische Stoffe, die in die
Umwelt emittiert werden, gegeben, für die über-
haupt keine Grenzwerte festgelegt worden sind.
Diese konnten also ungemindert an die Umwelt
abgegeben werden, wie sich anhand der verschiede-
nen Umweltschutzgesetze für Luft, Wasser und Ab-
fall und deren diversen Novellierungen zeigen läßt.
Diese Gesetzesnovellierungen dienten nicht nur
dazu, Grenzwerte zu verschärfen, sondern auch der
erstmaligen Festlegung von Grenzwerten für zu-
sätzliche Stoffe.

— Bis zur Höhe der Grenzwerte ist die Abgabe der
Schadstoffe an die Umwelt kostenfrei erlaubt.
Welche Folgen hat nun eine derartige „Löchrig-
keit“ der umweltpolitischen Regulierung im Falle
der persistenten, oft nur in ganz großen Zeiträumen
abbaubaren Stoffe und Umwandlungsprodukte wie
Schwermetalle und chemische Verbindungen? Es
kommt zu Akkumulationsprozessen der Stoffe in
den Umweltmedien, in Luft, Gewässern und im
Boden, in Flora und Fauna und schließlich im Men-
schen. Selbst wenn die Einzelabgaben Tag für Tag

und Jahr für Jahr unterhalb der Grenzwerte liegen,
kommt es nach Überschreiten von absoluten
Schwellenwerten zu schwerwiegenden Schädigun-
gen, wie sie an vielen Stellen zu beobachten sind.
Als Konsequenz der Akkumulationsprozesse lassen
sich die Katastrophe in der Nordsee und in der
Adria, die Verstümmelungen und der Rückgang
der Fischpopulationen in den besonders belasteten
Meeresregionen sowie die schleichende Vergiftung
durch persistente chlorierte Kohlenwasserstoffe
konstatieren, ganz zu schweigen von zwei Hauptge-
fahren der Zukunft, der Auflösung der Ozonschicht
und der Aufheizung der Erdatmosphäre.

Hierbei handelt es sich oft um irreversible Scha-
densprozesse. Dies gilt nicht nur für die Anreiche-
rung von Schadstoffen in der Umwelt, die sich in
vielen Fällen durch chemische Umwandlungspro-
zesse und den Zusammenwirken mit anderen Stof-
fen in ihrer Schadenswirkung potenzieren. Es gilt
auch für die Zerstörung einzigartiger Landschaften,
wie z. B. einer Auenlandschaft an der Donau, die
dem Bau eines Wasserkraftwerkes geopfert wird,
oder für das Aussterben von Arten im Gefolge von
massiven Eingriffen des Menschen in die Lebens-
und Reproduktionsräume dieser Arten.

III. Ansätze einer ökologischen Kostenrechnung

1. Notwendigkeit einer umfassenden ökologischen
Kostenrechnung

Strategien der vorsorglichen Vermeidung von Um-
weltbelastungen waren in der Vergangenheit auch
dadurch benachteiligt, daß ihre mittel- und langfri-
stigen Vorteile in den üblichen Systemen der öko-
nomischen Rechnungslegung und Erfolgsbilanzie-
rung nicht sichtbar werden. Ein echter Vergleich
der ökologischen und ökonomischen Vor- und
Nachteile zwischen den eher defensiven gegenüber
den eher offensiven Varianten der Umweltpolitik
erfordert eine Ergänzung der traditionellen ökono-
mischen Berichterstattung um ein System der Um-
welt- und Ressourcenberichterstattung sowie um
eine Rechnung der ökologischen und sozialen Fol-
gekosten des Wirtschaftens.
Grundlage einer Öko-Berichterstattung muß im-
mer ein System physischer Daten sein, das bei-
spielsweise Auskunft über den Zustand und die
Veränderungen der Umwelt, Emissionen und Im-
missionen der wichtigsten Schadstoffe, den Res-
sourcenverbrauch und Veränderungen im Bestand

6) Vgl. zu den Unzulänglichkeiten der Grenzwertorientie-
rung der praktizierten Umweltpolitik K.-H. Joepen
(Anm. 4). S. 48 ff.

von Rohstoffen und Energieträgern, den Flächen-
verbrauch und Veränderungen des Artenbestands
geben kann. An einem derartigen ökologischen Be-
richtssystem wird gegenwärtig mit unterschiedli-
chen Konzepten an vielen Stellen der Welt gearbei-
tet7). Das Statistische Bundesamt hat im Sommer
letzten Jahres hierzu ein Konzept für die Bundesre-
publik vorgelegt8).
Darauf aufbauend müßte ein Konzept für eine ge-
sellschaftliche Öko-Kostenrechnung entwickelt
werden. Für eine Bestandsaufnahme der Folgeko-
sten der umweltdegradierenden Wirtschaftsent-
wicklung muß man sowohl Umweltschadenskosten
als auch Kosten des Umweltschutzes, mit denen
sonst auftretende Umweltbelastungen vermieden
werden, berücksichtigen. Bekanntgeworden ist
eine Klassifikation der Kategorien ökologischer
Folgekosten, die schon Anfang der siebziger Jahre
von dem amerikanischen Council on Environmen-



tal Quality vorgeschlagen worden ist9): a) Kosten
zur Verminderung von Umweltbelastungen (Um-
weltschutzkosten), b) Schadenskosten, c) Aus-
weichkosten sowie d) Planungs- und Überwa-
chungs-(Regulierungs-)Kosten.

9) Council on Environmental Quality. Environmental Qua-
lity. The Fourth Annual Report. Washington, D. C. 1973.
10) Vgl. z. B. C. Leipert (Anm. 1). S. 109 ff.

11) Vgl. ebd., S. 157f.
12) Vgl. ebd., S. 158.
13) Vgl. ebd., S. 159ff.
14) Vgl. ebd., S. 156-179.

Der Autor dieses Aufsatzes hat für seine Folgeko-
stenuntersuchungen mit einer anderen Klassifika-
tion gearbeitet, die direkt auf das Untersuchungs-
ziel der Aufdeckung der Wachstumsillusion zuge-
schnitten war10): a) defensive oder kompensatori-
sche Kosten, b) Produktions- und Einkommensver-
luste, c) Vermögensverluste, d) Naturverluste so-
wie e) Wohlfahrtsverluste.

Die Klassifikation des Council on Environmental
Quality läßt sich problemlos in die obige, im folgen-
den verwendete Systematik überführen. So fallen
unter die defensiven Ausgaben die gesamten Ko-
sten zur Verminderung von Umweltbelastungen
(Umweltschutz- und Entsorgungskosten), die staat-
lichen Regulierungskosten, die Ausweichkosten,
sowie der Teil der Schadenskosten, der sich in ei-
nem zusätzlichen ökonomischen Aufwand der be-
troffenen Akteure niederschlägt. Die umweltbe-
dingten Produktions- und Einkommensverluste so-
wie die Vermögens-, Natur- und Wohlfahrtsverlu-
ste bilden die restlichen Kategorien der Schadens-
kosten.

2. Defensive Ausgaben: Umweltschutz- und Ent-
sorgungskosten

Die extrem und abgeschwächt defensiven Maßnah-
mearten der Umweltpolitik a) bis d) führen zu ei-
nem starken Anstieg der defensiven Ausgaben so-
wie gleichzeitig und insbesondere in der Zukunft zu
einem Anstieg der restlichen vier Kategorien der
Schadenskosten. Das dokumentieren die Erfahrun-
gen mit 20 Jahren klassischer Umweltschutz- und
Entsorgungspolitik und ihren (zeitlich späteren)
Zwillingsschwestern „Sanierung und Reparatur von
Umweltschäden“.

Insbesondere seit Mitte der achtziger Jahre sind die
Umweltschutzaufwendungen der Industrie und des
Staates stark angestiegen (vgl. die Tabelle). Dies ist
zweifellos auch eine Reaktion auf die negativen
ökologischen Trends, die in den achtziger Jahren
— entgegen den Erwartungen — als Folge der un-
zureichenden Umweltpolitik der siebziger Jahre
auftraten, sowie des ständig verbesserten Wissens
über die sich in vielen Bereichen dramatisch ver-
schlechternde Umweltsituation und der daraus re-
sultierenden Ansprüche an die Umweltpolitik. Die
Entwicklung seit Mitte der achtziger Jahre zeigt,

daß eine Umweltpolitik, die den traditionellen Pfa-
den folgt, gleichzeitig in allen Bereichen aber strik-
tere Grenzwerte und darüberhinaus deutlich bes-
sere Werte der Umweltqualität erreichen will,
enorm kostenaufwendig ist.

Dies ist bereits in der Luftreinhaltepolitik sichtbar,
wo die Großfeuerungsanlagenverordnung von 1983
in der Energiewirtschaft der alten Bundesländer zu
einem Investitionsaufwand für Entschwefelungs-
und Entstickungsanlagen von ca. 25 Mrd. DM ge-
führt hat11) und in Zukunft die Unternehmen mit
stark gestiegenen Kosten zum Betrieb dieser Anla-
gen belastet. Schätzungen des Bundesumweltmini-
steriums zufolge liegt die Größenordnung der not-
wendigen Luftreinhaltungsinvestitionen in Vollzug
der neuen Technischen Anleitung (TA) Luft bei
mindestens 27—28 Mrd. DM12). Der Schock über
die Nordseekatastrophe im Jahre 1988 sowie die
Besorgnis über die verheerenden Schäden der Ost-
see und der Adria haben die Dringlichkeit einer
raschen Erneuerung und Modernisierung der öf-
fentlichen Kanalisation und Abwasserbeseitigung
bewußt gemacht. Nach Expertenschätzungen sind
hier in den nächsten zehn Jahren Investitionen von
130-280 Mrd. DM erforderlich13).

Besonders dramatisch ist die Situation im Bereich
der Abfallentsorgung, in dem sich die ungelösten
ökologischen Probleme unserer Industriegesell-
schaft wie in einem Brennglas bündeln. Einerseits
wächst der Abfallberg immer noch, andererseits
sind nunmehr alle billigen Auswege, sich des Ab-
falls zu entledigen, versperrt. Die Deponierung auf
wilden Kippen ist nicht mehr möglich, die Verbren-
nung giftiger Abfälle auf hoher See ist verboten, das
Exportventil ins Ausland, sei es in die ehemalige
DDR, nach Osteuropa oder in die Dritte Welt, ist
ganz oder (hoffentlich) bald verschlossen. Die Ko-
stenträchtigkeit einer Entsorgungsinfrastruktur mit
vorgelagerten Sammlungs-, Sortierungs- und Ver-
wertungseinrichtungen sowie ökologisch bestmögli-
chen Verbrennungsanlagen und Deponierungska-
pazitäten liegt auf der Hand. Abgesehen davon,
daß der Aufbau einer derartigen großangelegten
Entsorgungsinfrastruktur eindeutig nur die zweit-
beste Lösung darstellt, wovon die starke Opposi-
tion gegen den Bau neuer Verbrennungsanlagen
Zeugnis ablegt, sind auch die enormen Kostenfol-
gen für den bisher nur schleppenden Aufbau einer
solchen Entsorgungswirtschaft verantwortlich.
Die entsprechenden Kostenschätzungen für die
neunziger Jahre14) müssen selbstverständlich für





alle Bereiche nach der Vereinigung Deutschlands
deutlich nach oben angepaßt werden. Angesichts
der ungleich dramatischeren Umweltsituation in
den neuen Bundesländern ist davon auszugehen,
daß dort ökologisch vorrangige Maßnahmen zu ei-
ner Verlangsamung der Durchführung von Um-
weltschutz-, Entsorgungs- und Sanierungsmaßnah-
men in den alten Bundesländern führen werden.

3. Defensive Ausgaben: Reparatur und Sanierung
von Umweltschäden

Eine umfassende ökologische Kostenrechnung der
Umweltschutzpolitik der vergangenen 20 Jahre ist
mit einer Abschätzung der direkten Kosten des
Umweltschutzes in den verschiedenen Bereichen
natürlich noch nicht vorhanden. Die zweite Seite
der Kostenmedaille ist die Folge von Umweltbela-
stungen. die durch die Maßnahmen des klassischen
Umweltschutzes nicht verhindert worden sind, und
ihrer sich über die Jahre vollziehenden Akkumulie-
rung in den Umweltmedien. Ein gewisser (geringer)
Teil der Schadenskosten ist in der gesamten Ko-
stengröße der umweltbezogenen Defensivausgaben
enthalten (vgl. die Tabelle). Dieser Wert, der sich
im Jahre 1988 auf knapp 20 Mrd. DM belief, ist auf
keinen Fall repräsentativ für das gesamte Ausmaß
der ökologischen Schadensfolgen. In vielen Fällen
sind diese defensiven Schadenskosten ein Spätindi-
kator der in Gang befindlichen Schadensprozesse;
man denke etwa an die Mehraufwendungen in der
Forstwirtschaft aufgrund des Waldsterbens (z. B.
für zusätzliche Maßnahmen zur Kalkung der Wald-
böden) in Höhe von 0,5 Mrd. DM (vgl. die Ta-
belle). Diese stehen in keinem Verhältnis zum Aus-
maß der bereits zu beklagenden Verluste am Wald-
vermögen und den Ertragseinbußen, die die Folge
langandauernder Belastungen des Waldes durch
sauren Regen und andere Schadstoffe sind. Da
diese Ertrags- und Vermögensverluste schwieriger
als der zusätzliche Kostenaufwand oder überhaupt
nicht näherungsweise abzuschätzen sind, besteht
die Gefahr, daß die Spitze des Eisbergs — die de-
fensiven Schadenskosten — für den ganzen Eisberg
der ökologischen Schadensfolgen gehalten wird.
Dieser Gefahr des pars pro toto gilt es. durch ein
möglichst komplettes Raster einer ökologischen
Kostenrechnung und seine bestmögliche Ausfül-
lung zu begegnen.
In anderen Fällen spiegeln die Werte der defensi-
ven Schadenskosten die geringe Priorität des zu
lösenden Problems in der Einschätzung der politi-
schen Instanzen, der Wirtschaft oder der einzelnen
Bürger wider. Sie sind keine Indikatoren des ei-
gentlichen Kostenbedarfs, sondern dessen, was die
Gesellschaft gegenwärtig bereit ist, für die Sanie-
rung, Behandlung und Reparatur von Schäden auf-

zuwenden. In der Tabelle werden die aufgewende-
ten Kosten der Altlastensanierung für das Jahr 1988
mit ca. zwei Mrd. DM angegeben. Vergleicht man
diesen eher zu hoch angesetzten Schätzwert mit den
diversen Schätzungen, die über den Kostenbedarf
zur Sanierung nur der dringlichsten Altlastfälle an-
gestellt worden sind15), dann wird abermals deut-
lich, daß eine ökologische Kostenrechnung nicht
bei der Kalkulierung der tatsächlich geleisteten de-
fensiven Aufwendungen zur Sanierung von Um-
weltschäden stehen bleiben darf.

4. Einkommens-, Vermögens-, Natur- und Wohl-
fahrtsverluste

In diesen Bereichen bestehen die größten Informa-
tionslücken. Es liegt zwar eine Fülle von einzelnen
Untersuchungsergebnissen zu den verschiedenen
Kategorien vor. So gibt es grobe Abschätzungen zu
den Ertrags- und Einkommensverlusten in ver-
schiedenen Bereichen aufgrund von Umweltbela-
stungen. Zu nennen sind Angaben zu Ertragsverlu-
sten in der Forst-, Land- und Fischereiwirtschaft
sowie zu Einkommenseinbußen im Fremdenver-
kehrsgewerbe, etwa in vom Waldsterben besonders
betroffenen Regionen oder in norddeutschen Kü-
stengebieten. Es gibt Hinweise und auch überschlä-
gige Kalkulationen von ökonomischen Vermögens-
verlusten, etwa hinsichtlich der immissionsbeding-
ten Schädigungen des Wald- und Gebäudevermö-
gens oder des Rückgangs der Fischbestände in
Seen, Flüssen und Meeren. Es gibt eine Unmenge
von Daten, Analysen sowie Trend- und Risikoab-
schätzungen zu den faktischen und zukünftig dro-
henden Naturverlusten, von einer Bilanz des Arten-
sterbens über eine Abschätzung des Trends der
Erosionsausdehnung bis hin zu Szenarien möglicher
Verläufe des Treibhauseffektes. Und schließlich
liegt eine Fülle von Angaben zu den Wohlfahrtsver-
lusten der Menschen vor, nicht zuletzt aufgrund
ausgiebiger Befragungsforschung zur individuellen
Wahrnehmung des Umweltproblems und zur Ent-
wicklung des Umweltbewußtseins.

5. Versuche einer Gesamtabschätzung der volks-
wirtschaftlichen Kosten

Aber es gibt nur wenige Versuche einer Gesamtab-
schätzung der ökologischen Folgekosten des Wirt-
schaftens. Der erste ist 1986 von Wicke vorgelegt
worden. Nach seinen Berechnungen lagen die „re-
chenbaren“ Schäden bei jährlich ca. 104 Mrd.
DM6 ). Die Einschränkung „rechenbar“ verweist



schon auf die gewaltigen theoretischen, methodi-
schen und datenmäßigen Probleme, denen jede um-
fassende ökologische Schadensbilanz, die mit öko-
nomischen Kategorien arbeitet, ausgesetzt ist. Die
beiden wichtigsten Posten bei Wicke, die knapp
acht Zehntel der Gesamtsumme ausmachen, sind
Berechnungsansätze zu den Kosten der Luftver-
schmutzung (ca. 48 Mrd. DM) und zu den Wohn-
wertverlusten durch Lärm (ca. 30 Mrd. DM)17).
Die Abschätzung der ökonomischen Kosten der
Luftverschmutzung beruht auf einer sog. Zahlungs-
bereitschaftsanalyse, in der die Bürger danach be-
fragt werden, wieviel sie — gemessen an einer vor-
gegebenen Skala von monatlichen Beträgen — be-
reit sind, für die Erlangung einer besseren Luftqua-
lität zu bezahlen18). Die mit einer derartigen Ana-
lysemethode erzielten Ergebnisse sind sicherlich
angreifbar19). Aber diese Problematik teilen sie
mehr oder minder mit allen Ansätzen, die auf eine
direkte monetäre Bewertung der Natur- und Wohl-
fahrtsverluste aus der Sicht der betroffenen Men-
schen abzielen. So erscheinen einerseits ökonomi-
sche Bewertungen gewisser ökologischer Negativ-
entwicklungen, wie z. B. des Aussterbens von Ar-
ten, prinzipiell problematisch. Andererseits ist der
Grad des Unwissens über das Ausmaß der ökologi-
schen Zerstörung, etwa hinsichtlich der Ausrottung
noch nicht einmal „entdeckter“ Arten durch die
Zerstörung des tropischen Regenwaldes oder der
Vernichtung hochkomplexer Regenwald-Ökosy-
steme, und über die ökologischen Folgen von Scha-
densprozessen angesichts vielfältiger Wechselwir-
kungszusammenhänge mit anderen Elementen des
lokalen, regionalen, kontinentalen und globalen
Ökosystems oft so groß, daß überhaupt nicht an
eine vernünftige ökonomische Bewertung gedacht
werden kann, wenn keine einigermaßen solide na-
turwissenschaftlich-ökologische Abschätzung vor-
liegt.

IV. Ökologische Umorientierung der

Die bisherigen Ausführungen zeigen, daß das Sy-
stem einer umfassenden ökologischen Kostenrech-
nung noch ganz am Anfang steht. Fortschritte auf
diesem Feld setzen eine Intensivierung der einschlä-

Nach einer kürzlich vom Umwelt- und Prognose-
Institut Heidelberg publizierten Studie zu den Ko-
sten der Umweltverschmutzung in der Bundesrepu-
blik 20) müssen die von Wicke errechneten Zahlen
dramatisch nach oben revidiert werden. Die Öko-
Kosten werden jetzt bei knapp 500 Mrd. DM ange-
siedelt. Es spricht vieles (vor allem die intuitive
Gesamtschau von der insgesamt dramatisch ver-
schlechterten Umweltsituation) dafür, daß die ak-
tuelle Berechnung ein besseres ökonomisches Ab-
bild der ökologischen Schadenssituation in der Bun-
desrepublik vermittelt. Dennoch können diese Stu-
dien den Eindruck eines hohen Maßes an Willkür,
der der Auswahl der bewerteten Gegenstände, den
theoretischen und methodischen Annahmen und
den gewählten Berechnungsverfahren innewohnt,
nicht verwischen. Diese der komplizierten Erkennt-
nis- und Bewertungsmaterie inhärente und damit
nicht hintergehbare „Willkür“ impliziert auch, daß
es gute Gründe gibt, mit einer Variation der bisher
gewählten Bewertungsgegenstände, der theoreti-
schen und methodischen Annahmen und der Be-
rechnungsverfahren zu Bewertungsergebnissen der
totalen ökonomischen Kosten der Umweltschädi-
gung zu kommen, die bei 600 oder 1 000 Mrd. DM
oder sogar noch mehr liegen.
Der wesentliche Stellenwert derartiger umfassen-
der, auf Verdichtung von komplexen Sachverhalten
abzielender Berechnungen ist politischer Art. Sie 
können ein hohes Maß an Aufmerksamkeit mit
Aufforderungscharakter zur raschen und verstärk-
ten Aktion in der Politik und der medialen Öffent-
lichkeit auf sich ziehen. In einer griffigen Zahl kann
jetzt das ganze Ausmaß der Umweltkrise zusam-
mengefaßt werden, und das in einer Sprache, die
von allen in einer Wirtschafts- und Konsumgesell-
schaft am besten verstanden wird, und die Verglei-
che mit der dominierenden Größe in Politik und
Öffentlichkeit überhaupt, dem BSP, erlaubt.

Wirtschaftspolitik als Zukunftsaufgabe

gigen Arbeiten in der Wissenschaft und in verschie-
denen Bereichen der politischen Verwaltung vor-
aus. Beschleunigt werden könnte dieser Prozeß
durch eine neue Prioritätensetzung seitens der Poli-
tik. Diese ist jedoch fraglich, solange die Regierun-
gen unverändert an der zentralen Stellung der tra-
ditionellen Wachstumspolitik in ihrem Politikkon-
zept festhalten. Die ökologischen und ökonomi-
schen Nachteile der dominanten Umweltschutz-
und Entsorgungspolitik werden nur dann systema-



tisch Sichtbarwerden, wenn eine differenzierte öko-
logische Kostenrechnung aufgebaut und kontinu-
ierlich aktualisiert wird. Vor einem derart erweiter-
ten Hintergrund sowohl ökonomischer als auch
ökologischer Transparenz zeigt sich die eklatante
Überlegenheit einer vorsorgeorientierten Umwelt-
politik, die auf Technologien, Produktions- und
Konsumweisen sowie auf eine Wirtschaftsstruktur
setzt, mit denen Umweltbelastungen schon an der
Problemquelle vermieden oder doch zumindest
drastisch reduziert werden können. Der Aufbau
energie- und rohstoffsparender Produktions- und
Konsumstrukturen ist geeignet, die negativen Fol-
gewirkungen, die von der Auferlegung von Um-
weltschutzmaßnahmen bis hin zum Eintritt von Na-
tur- und Wohlfahrtsverlusten reichen, zu vermei-
den.

Umweltvorsorge und Vermeidungsstrategien wer-
den jedoch gesellschaftlich vermutlich erst dann Er-
folg haben, wenn der Paradigmenwandel in der
Wirtschaftspolitik und in der Wirtschaftsberichter-
stattung zumindest im Ansatz erfolgt ist. In den
kommenden Jahren steht eine integrale Verknüp-
fung von Wirtschafts- und Umweltpolitik an, mit
der Folge, eine Art Umweltverträglichkeitsprüfung
aller wirtschaftspolitischen Gesetze und Maßnah-
men durchzuführen, um Wirtschaftsformen zu för-
dern, die umweltverträglich sind und den Vorsorge-
gedanken verkörpern.

Darüber hinaus gilt es jedoch auch, die Wachstums-
politik und die Wachstumsberichterstattung um
eine ökologische Komponente zu erweitern. Der
zukünftige politische Leitbegriff sollte der einer
ökologisch nachhaltigen Produktion und eines öko-
logisch nachhaltigen Wachstums sein. Die heute all-
gemein beachtete Wachstumsgröße ist faktisch
überhöht um das Ausmaß der in Kauf genommenen

Umweltbelastungen, Umweltschäden und Natur-
verluste. In Zukunft gilt es, das ökonomisch uner-
läßliche Leistungspotential der Natur als ökonomi-
sche Vermögensgröße in gleicher Weise wie heute
den Bestand an Produktionsmitteln im Untemeh-
menssektor und an Infrastruktureinrichtungen im
Staatssektor zu behandeln. Daraus ergibt sich ein
ökologisch nachhaltiges Nettosozialprodukt („Öko-
sozialprodukt“), entgegen der heutigen Praxis der
Feststellung des Nettosozialprodukts (NSP), wo le-
diglich die Ersatzinvestitionen, mit denen der pro-
duktionsbedingte Verschleiß des Produktivkapitals
ausgeglichen wird, vom BSP abgezogen werden.
Zusätzlich müssen die „Ersatzinvestitionen“ in den
Erhalt des produktiven und konsumtiven Naturver-
mögens abgezogen werden. Als solche können die
defensiven Umweltschutz-, Entsorgungs- und Scha-
denskosten interpretiert werden, da mit ihnen ja
lediglich Schäden und Verschlechterungen der Um-
weltbedingungen beseitigt, kompensiert und vor-
beugend vermieden werden, die durch Negativwir-
kungen des Wachstumsprozesses eingetreten sind
(oder andernfalls eingetreten wären).

Wenn trotz bestimmter Ersatzinvestitionen in den
Erhalt und die Wiederherstellung des Naturvermö-
gens dennoch echte Nettoverluste an dessen quan-
titativen und qualitativen Bestand eingetreten sind,
müßten zusätzlich in entsprechender Höhe „Ab-
schreibungen“ auf die Schädigung/Minderung des
Naturvermögens geschätzt und vom NSP ebenfalls
abgezogen werden. Dann erst wäre eine Größe der
ökologisch nachhaltigen Nettoproduktion und des
Volkseinkommens erreicht. So schwer ein derarti-
ges Öko-Sozialprodukt operationalisiert und theo-
retisch, methodisch und datenmäßig umgesetzt
werden kann, es ist jene makroökonomische Ziel-
größe, an der sich eine ökologische Wirtschafts-
politik in Zukunft orientieren müßte.



Holger Bonus

Umweltpolitik in der Sozialen Marktwirtschaft

I. Ein ökologischer Rahmen für die Soziale Marktwirtschaft

Umweltpolitik in der Sozialen Marktwirtschaft er-
gänzt den sozialen Rahmen der Marktwirtschaft um
einen ökologischen und ermöglicht insofern eine
konsequente Fortführung ihres Konzeptes. Es
kommt jedoch darauf an, in welcher Weise der öko-
logische Rahmen gezogen und wie er in wirtschaft-
liches Handeln der Individuen umgesetzt wird.
Über die ordnungspolitischen Aspekte des Um-
weltschutzes, eines wirtschaftlich zentralen Berei-
ches also, wird seltsamerweise nur wenig nachge-
dacht.

Der ökologische Rahmen wird bis auf weiteres kon-
tinuierlich enger zu ziehen sein. Seine Rahmen-
werte sind mengenmäßig in Form von Höchstbela-
stungswerten zu definieren; das Engerziehen des
Rahmens sollte also in Form von verringerten maxi-
malen Immissionswerten erfolgen. Überschreitun-
gen der ökologischen Rahmenwerte dürfen nicht
geduldet werden.
Die durch den ökologischen Rahmen fixierten Im-
missionswerte können allerdings nur durch Be-
schränkungen der Schadstoffemissionen realisiert
werden. Im Prinzip müßte man also ausführliche
Diffusionsrechnungen anstellen, um die räumlichen
Zusammenhänge zwischen Emission einerseits und
Immission andererseits modellhaft zu erfassen und
daraus sinnvolle Restriktionen der Schadstoffemis-
sion abzuleiten, wie sie mit dem ökologischen Rah-
men insgesamt verträglich sind ). In der Praxis wird
das nicht immer möglic

1

h sein. Man muß hier zwi-
schen globalen Schadstoffen entscheiden, bei denen
räumliche Konzentrationen unbedeutend sind
(z. B. Kohlendioxid), und anderen (z. B. Stäube
und Kohlenmonoxid), die in lokal konzentrierter
Form auftreten können und dann besonders schädi-
gend sind („hot spots“). Bei den letzteren Schad-
stoffen muß auf die räumliche Verteilung ein beson-
deres Augenmerk gerichtet werden, was sich bei
globalen Schadstoffen erübrigt.

Für globale Schadstoffe gilt generell und für die
übrigen mit gewissen Einschränkungen, daß die
Einhaltung ökologischer Rahmenwerte zwar die

1) Vgl. Joachim Weimann, Umweltökonomik. Eine theo-
rieorientierte Einführung, Berlin u. a. 1990. S. 132—136;
Daniel Wachter, Externe Effekte. Umweltschutz und soziale
Disparitäten, Zürich 1989.

Beschränkung der Emission insgesamt erfordert,
nicht aber notwendig auch die Drosselungjeder ein-
zelnen Quelle. Wie die insgesamt noch zulässige
Emission auf die einzelnen Quellen umgelegt wer-
den soll, ist ein zentrales ökonomisches Problem,
was vielfach übersehen wird. Es gibt nämlich Anla-
gen, bei denen eine Drosselung der Emission tech-
nisch äußerst schwierig und damit extrem teuer ist,
während dieselbe Drosselung bei anderen Anlagen
kaum Aufwendungen verursacht und daher preis-
günstig durchzuführen ist. Eine Umweltpolitik,
welche durch kostenbewußte Auswahl der vorzu-
•nehmenden Drosselung die volkswirtschaftlichen
Kosten der Schadstoffreduktion insgesamt mini-
miert, nennt man ökonomisch effizient. Ökonomi-
sche Effizienz des Umweltschutzes wird immer
wichtiger, weil dessen Kosten zu explodieren begin-
nen und unbedingt unter Kontrolle gehalten wer-
den müssen.
Wie auch immer die ökologischen Rahmenwerte
implementiert werden, auf zwei Gesichtspunkte ist
dabei besonders zu achten. Der erste ist die ökolo-
gische Effizienz bzw. die „ökologische Treffsicher-
heit“2). Die Entscheidungen der individuellen
Emittenten müssen insgesamt auch tatsächlich dazu
führen, daß die ökologischen Rahmenwerte einge-
halten werden. Wenn dies nicht der Fall ist, spricht
man von einer ökologisch ineffizienten Lösung. Der
zweite Gesichtspunkt betrifft die Reibungslosig-
keit, mit der eine Verengung des ökologischen Rah-
mens implementiert werden kann. Welcher Auf-
wand entsteht dabei, und als wie treffsicher werden
sich die Anpassungen insgesamt erweisen?

2) Vgl. Alfred Endres, Umwelt- und Ressourcenökonomie,
Darmstadt 1985, S. 85 ff.; Hartmut Knüppel, Umweltpoliti-
sche Instrumente. Analyse der Bewertungskriterien und
Aspekte einer Bewertung, Baden-Baden 1989, S. 116—
152.
3) Vgl. Holger Bonus. Über Schattenpreise von Umweltres-
sourcen, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, 23 (1972),
S. 342—354; Horst Siebert, Ökonomische Theorie der Um-
welt, Tübingen 1978, S. 39—43.

Den Restriktionen des ökologischen Rahmens ent-
sprechen bestimmte Knappheitspreise, auch Schat-
tenpreise genannt3). Werden diese den Emittenten
für die Nutzung von Umweltressourcen in Rech-
nung gestellt, so werden die ökologischen Restrik-



tionen als Ergebnis des Marktprozesses genau ein-
gehalten. Da der Markt solche Schattenpreise im
Falle von Umweltressourcen nicht in Form von
Marktpreisen ausbildet, wie das bei „gewöhnli-

chen“ Gütern der Fall ist, ergibt sich für die Um-
weltpolitik in einer Marktwirtschaft das Problem, in
welcher Weise man die Schattenpreise von Umwelt-
ressourcen ermitteln soll.

II. Ordnungsrecht, Preis- und Mengenlösungen

Vor diesem theoretischen Hintergrund werden die
verschiedenen Möglichkeiten untersucht, Umwelt-
politik in der Sozialen Marktwirtschaft zu veran-
kern. Es liegt nahe, zunächst das Ordnungsrecht zu
prüfen, da sich die Umweltpolitik in der Praxis fast
ausschließlich dieses Instrumentariums bedient. Es
folgen dann Preislösungen, bei denen der Staat die
Nutzung von Umweltressourcen mit Festpreisen
belegt, sowie Mengenlösungen, welche die zuläs-
sige Emission eines Schadstoffes insgesamt restrin-
gieren und durch die Übertragbarkeit von Nut-
zungsrechten Marktpreise für die Nutzung von Um-
weltressourcen erzielen. Den Schluß bilden einige
pragmatische Kompromißlösungen.

1. Ordnungsrecht

Bei aller Unverzichtbarkeit ordnungsrechtlicher
Eingriffe darf nicht aus dem Blickfeld geraten, daß
es sich beim Umweltschutz nicht zuletzt auch um
ein ökonomisches Phänomen handelt. Wenn insge-
samt nicht mehr als eine bestimmte Menge emittiert
werden darf: Wer soll davon Gebrauch machen?
Das Recht, innerhalb eines bestimmten Rahmens
die Umwelt zu nutzen, ist eine knappe und wert-
volle Ressource; ohne solches Recht sind viele öko-
nomische Aktivitäten überhaupt nicht auszuführen.
Diese knappe Ressource ist nun in verschiedenen
Einsätzen von unterschiedlicher Produktivität. Das
Recht zur Umweltnutzung erspart ein weiteres
Drosseln der Emission, das — je nach Anlage —
preiswert oder teuer sein kann. Die Produktivität
der Ressource besteht in den eingesparten Kosten
einer Drosselung. Wird die Ressource für eine An-
lage beansprucht, bei der die Drosselung billig
wäre, so ist die Produktivität der Ressource hier
unbedeutend. Dieselbe Ressource, an einer ande-
ren Stelle eingesetzt, wo jede Drosselung hohe Ko-
sten verursacht, entfaltet dort hohe Produktivität.
Offensichtlich muß eine ökonomisch effiziente Poli-
tik darauf achten, die knappen Umweltnutzungs-
rechte immer nur dort einzusetzen, wo sie die höch-
ste Produktivität erzielen; aber solches Denken ist
dem Ordnungsrecht fremd. Es fragt im Prinzip
nicht nach Kosten, sondern besteht auf unter-
schiedsloser Anwendung. Anlage für Anlage wer-
den bestimmte Drosselungen der Emission verfügt,
und zwar ohne ein sorgfältiges Studium der erziel-
ten Produktivität.

Es war schon immer besonders teuer, Entscheidun-
gen ohne Rücksicht auf die Kosten zu fällen. Dies
trifft auch aufeine Umweltpolitik zu, welche auf die
Produktivität einer Ressource in unterschiedlichen
Verwendungen nicht achtet: Die Kosten einer rein
ordnungsrechtlich orientierten Umweltpolitik sind
viel höher als nötig. Auf die Dauer kann sich das
eine exportintensive Volkswirtschaft wie die deut-
sche nicht leisten4).

4) Vgl. Holger Bonus. Ökonomische Bewertung der Umwelt
als Produktionsfaktor, in: Verbindungsstelle Landwirtschaft
— Industrie (Hrsg.), Produktionsfaktor Umwelt: Boden,
Düsseldorf 1990. S. 261—269.
5) Vgl. Lutz Wicke. Umweltökonomie. Eine praxisorien-
tierte Einführung. München 19892. S. 174—176.

Ordnungsrechtliche Umweltpolitik schneidet also
schlecht ab, wenn man nach ökonomischer Effi-
zienz fragt5). Wie ist sie nun aus ordnungspoliti-
scher Sicht zu beurteilen, also bezogen auf die Wirt-
schaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft? Es
wurde gezeigt, daß Umweltnutzer die Schatten-
preise von Umweltressourcen bezahlen müßten,
wenn die ökologischen Randbedingungen als Er-
gebnis des Marktprozesses eingehalten werden sol-
len. Ein solcher Schattenpreis spiegelt den Verzicht
Dritter wider, den man selbst zu verantworten hat,
da man durch die eigene Nutzung von Umweltres-
sourcen andere daran hindert, diese ihrerseits zu
nutzen; denn infolge der ökologischen Restriktio-
nen sind die Nutzungen insgesamt ja beschränkt.
Durch die Zahlung von Schattenpreisen tritt man in
diesen Verzicht ein und wird so seiner wirtschaftli-
chen Verantwortung gerecht.

Ordnungsrechtliche Lösungen leisten dies nicht. Sie 
werden in Unkenntnis der Schattenpreise erlassen
und ändern an den verfälschten Marktpreisen
nichts. Stattdessen hindern sie die Wirtschaftsteil-
nehmer an der Befolgung der (falschen) Markt-
signale und lähmen dadurch tendenziell die Fähig-
keit zur spontanen Selbstorganisation, welche die
Marktwirtschaft sonst auszeichnet. Indem sie es
versäumen, Schattenpreise in Marktpreise umzu-
wandeln, machen sie in diesem Bereich selbstver-
antwortliches Handeln fast unmöglich, das sie
durch obrigkeitliches Reglement ersetzen. Wenn
solches Reglement überhand nimmt, wird das Sy-
stem mit der Zeit immer starrer und unbeweglicher



und wird sich allmählich der Immobilität zentral
gesteuerte Planwirtschaften annähern: Die Um-
weltvorschriften werden immer komplizierter und
zugleich widersprüchlicher, bis der einfache Wirt-
schaftsteilnehmer sich im Vorschriftendschungel
überhaupt nicht mehr auskennt.

Man könnte das Umweltsyndrom mit einer Krebs-
erkrankung vergleichen; diese beruht ja darauf, daß
die Körperzellen ständig neue Teilungssignale er-
halten und umsetzen, so daß es zur maßlosen Wu-
cherung kommt. Im Falle von Umweltressourcen
sind die Lenkungssignale des Marktes systematisch
verfälscht, da Umweltressourcen als öffentliche
Güter einen Preis von Null erzielen, was dem Markt
(fälschlich) Wertlosigkeit signalisiert. Ordnungs-
rechtliche Umweltpolitik attackiert diesen Krank-
heitsherd nicht; die falschen Marktsignale bleiben.
Der Staat versucht zwar, sie nachträglich außer
Kraft zu setzen. Aber da die ökonomischen Anreiz-
wirkungen der ursprünglichen Signale nach wie vor
wirksam sind, kehren sich die Marktkräfte oftmals
direkt gegen das vom Staat Intendierte: Der Staat
ist dann gezwungen, Umweltschutz gegen den
Markt zu betreiben und so einen großen Teil der
aufgewandten Energie in Kämpfen gegen ökonomi-
sche Hebelwirkungen des Marktes zu vergeuden.

Ein Beispiel möge das verdeutlichen. Da jedes
Gramm emittierter Schadstoff gewissermaßen ein
Gramm Schadstoff zu viel ist, neigt man intuitiv
dazu, alles zur Emissionsbegrenzung nur Mögliche
auch vorzuschreiben. Nur das technisch Unver-
meidliche darf also in die Umwelt entlassen wer-
den; die Emissionsminderungstechnologien müssen
überall dem „Stand der Technik“ entsprechen.

Die Absicht solcher Vorschriften ist klar und löb-
lich: Die ganze Dynamik des technischen Fort-
schritts soll in den Umweltschutz eingebunden wer-
den und bewirken, daß für den Umweltschutz alle
Mittel eingesetzt werden, die zur Verfügung stehen.
Aber etwas ganz anderes geschieht tatsächlich. Jede
umwelttechnologische Innovation birgt ein schwe-
res Kostenrisiko, wenn sie alsbald allen Emmitten-
ten zur Auflage gemacht wird. Wenn jeder techni-
sche Fortschritt infolge härterer Auflagen die Pro-
duktionskosten in die Höhe treibt, wird die gesamt-
wirtschaftliche Wirkung darin bestehen, das Tempo
dieses Fortschritts zu verlangsamen. Das Wohlge-
meinte entfaltet eine verhängnisvolle Bremswir-
kung. Das heißt natürlich nicht, daß überhaupt
keine neuen Umwelttechnologien mehr entwickelt
würden; es heißt aber, daß mehr geschehen und der
technische Fortschritt beschleunigt würde, wenn es
gelänge, den Umweltschutz wirtschaftlich attraktiv
zu machen, statt den Stand der Technik in Auflagen
umzusetzen. Eine primär ordnungsrechtlich orien-

tierte Umweltpolitik hingegen hat es ständig mit
ökonomischen Hebelwirkungen zu tun, die den ei-
gentlichen umweltpolitischen Intentionen gerade-
wegs zuwiderlaufen. Das wiederum zwingt sie zu
schärferen Eingriffen, als sonst nötig gewesen wä-
ren.

Auch die ordnungspolitische Bilanz der ordnungs-
rechtlichen Umweltpolitik ist also negativ. Wie
steht es mit ihrer ökologischen Effizienz? Das Ord-
nungsrecht ist generell am Stand der Technik orien-
tiert, nicht aber an einem ökologischen Rahmen.
Daher wird es ökologische Rahmenwerte auch eher
zufällig und nur gelegentlich erreichen, nicht syste-
matisch. Für die Wirtschaft ist das übrigens ein
Schutzschild: Sie kann darauf verweisen, daß ge-
wisse Drosselungen technisch noch nicht möglich
seien. Demgegenüber würde eine am ökologischen
Rahmen orientierte, marktwirtschaftliche Umwelt-
politik gelassen darauf verweisen, daß im Falle
technischer Unmöglichkeit eben Schattenpreise für
Umweltnutzungen zu zahlen seien; diese aber be-
wirken, daß die ökologischen Rahmenwerte insge-
samt eingehalten werden. Der Wirtschaft fehlen
dann glaubhafte Argumente.
Wie wenig das gewöhnliche Umweltrecht auf öko-
logische Rahmenwerte eingestellt ist, zeigt beispiel-
haft das Abstellen auf Massenkonzentrationen und
Frachtwerte bei Auflagen der technischen Anwei-
sung zur Luftreinhaltung (TA Luft), d. h. auf
Schadstoffhöchstmengen pro Kubikmeter Abluft
bzw. pro Zeiteinheit6). Im Hinblick auf die Um-
weltbelastung ist dies unlogisch: Wird eine zweite
Anlage neben die erste gestellt oder die Betriebs-
zeit der vorhandenen Anlage verdoppelt, so ver-
doppelt sich auch die Emission, ohne daß gegen die
Norm verstoßen würde. In ökologischer Sicht sind
solche Normen wirkungslos, die emittierten Men-
gen werden von der Umweltpolitik nicht erfaßt. Die
US-amerikanischen Genehmigungsverfahren (per-
mits) sind da konsequenter, da sie der genehmigten
Anlage eine bestimmte Emissionsmenge pro Jahr
konzedieren, während zugleich die Zahl der per-
mits insgesamt begrenzt ist7).

6) Vgl. Manfred Kemper. Das Umweltproblem in der
Marktwirtschaft. Berlin 1989. S. 105; J. Weimann (Anm. 1).
S. 187.
7) Vgl. Holger Bonus. Marktwirtschaftliche Konzepte im
Umweltschutz: Auswertungen amerikanischer Erfahrungen
im Auftrag des Landes Baden-Württemberg. Stuttgart
1984.

Als letztes Kriterium verbleibt die Anpassungsfä-
higkeit des ordnungsrechtlichen Instrumentariums
an verschärfte ökologische Rahmenwerte. Auch
hier sieht es nicht gut aus; denn jede einzelne Ände-
rung muß das Gesetzgebungsverfahren bzw. den
Verordnungsweg durchlaufen, was überaus zeitauf-



wendig ist und angesichts der geringen ökologi-
schen Treffsicherheit der Instrumente keinerlei Ge-
währ für die Einhaltung der neuen Rahmenwerte
bietet.

Insgesamt schneidet die ordnungsrechtliche Um-
weltpolitik schlecht ab. Sie ist ökonomisch wie öko-
logisch ineffizient, kollidiert mit den ordnungspoli-
tischen Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft
und verhält sich notwendigen Veränderungen des
ökologischen Rahmens gegenüber sehr inflexibel.
Wieso ist sie dann aber mit Abstand die meistprak-
tizierte Form angewandter Umweltpolitik? Ökono-
men wurden nicht gehört, als diese Politik gegen
Ende der sechziger Jahre sehr rasch entwickelt wer-
den mußte; ganz andere Denktraditionen kamen
zum Zuge und haben sich weitgehend durchgesetzt,
denen aber ökonomische Kategorien fremd sind8).
Im wesentlichen haben Juristen und Ingenieure
diese Art von Instrumentarium konzipiert. „Tatsa-
che ist aber, daß alle umweltpolitischen Regelungs-
bereiche von diesem ordnungsrechtlichen Eingriffs-
muster geprägt sind und daß die Eingriffsintensität
inzwischen ein Ausmaß erreicht hat, das für andere
Instrumente nur noch einen verhältnismäßig engen
Spielraum läßt. Dies gilt im gegenwärtigen Rahmen
auch für ökonomische bzw. marktwirtschaftliche
Instrumente.“9) Ein trauriges, aber wahres Ver-
dikt.

10) Vgl. Alfred Endres, Die pareto-optimale Internalisie-
rung externer Effekte, Frankfurt/M.—Bem 1976; Horst Sie-
bert, Erfolgsbedingungen einer Abgabenlösung (Steuern/
Gebühren) in der Umweltpolitik, in: O. Issing (Hrsg.), Öko-
nomische Probleme der Umweltpolitik. Berlin 1976; Holger
Bonus. Preis- und Mengenlösungen in der Umweltpolitik
(i. E. 1991 im Jahrbuch für Sozialwissenschaft).

2. Marktwirtschaftliche Umweltpolitik

Preis- und Mengenlösungen sind die beiden „idea-
len“ Ausprägungen marktwirtschaftlicher Umwelt-
politik. Im Gegensatz zur ordnungsrechtlichen Lö-
sung, die in der Tradition des Polizeirechts wurzelt
und im wesentlichen mit Zwängen arbeitet, werden
hier die Marktkräfte selbst zum Motor der Umwelt-
politik gemacht.
Es wurde bereits dargelegt, daß der unmodifizierte
Markt zur Zerstörung der Umwelt tendiert, weil
Umweltressourcen als öffentliche Güter keine
Marktpreise erzielen. Damit sind sie für den Markt
aber wertlos. Dieser nimmt Marktpreise als Maß
für geschaffene Werte und Kosten als Maß für
Wertvernichtung durch Bindung von Produktions-
faktoren. Wer im Umweltschutz Ressourcen bindet
und dabei Kosten hat, wird vom Markt so gestellt,
als habe er wertvolle Produktionsfaktoren dafür
eingesetzt, ein Ding ohne Wert herzustellen, näm-

lieh Umweltqualität. Das sanktioniert der Markt
mit Verlusten.

Marktwirtschaftliche Umweltpolitik besteht also
nicht etwa darin, „den Markt machen zu lassen“.
Am Anfang marktwirtschaftlicher Umweltpolitik
steht ein Markteingriff. Dieser kann nun entweder
darin bestehen, die Preise von Umweltnutzungen
durch den Staat zu fixieren und es dem Markt zu
überlassen, wieviel Emission sich bei solchen Fest-
preisen noch rechnet (Preislösungen), oder aber
darin, die insgesamt zulässigen Emissionsmengen
zu kontingentieren und es dem Markt zu überlas-
sen, welche Preise von Umweltnutzungen sich unter
diesen Umständen herausbilden (Mengenlösun-
gen).
Beide Lösungen sind symmetrisch zueinander, aber
umweltpolitisch keineswegs äquivalent. Ein Para-
meter, Preis oder Menge, wird jeweils fixiert, der
andere dem Markt überlassen; die Frage ist, wel-
cher zweckmäßiger zu fixieren ist. Gemeinsam ist
beiden Lösungen, daß sie das wirtschaftliche Eigen-
interesse wecken und unternehmerische Initiative
zugunsten des Umweltschutzes freisetzen. „Was
kann ich tun, um die hohen Kosten für Umweltnut-
zungen in den Griffzu bekommen?“, fragen sich die
Akteure in beiden Fällen; und häufig besteht die
Antwort darin, lieber die eigene Schadstoffemis-
sion zu drosseln, statt weiterhin auf Umweltressour-
cen zurückzugreifen. Das ökonomische Kalkül,
nicht der Staat entscheidet darüber, ob der indivi-
duell wirtschaftende Mensch Umweltressourcen
beansprucht oder nicht; der Staat setzt lediglich den
Rahmen. Das führt zu erheblichen Kostensenkun-
gen in der Umweltpolitik und entspricht im übrigen
den ordnungspolitischen Grundlagen der Sozialen
Marktwirtschaft.

3. Preislösungen: Umweltabgaben

Hier wird also für Umweltnutzungen ein Preis fi-
xiert 10). Dessen Höhe aber ist das Kernproblem bei
allen Preislösungen. Bei der Pigou-Steuer zur Inter-
nalisierung externer Effekte orientiert man sich an
den bewerteten Nebenfolgen wirtschaftlichen Han-
delns, die zwar schwer zu ermitteln sind, aber doch
Anhaltspunkte geben können. Gegen diese Lösung
bestehen grundsätzliche Bedenken, weshalb einem
ökologischen Rahmen der Vorzug gegeben wird.
Die staatlich fixierten Preise von Umweltnutzungen

8) Vgl. Holger Bonus, Wirtschaftliches Interesse und Ideo-
logie im Umweltschutz, in: H. Milde/H. G. Monissen
(Hrsg.). Rationale Wirtschaftspolitik in komplexen Gesell-
schaften, Stuttgart-Berlin 1985, S. 359—370.
9) Karl-Heinrich Hansmeyer/Hans Karl Schneider, Umwelt-
politik. Ihre Fortentwicklung unter marktsteuernden Aspek-
ten. Göttingen 1990. S. 11.



sollen so hoch sein, daß im Ergebnis des Marktpro-
zesses gerade die ökologischen Rahmenwerte aus-
geschöpft werden. Mit anderen Worten: Solche
Preise müßten den Schattenpreisen von Umwelt-
nutzungen entsprechen, wie sie sich im Falle öffent-
licher Güter leider nicht als Marktpreise nieder-
schlagen. Die Schattenpreise von Umweltnutzun-
gen sind also unbekannt.

Anhaltspunkte gibt es indessen auch hier. Wenn die
ökologischen Rahmenwerte gerade ausgeschöpft
sind, so erfordert dies bestimmte Kosten der Dros-
selung von Emissionen. Die Grenzkosten — also
das, was gerade noch nötig ist, um die letzte den
Rahmen überschreitende Schadstoffemission zu-
rückzuhalten — definieren den Schattenpreis der
Umweltnutzung durch eine solche Emission; denn
diesen Betrag muß ein dritter Betreiber ausgeben,
wenn ein anderer bereits die Umwelt nutzt und
damit den ökologischen Rahmen ausschöpft, so daß
der dritte Betreiber zurückstehen und von der ge-
planten Umweltnutzung Abstand nehmen muß. In
diesen Verzicht eines (unbekannten) Dritten muß
der Nutzer durch Zahlung des Schattenpreises ein-
treten, wenn er eines der knappen Umweltnut-
zungsrechte für sich reservieren möchte.
Den gesuchten Schattenpreis könnte man also im
Prinzip dadurch bestimmen, daß man für jeden
Schadstoff die Grenzkosten der Drosselung bei aus-
geschöpften ökologischen Rahmenwerten ermit-
telte. Aber diese Grenzkosten sind in der Praxis
kaum zu erheben, weil die gesamtwirtschaftlichen
Grenzkostenverläufe unbekannt sind. Die individu-
ellen Grenzkostenverläufe der Anlagen eines Un-
ternehmens werden von diesem als strategische In-
formation gehütet. Würden sie nämlich bekannt, so
könnte die Umweltpolitik immer wieder neue Auf-
lagen mit dem Argument durchsetzen, die damit
verbundenen Aufwendungen seien nicht hoch. Für
Zwecke der Umweltpolitik muß man also davon
ausgehen, daß die Schattenpreise der diversen Um-
weltnutzungsrechte unbekannt bleiben. Damit ent-
fällt aber auch die Möglichkeit, die Festpreise von
Umweltnutzungen durch den Staat so zu fixieren,
daß die ökologischen Rahmenwerte im Ergebnis
eingehalten werden. Preislösungen sind deshalb
nicht treffsicher und damit ökologisch ineffizient.
Das gilt umso mehr, als Schattenpreise ja keines-
wegs konstant sind, sondern sich fortwährend än-
dern. Bei den „normalen“, privaten Gütern treten
sie als Marktpreise in Erscheinung, und jeder kann
sich von den unaufhörlichen Verschiebungen des
Preisgefüges überzeugen. Bei Umweltressourcen
ist es nicht anders, nur treten diese Änderungen
nach außen nicht in Erscheinung. Preislösungen
müßten sich aber solchen Verschiebungen ständig
anpassen, wenn die Einhaltung der ökologischen

Rahmenwerte gewährleistet bleiben soll. Wenn
schon die Schattenpreise selbst nicht bekannt sind,
gilt dies noch mehr für ihre (unsichtbaren) Ände-
rungen.

In der Praxis werden Preislösungen die Form von
Umweltabgaben oder Ökosteuem haben, wobei die
Abgaben- bzw. Steuersätze nichts anderes als die
staatlich fixierten Preise von Umweltnutzungen
sind. Es handelt sich also um politische Preise, die
administrativ außerordentlich schwer festzusetzen
und schwer zu ändern sind. Was solche Preisände-
rungen im politischen Raum bedeuten, wird jedes-
mal klar, wenn die EG-Getreidepreise ausgehan-
delt werden.

Damit ist aber bereits die Annahme naiv, der Staat
könne auch nur bezwecken, die Abgabensätze an
den Schattenpreisen von Umweltressourcen zu
orientieren. Abgaben und Steuern dienen erfah-
rungsgemäß primär der Finanzierung von Staats-
ausgaben; über kurz oder lang dominiert der fiska-
lische den Lenkungszweck. Beim Aushandeln der
Abgabensätze geht es im übrigen um handfeste
wirtschaftliche Interessen: Am Ende steht der
machbare Kompromiß und nicht der Schattenpreis
von Umweltnutzungen. Das macht Umweltabga-
ben und -steuern als Mittel der Umweltpolitik du-
bios.

Dies alles betrifft die ökologische Effizienz von
Preislösungen im Umweltschutz. Anders sieht es
aus, wenn man ihre ökonomische Effizienz betrach-
tet. Ein Betreiber wird die Abgabe zahlen, solange
das kostengünstiger ist als der Einbau von Filtern
oder anderen Kontrolltechnologien; hingegen wird
er die Emission überall da fortsetzen, wo ihre Dros-
selung teurer käme als das Zahlen der Abgabe.
Damit funktioniert eine (korrekt ausgestaltete)
Umweltabgabe als „Kostenfilter“. Emissionen wer-
den gedrosselt, wo das relativ kostengünstig zu
machen ist, und fortgesetzt, wo die Drosselung be-
sonders aufwendig wäre: Die hohen Kosten wer-
den „herausgefiltert“, und die niedrigen bleiben
übrig.

Unter Berücksichtigung der Überlegungen zur Pro-
duktivität von Umweltnutzungsrechten als Produk-
tionsfaktoren bedeutet der Einbau eines „Kosten-
filters“, daß solche Ressourcen in Verwendungen
mit der höchsten Produktivität gelenkt werden, wo
sie also den jeweils besten Ertrag erwirtschaften.
Dieser besteht darin, daß Aufwendungen für die
Drosselung von Emissionen eingespart werden.
Wenn infolge einer Umweltabgabe nur noch Emis-
sionen fortgesetzt werden, deren Drosselung be-
sonders aufwendig wäre, so heißt dies, daß die Ein-
sparung maximiert wird, während die Kosten des
Umweltschutzes minimiert werden.



Die Umweltabgabe ist also ökonomisch effizient
und zugleich ökologisch ineffizient. Was sie an Um-
weltqualität bewirkt, entsteht zu minimalen Ko-
sten; aber diese Umweltqualität wird nicht den öko-
logischen Rahmenwerten entsprechen. Das bedeu-
tet. daß Umweltabgaben wohl einen generellen
Schub in Richtung auf mehr Umweltqualität erzeu-
gen können, niemals aber das eigentlich ange-
strebte Ziel erreichen werden. Umweltabgaben
können immer nur hilfsweise eingesetzt werden, zur
Verstärkung anderer Instrumente wie beispiels-
weise des Ordnungsrechts.
Es muß allerdings sehr deutlich betont werden, daß
die ökologische Schubwirkung von Umweltabga-
ben nur bei korrekter Ausgestaltung gewährleistet
ist. Wer die Abgabe zahlt, muß dafür Umweltnut-
zungsrechte erhalten. Man kann die Abgabe nicht
einfach auf das bestehende Ordnungsrecht „drauf-
satteln“: Marktwirtschaftliche Lösungen können
nur funktionieren, wenn Spielraum für unterneh-
merisches Kalkül gegeben ist. Parlamentarier und
Behörden übersehen das nur zu gern.
Ebenso skeptisch ist die Eignung von Preislösungen
zu sehen, bei Verschärfungen der ökologischen
Rahmenwerte rasch umgestellt zu werden. Solche
Verschärfungen erhöhen die Schattenpreise von
Umweltnutzungen in unbekannter Weise; es war
bereits aufgezeigt worden, daß Preislösungen an
geänderte Schattenpreise schlecht anzupassen sind.
Hinzu kommt die Schwerfälligkeit des administrati-
ven und parlamentarischen Prozesses bei der Ände-
rung politischer Preise.
Damit schneiden Abgaben nach ökonomischen Kri-
terien zwar besser ab als ordnungsrechtliche Lösun-
gen. weil sie wirtschaftlich effizient und mit den
ordnungspolitischen Grundlagen der Sozialen
Marktwirtschaft verträglich sind. Aber in ökologi-
scher Sicht haben sie ausgeprägte Schwachstellen.
Das liegt daran, daß sie die angestrebten, mengen-
mäßig definierten Rahmenwerte nur indirekt tref-
fen können, auf dem Umweg über (politische)
Preise. Dabei spielen politische Prozesse, Preisela-
stizitäten und Überwälzungsvorgänge eine für den
Umweltpolitiker vorher schlecht einzuschätzende
Rolle. Zum Beispiel ist die Wirkung von Umwelt-
abgaben nicht bekannt: Bei wem landen die Bela-
stungen am Ende wirklich? Bei der Vielzahl vorge-
schlagener Abgaben könnten sich erhebliche Ku-
mulationen einspielen, die zwar niemand gewollt
hat. die aber gleichwohl ganzen Branchen den
Garaus machen könnten.
Ein eher politischer Aspekt soll nicht unerwähnt
bleiben. Umweltabgaben und Ökosteuern haben
Erträge. Von ihrem Zweck her. die Umweltbela-
stung zu reduzieren, ist das eine Nebenfolge; aber
auch diese muß bedacht werden. Die Erträge von

Preislösungen im Umweltschutz erhöhen den
Staatsanteil, sofern nicht andere Steuern und Abga-
ben zugleich gesenkt werden. Es gibt inzwischen
zwar eine Unzahl von Vorschlägen für Umweltab-
gaben und Ökosteuern, aber wenig ist darüber zu
hören, wie eine Aufblähung des Staatsanteils zu
verhindern wäre; solche Erörterungen wurden gele-
gentlich sogar als „steril“ bezeichnet. Soweit um-
weltpolitische Diskussionsbeiträge vorschlagen, aus
den Erträgen von Preislösungen Erhöhungen der
Sozialleistungen zu finanzieren, würde der Staats-
anteil natürlich doch erhöht. Bei Umweltabgaben
(nicht Ökosteuem) kommt erschwerend hinzu, daß
sie zweckgebunden zu verausgaben sind. Eine Koh-
lendioxid-Abgabe beispielsweise, die mit sehr ho-
hen Erträgen verbunden wäre, würde im Etat des
Bundesumweltministers landen, was diesen sicher-
lich nicht zu einer Ablehnung dieser Abgabe moti-
vieren wird.

In diesem Zusammenhang wird oft argumentiert,
die beste Abgabe sei jene, die sich selbst erübrige,
weil sie zur Einstellung der Emissionen führe. Aber
eine solche Abgabe wäre dann überflüssig wie ein
Kropf und nicht mehr marktwirtschaftlich: Sie liefe
auf ein preispolitisch verbrämtes Verbot hinaus.
Der Vorteil einer Abgabe gegenüber ordnungs-
rechtlichen Lösungen besteht darin, daß sie unter-
nehmerische Initiative weckt und zugleich als Ko-
stenfilter ökonomische Effizienz bewirkt. Beides
fällt fort, wenn die Abgabe prohibitiv ist, so daß
niemand mehr sie zahlt. Die sinnvoll eingesetzte
Abgabe muß Erträge bringen und zeigt durch sol-
che Erträge erst, daß sie ihrer Funktion gerecht
wird. Denn der Kostenfilter wird nur Emittenten
mit niedrigen Kontrollkosten zur Unterlassung be-
wegen, nicht aber solche mit hohen Kosten — ge-
rade dazu ist der Filter da! Die letztere Gruppe wird
also emittieren und zahlen, so daß Erträge anfallen;
bleiben diese aus, so ist der Kostenfilter außer
Funktion, und ein gewöhnliches Verbot wäre effi-
zienter.

4. Mengenlösungen: Zertifikate

Hier werden nicht Preise fixiert, sondern zulässige
Mengen: die Emission eines Schadstoffes — bei-
spielsweise von Kohlendioxid — wird mengenmä-
ßig limitiert ). Darin liegt11 sogleich das eigentliche



politische Dilemma von Mengenlösungen; denn in-
dem der Staat zulässige Höchstmengen explizit for-
muliert, konzediert er, daß Emissionen in bestimm-
ter Höhe erlaubt sind. Das bringt den Bürger in
Aufruhr, der inzwischen erfahren hat, daß unsere
Schadstoffemissionen noch immer zu hoch und eine
Gefahr für das ökologische Gleichgewicht sind: Wie
kann man etwas Schädliches und Gefährliches auch
noch erlauben? So geraten Zertifikate in den Ge-
ruch des Skandalösen — was es Politikern er-
schwert, öffentlich für Mengenlösungen einzutre-
ten. Das wäre für ihre Karriere ähnlich verhängnis-
voll, als wollten sie sich für den Abbau von Sozial-
leistungen und eine Minderung der Steuerlast für
Besserverdienende einsetzen.
Nun läuft zwar das ordnungsrechtliche Genehmi-
gungsverfahren de facto darauf hinaus, bestimmte
Emissionen zu erlauben, nämlich jene, die übrig
bleiben, nachdem die Genehmigung erteilt und den
Auflagen Genüge getan wurde. Der Unterschied ist
jedoch, daß die Erlaubnis zur Emission (ein wert-
voller Produktionsfaktor) im Rahmen ordnungs-
rechtlicher Verfahren nur implizit erteilt wird und
nachdem alles getan worden ist, was technisch über-
haupt möglich war, um Emissionen zu verhindern
— gemäß der Philosophie des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes. Eine solche Argumentation wird
vom Bürger sofort akzeptiert; hier wird verantwort-
lich gehandelt, denkt er, da wirklich nur die absolut
unvermeidliche Umweltbelastung von den Behör-
den hingenommen wird. In Wirklichkeit werden
auch bei diesem Verfahren sehr wohl Emissions-
rechte vergeben, wenn auch gratis und ökonomisch
ineffizient, so daß der technische Fortschritt ge-
bremst wird. Aber solche Zusammenhänge sind zu
abstrakt, um vom Bürger aufgenommen zu werden.
Auch Ökosteuern und Umweltabgaben finden noch
seine Zustimmung, da es ihm einleuchtet, daß Um-
weltsünder zur Kasse gebeten werden. Daß sie bei
korrekt implementierten Preislösungen tatsächlich
Emissionsrechte erwerben, bleibt dem Bürger ver-
borgen, da der Tatbestand der Besteuerung und
Abgabenerhebung im Vordergrund steht und von
Emissionsrechten nirgends ausdrücklich die Rede
ist. Nur Mengenlösungen ziehen den Bürgerzorn
auf sich, da bei diesen nicht nur explizite „Rechte“
vergeben werden, die Umwelt zu belasten, sondern
solche Rechte dann auch noch gehandelt werden
dürfen. Da drängt sich sofort die Assoziation von
der Mutter Natur auf, die meistbietend prostituiert
wird — ein schändliches und ehrenrühriges Vorge-
hen.
Angesichts dieser emotionalen Rezeption12) ver-
wundert es nicht, daß demokratische Umweltpoli-

tik sich schwertut mit Mengenlösungen, obwohl
diese, wie nachfolgend ausgeführt wird, den übri-
gen Instrumenten klar überlegen sind. Ohne ein
erhebliches politisches Marketing sind solche Lö-
sungen politisch zu sperrig; wenn etwa im Falle der
erstrebten Kohlendioxid-Reduktion praktisch nur
von Abgaben die Rede ist und so gut wie nie von
Zertifikaten, liegt hierin der Grund.
Die Überlegungen zur Funktionsweise von Men-
genlösungen, und zwar in ihrer reinsten Form, den
Zertifikaten, stellen sich folgendermaßen dar: Die
ökologischen Rahmenwerte werden in regional dif-
ferenzierte Emissionskontingente umgesetzt. Das
regionale Kontingent wird sodann in Zertifikate
gestückelt, die den Inhaber jeweils zur jährlichen
Emission einer ganz bestimmten Menge des betref-
fenden Schadstoffes berechtigen. Diese Zertifikate
sind innerhalb der Region übertragbar. Sie werden
unter interessierten Betreibern ausgetauscht und
erzielen auf dem Markt regionale Knappheits-
preise. Damit werden sie zu privaten Ressourcen,
womit das Problem öffentlicher Güter entfällt. Sie
sind dann ähnlich einzustufen wie etwa Industrie-
grundstücke, Lagerhallen und Maschinen — und
nicht anders werden sie von den Betreibern angese-
hen. Ein Betreiber darf dann — und nur dann —
den Schadstoff emittieren, wenn er im Besitz der
entsprechenden Zertifikate ist. Die zertifizierten
Mengen addieren sich immer gerade zu den ökolo-
gischen Rahmenwerten, so daß diese zuverlässig
eingehalten werden. Im Unterschied zu ordnungs-
rechtlichen und zu Preislösungen sind Zertifikate
treffsicher, d. h. ökologisch effizient. Da die regio-
nal erzielten Zertifikatpreise stets dazu führen, daß
als Ergebnis des Marktprozesses die ökologischen
Rahmenbedingungen erfüllt werden, handelt es
sich bei diesen Preisen um nichts anderes als die
langgesuchten Schattenpreise der entsprechenden
Umweltnutzungsrechte.
Die Achillesferse von Preislösungen bestand darin,
daß die Schattenpreise unbekannt und nicht zu er-
mitteln waren; hier ergeben sie sich von selbst aus
dem Marktprozeß. Auch die häufigen Änderungen
der Schattenpreise schlagen sich nunmehr sofort in
den Zertifikatpreisen nieder, sie brauchen also
nicht erst ermittelt zu werden. Dies entspricht den
ordnungspolitischen Leitvorstellungen der Sozialen
Marktwirtschaft in perfekter Weise.
Zertifikate sind darüberhinaus nicht nur ökolo-
gisch, sondern auch ökonomisch effizient. Statt
jährlich eine Abgabe zu zahlen, muß der Emittent
die entsprechenden Zertifikate kaufen, deren Preis
der kapitalisierten Abgabe entspricht. Damit ist der
Kostenfilter von Zertifikaten identisch mit jenem
von Preislösungen bei erfüllten Rahmenwerten:
Die volkswirtschaftlichen Kosten des Umweltschut-



zes werden wie bei Preislösungen minimiert; nur
wird der ökologische Rahmen jetzt tatsächlich ein-
gehalten, was bei Preislösungen die Ausnahme
wäre.

Wie steht es mit den nötigen Anpassungen bei Ver-
schärfungen der ökologischen Rahmenwerte? Sie
sind denkbar einfach. Wenn das Volumen von CO
Emissionen (Kohlendioxid) innerhalb von (ange-
nommen) zehn Jahren um (beispielsweise) zehn
Prozent gedrosselt werden soll, so werden CO-
Zertifikate nach einem zuvor publizierten Zeitplan
während eines Jahrzehnts jährlich um ein Prozent
des Ausgangswertes abgewertet. Inhaber haben
dann die Wahl, ihre CO2-Emission entweder jähr-
lich um ein Prozent zu drosseln oder aber entspre-
chend Zertifikate zuzukaufen. Diese werden von
solchen Betreibern in den Markt gegeben, die eine
jährliche Drosselung um ein Prozent nicht für sinn-
voll halten, sondern stattdessen gleich Kontroll-
technologien installieren, welche die Emission um
zehn Prozent drosseln, möglicherweise aber auch
um mehr als die geforderte Menge. So etwas ist
attraktiv, weil aus dem Erlös der freigesetzten Zer-
tifikate ein kräftiger Zuschuß zu den Investitionsko-
sten erfolgt.

Eine solche Lösung wäre übrigens auch politisch
gut umzusetzen. Man würde nicht von Zertifikaten
sprechen, sondern davon, daß jeder Betreiber zehn
Jahre langjährlich ein Prozent seiner CO2-Emission
zu drosseln habe. Wenn irgendein Betreiber aus
technischen oder Kostengründen nicht in der Lage
sein sollte, die verlangte Drosselung auszuführen,
so müßte er einen anderen Betreiber finden, der
dies an seiner Stelle zu tun bereit ist. Betreiber, die
über das geforderte Maß hinaus zu drosseln bereit
sind, sollten deshalb pro Mengeneinheit einen Gut-
schein erhalten, während andere, die zu den gefor-
derten Drosselungen nicht in der Lage sind, solche
Gutscheine in ihren Besitz bringen müßten. Eine
solche Argumentation würde zu den früher erwähn-
ten negativen Reaktionen keinen Anlaß geben.

Zertifikate erfüllen alle ökonomischen Kriterien:
Sie sind ökonomisch wie ökologisch effizient, ord-
nungspolitisch unbedenklich und an veränderte
Rahmenbedingungen leicht anzupassen. In ökono-
mischer wie ökologischer Sicht dominieren sie die
übrigen Lösungsansätze.

Dies kann für den CO2-Fall verdeutlicht werden:
Ausgehend von der Zielvorgabe einer Drosselung
müßte ein ordnungsrechtliches Vorgehen dafür sor-
gen, daß durch viele ins einzelne gehende Regelun-
gen insgesamt die gewünschte Drosselung erreicht
wird. Das wäre aufwendig und ökologisch nicht
treffsicher. Eine Preislösung würde mit Abgaben
oder Steuern arbeiten, was — volkswirtschaftlich,

nicht betriebswirtschaftlich — kostengünstiger
wäre als das Ordnungsrecht, aber keineswegs treff-
sicher. Wie hoch müßte eine Mineralöl- oder Ener-
giesteuer eigentlich sein, um die gewünschte Re-
duktion zu erzielen? Außerdem dürfte diese Lö-
sung den Staatsanteil in die Höhe treiben. Schließ-
lich könnte man im Wege der Mengenlösung Zerti-
fikate abwerten, was volks- und betriebswirtschaft-
lich kostengünstig, ökologisch treffsicher und in be-
zug auf den Staatshaushalt neutral wäre.

Dabei ist stillschweigend eine von mehreren Mög-
lichkeiten unterstellt worden, Zertifikate zu institu-
tionalisieren13), die sich in der Diskussion als be-
sonders zweckmäßig herausgestellt hat. Danach
werden Zertifikate nach Maßgabe der bisherigen
legalen Emission den Betreibern in einem ersten
Schritt gratis zugeteilt (grandfathering-Verfah-
ren14)); sie sind unbefristet, so daß Besitzstände
gewahrt bleiben. Dies schließt die sonst nicht von
der Hand zu weisende Gefahr aus, daß Spekulanten
bei einer Versteigerung der Zertifikate den bisheri-
gen Betreibern zuvorkommen.

Eine naheliegende Befürchtung ist, Zertifikate
könnten als Hebel zu wirtschaftlicher Macht miß-
braucht werden15); um seine Konkurrenten zu
schädigen, könnte ein Betreiber Zertifikate aufkau-
fen. Aber das ist nicht einfach, wenn diese Konkur-
renten aufgrund des grandfathering-Verfahrens
ihre Zertifikate bereits in Besitz haben. Zudem
wird oft übersehen, daß es sich bei den Märkten für
Zertifikate um regionale Faktormärkte handelt,
ähnlich etwa dem regionalen Arbeits- oder Immo-
bilienmarkt. Der Konkurrent, den es anzugreifen
gilt, begegnet dem Betreiber jedoch meistens auf



dem Absatzmarkt; er ist also z. B. Automobilher-
steiler oder es handelt sich um ein Stahlwerk. Ihn
durch den Aufkauf regionaler Zertifikate schädigen
zu wollen, ist nicht anders zu beurteilen, als würde
der Betreiber versuchen, alle regional verfügbaren
Arbeitskräfte einzustellen oder alle Grundstücke
aufzukaufen. Das wäre teuer und wegen der hohen
Streuwirkung für den Betreiber ineffizient; denn er
müßte ja nicht nur seinen Konkurrenten am Ab-
satzmarkt (beispielsweise das Stahlwerk) bekämp-
fen, sondern zugleich sämtliche übrigen Betreiber
der Region, mit denen er sonst nichts zu tun hat,
also beispielsweise eine Lackiererei, einen Brot-
hersteller usw. Für den Betreiber ist es deshalb bes-
ser, seinen Konkurrenten gezielt auf dem entspre-
chenden Absatzmarkt anzugreifen.

Im Grunde ist dies nur ein Seitenaspekt eines ande-
ren Gesichtspunktes, dem der räumlichen Differen-
zierung16). Bei globalen Schadstoffen wie etwa
Kohlendioxid gibt es überhaupt kein Problem: Re-
gionalisierung der Zertifikate ist überflüssig, es gibt
deshalb eine Vielzahl von Marktteilnehmern und
für Marktmacht keinen Ansatzpunkt. Je mehr es
andererseits auf die räumliche Verteilung der Emis-
sionsquellen ankommt und je ausgeprägter die Ge-
fahr von „hot spots“ besteht, desto wichtiger wird
die Überwachung kleiner Teilregionen; es kann
dann zu „dünnen Märkten“ mit nur wenigen Teil-
nehmern kommen. Wenn in solcher Situation ein
Betreiber die Emission drosseln und die freiwer-
denden Zertifikate in den Markt geben will, so mag
es geschehen, daß sich auf diesem „dünnen“ Markt
kein Käufer findet. Sieht man in der starken regio-
nalen Differenzierung eine Konzession an die Öko-
logie, so kommt es unter solchen Umständen zu
einem „trade off“ zwischen Ökologie und Ökono-
mie: „Je mehr das Zertifikatsystem ökologischen
Erfordernissen Rechnung trägt, indem es den Zu-
sammenhang zwischen Emission und Immission be-
rücksichtigt, um so weniger kann damit gerechnet
werden, daß mit seiner Hilfe Effizienz herzustellen
ist.“ )17

Dieser Satz gilt indes keineswegs generell. Für glo-
bale Schadstoffe trifft er überhaupt nicht zu. bei den
übrigen sind Abstufungen zu machen. Oft wird es
genügen, wohlbekannte „hot spots“ zu entschärfen.
Dann wären ordnungsrechtliche Ergänzungen vor-
zusehen in der Weise, daß Zertifikate in bestimm-
ten Belastungszonen nur beschränkt oder gar nicht
anwendbar sind. Ein Betreiber muß dann vor dem
Kauf von Zertifikaten — und das heißt meistens,
bevor er sich für einen bestimmten Standort ent-
scheidet — Erkundigungen darüber einziehen, ob
und wie weit Zertifikate an einem prospektiven
Standort gelten. Das ist nicht ungewöhnlich. Auch
heute ist die Standortwahl durch sorgfältiges Er-
kunden der lokalen und regionalen Besonderheiten
vorzubereiten. Gründe gegen einen Markt für Um-
weltnutzungsrechte sind daraus nicht ersichtlich.
Angesichts der aktuellen Diskussion über CO2-Ab-
gaben sollte deutlich darauf hingewiesen werden,
daß gerade Kohlendioxid ein idealer Kandidat für
Mengenlösungen ist. Hier gilt auch das Argument
nicht, daß die inzwischen erreichte ordnungsrecht-
liche Regelungsdichte nur noch wenig Spielraum
für andere Instrumente ließe. Was die Informatio-
nen angeht, die man für die Errichtung eines Zer-
tifikatssystems braucht (man muß die Emissions-
quellen identifizieren und ihren Ausstoß erfassen),
so sind exakt dieselben Informationen auch für ein
System von Abgaben erforderlich. Einen sachli-
chen Grund dafür, anstelle von CO2-Zertifikaten
die ökologisch ineffizienten und den Staatsanteil
hochtreibenden CO2-Abgaben zu wählen, gibt es
nicht.
Es ist im übrigen bemerkenswert, daß Fragen wie
die nach Wettbewerbswirkungen und nach regiona-
ler Differenzierung nicht auch für ordnungsrechtli-
che und für Preislösungen gestellt werden. Das
Ordnungsrecht im Umweltschutz wirkt sich verhee-
rend auf die Wettbewerbsfähigkeit des Mittelstan-
des im Verhältnis zur Großindustrie aus ); und wie
will man regionale Differenzierung eigentlich bei
Abgabe
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III. Pragmatische Näherungen: Flexible Auflagen

Zwischen den beiden „reinen“ Marktlösungen
(Preis- und Mengenlösung) spannt sich ein breites
Spektrum pragmatischer Zwischenformen. Hier sei
nur exemplarisch auf die „flexiblen Auflagenlösun-
gen“ hingewiesen, wie sie in den USA praktiziert
werden ).19

Diese Lösungen — zu deren Darstellung im einzel-
nen der Raum nicht ausreicht — sind Varianten der
Mengenlösung. Normale ordnungsrechtliche Auf-
lagen werden durch die Option ergänzt, dieselbe
mengenmäßige Drosselung der Emission, wie sie
nach den Auflagen erfolgen müßte, auch anders zu
erwirtschaften, und zwar entweder nur im eigenen
Betrieb oder gemeinsam mit fremden. Das impli-
ziert die Ablösung der sonst in physischen Anlagen
(durch Genehmigung) verkörperten Emissions-
rechte von eben diesen Anlagen; die Emissions-
rechte eines Betreibers können mit denen benach-
barter Betreiber in der Weise gepoolt werden, daß
die Betreiber gemeinsam entscheiden können, wel-
che Emissionsrechte „zurückgegeben“ werden sol-

len. Solche Alternativstrategien werden geprüft,
nicht zuletzt in Hinblick auf mögliche „hot Spots“.
Sind sie akzeptabel, so werden sie in den Rang von
Vorschriften erhoben: Die Betreiber sind jetzt ver-
pflichtet, die von ihnen selbst ausgearbeiteten Stra-
tegien auch anzuwenden. Aufdiese Weise fließt das
unternehmerische Know-how der Bewerber vor
Ort in die Vorschriften ein, was bemerkenswerte
Steigerungen der Effizienz ermöglicht.
Das theoretisch für einige Schadstoffe schwer zu
lösende Problem der räumlichen Differenzierung
wird ebenfalls pragmatisch behandelt. Die Betrei-
ber müssen nahe beieinander liegen, um eine ge-
meinsame Strategie der Emissionsminderung an-
wenden zu dürfen. Was das im einzelnen heißt,
hängt von der Natur der emittierten Schadstoffe ab,
von der Vorbelastung, der Windrichtung und ähn-
lichen Faktoren. Drohen „hot spots“, so wird teil-
weise mit „offset ratios“ gearbeitet, also mit gerin-
geren Austauschsätzen zwischen den Emissionen
der verschiedenen Anlagen.
Solche Regelungen werden hier erwähnt, weil sie
zeigen, wie zahlreich die Möglichkeiten sind, we-
nigstens marktwirtschaftliche Elemente in das
starre System des Ordnungsrechts einzubauen. Lei-
der wird in der Bundesrepublik bei der Wahrneh-
mung solcher Möglichkeiten furchtsam und halb-
herzig vorgegangen, wie die außerordentlich schwa-
chen Ansätze zu Kompensationsregelungen zei-
gen.



Udo E. Simonis: Globale Umweltprobleme und zukunftsfähige Entwicklung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/91, S. 3—12

„Eine zukunftsfähige Entwicklung“, so heißt es im Brundtland-Bericht, „erfordert, daß jene, die wohlha-
bend sind, einen Lebensstil annehmen, der den ökologischen Gegebenheiten des Planeten angemessen
ist. . . Eine zukunftsfähige Entwicklung ist ... ein Prozeß der Veränderung, in dem die Nutzung der
Ressourcen, die Struktur der Investitionen, die Art des technischen Fortschritts und die institutioneilen
Strukturen in Übereinstimmung gebracht werden mit den zukünftigen und mit den gegenwärtigen Bedürf-
nissen.“ Dieses Konsistenzkriterium ist weder in den Industrieländern noch in den Entwicklungsländern
erfüllt — und auch nicht in den Beziehungen zwischen ihnen. Als Beleg gelten dem Autor eine Reihe von
Umweltproblemen, deren Ursachen in einer zunehmenden ökonomisch-ökologischen Interdependenz lie-
gen, deren Wirkungen global sind und nur durch bessere internationale Kooperation eingedämmt werden
können. Am Beispiel der Klimaänderung, der Schädigung der Ozonschicht, des Raubbaus an tropischen
Wäldern, der Verschmutzung von Boden und Wasser, des Exports gefährlicher Abfälle und der Produktion
und Anwendung veralteterTechnologie wird aufgezeigt, wie es zu globalen Umweltproblemen kommt und
was erforderlich erscheint, zukunftsfähige Entwicklung zu gewährleisten.

Horst Förster: Umweltprobleme und Umweltpolitik in Osteuropa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/91, S. 13—25

Der Beitrag versucht, vor dem Hintergrund der schon mehr als drei Jahrzehnte andauernden Diskussion
um Umweltbelastungen als anscheinend zwingende Folge von Industrialisierung und vor allem angesichts
der Umbruch-Situationen in Osteuropa einige Problemfelder der Umweltthematik in dieser Region zu
analysieren. Dabei wird deutlich, daß in fast allen Ländern die Wirtschaftsentwicklung der vergangenen
Jahrzehnte mit einer gravierenden Verschlechterung der Umweltsituation verbunden war.
Am Beispiel der Sowjetunion werden zunächst einige Umweltbereiche betrachtet, danach vor allem die
Umweltpolitik unter Gorbatschow dargestellt. Die Länder Ostmittel- und Südosteuropas (CSFR, Polen,
Ungarn, Bulgarien) werden als Beispiele einer Umweltpolitik zwischen Anspruch und Wirklichkeit ana-
lysiert. Der Transformationsprozeß in der ehemaligen DDR könnte eine Chance für eine neue Umwelt-
politik bedeuten.
Die entscheidenden Ursachen für die katastrophale Situation der Umwelt sind in systemimmanenten
Gründen zu suchen. Mit dem Umbruch und der Demokratisierung verbinden sich nicht nur eine Offen-
legung der Umweltverhältnisse (Öko-Glasnost), sondern es werden auch Ansätze zu einer neuen prakti-
schen Politik sichtbar. Eine wesentliche Verbesserung wird allerdings erst mit einem ökologisch verträg-
lichen Umbau der Wirtschaft erzielt werden können. Die Hilfe der europäischen Nachbarn ist dabei eine
wichtige Voraussetzung.



Christian Leipert: Die volkswirtschaftlichen Kosten der Umweltbelastung. Zur Abschät*
zung der ökologischen und ökonomischen Kosten kurativer Nachsorge- und offensiver
Vorsorgestrategien des Umweltschutzes

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/91, S. 26—36

Die offensive Strategie der Umweltvorsorge weist gegenüber der kurativen Umweltschutz-, Entsorgungs-
und Sanierungsstrategie aus gesamtwirtschaftlicher Sicht klare ökologische und ökonomische Vorteile auf.
Dennoch spielt sie bis heute in der Praxis der Umweltpolitik nur eine periphere Rolle. Die Ursachen hierfür
liegen einmal in aus ökologischer Sicht falschen Politikprioritäten und andererseits in der unzureichenden
Transparenz der Kosten unserer umweltbelastenden Produktions- und Konsumweise sowie der ökologi-
schen und ökonomischen Kosten der dominanten Politik des kurativen Umweltschutzes.
Im ersten Teil des Artikels wird auf die problematischen ökologischen Folgen der Wachstumsfixierung in
Politik und Gesellschaft und der einseitigen Ausrichtung der wirtschaftspolitischen Erfolgsrechnung ein-
gegangen. Fortschritte bei einer Ökologisierung der Wirtschaftspolitik erfordern auch eine Erweiterung
aller ökonomischen Informationssysteme um eine ökologische Komponente.
Im zweiten Teil werden die ökologischen Vor- und Nachteile der defensiven und der offensiven Strate-
gievarianten der Umweltpolitik abgewogen. Nachteile des kurativen Umweltschutzes hegen in der tech-
nologischen Verlängerung der Produktionsprozesse, mit der ein erhöhter Einsatz von Energie und Materie
bei unveränderter Güterproduktion einhergeht, ferner in der Tendenz zur Verlagerung der Umweltpro-
bleme auf andere Regionen, die Zukunft und andere Umweltmedien.
Im dritten Teil werden Ansatzpunkte zu einer ökologischen Kostenrechnung, mit der mehr Transparenz
über die ökologischen und ökonomischen Negativeffekte des Wirtschaftens geschaffen werden könnte,
aufgezeigt. Diese sollte aufjeden Fall Kategorien der defensiven Ausgaben der Schadensbewältigung, der
Einkommens- und Ertragsverluste, der ökonomischen Vermögensverluste sowie der darüber hinausgehen-
den Natur- und Wohlfahrtsverluste enthalten. Dargestellt werden Ergebnisse aus eigenen Folgekostenun-
tersuchungen, die sich vor allem auf die Größenordnung der defensiven Ausgaben des Umweltschutzes und
der Entsorgung sowie der Umweltsanierung und -reparatur beziehen. Eingegangen wird auch auf vorlie-
gende Versuche, eine Gesamtabschätzung der ökonomischen Kosten der Umweltzerstörung vorzuneh-
men.
Rasche Fortschritte in Richtung einer ökologischen Kostenrechnung setzen letztlich eine neue Prioritä-
tensetzung seitens der Politik voraus. Diese ist jedoch fraglich, solange die Regierungen unverändert an der
zentralen Stellung der eng ökonomischen Wachstumspolitik in ihrem Politikkonzept festhalten.

Holger Bonus: Umweltpolitik in der Sozialen Marktwirtschaft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/91, S. 37—46

In der Umweltpolitik gilt es, den sozialen Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft um einen ökologischen
Rahmen zu ergänzen. Dieser ist mengenmäßig zu definieren und bis auf weiteres kontinuierlich enger zu
ziehen. Durch den ökologischen Rahmen werden (erlaubte) Umweltnutzungen zu knappen Ressourcen; es
kommt darauf an, diese Ressourcen dort einzusetzen, wo ihre Produktivität am höchsten ist. Instrumente
sind ökologisch ineffizient (nicht treffsicher), wenn ihr Einsatz die Einhaltung der ökologischen Rahmen-
werte nicht zu gewährleisten vermag. Die immer wieder erforderlichen Straffungen des ökologischen
Rahmens (d. h. Reduktion insgesamt zulässiger Emissionen) müssen mit Hilfe umweltpolitischer Instru-
mente zuverlässig und reibungsarm realisiert werden können.
Ordnungsrechtliche Instrumente schneiden nach diesen Kriterien mit Abstand am schlechtesten ab. Sie
sind ökologisch wie ökonomisch ineffizient und auch dynamisch nicht treffsicher. Eine Dominanz des
Ordnungsrechts in der Umweltpolitik treibt die Kosten in die Höhe und erzeugt falsche Anreize. Abgaben
sind ökonomisch effizient, sie minimieren die volkswirtschaftlichen Kosten des Umweltschutzes, nicht aber
die betriebswirtschaftlichen Kosten. Sie tendieren jedoch dazu, den Staatsanteil zu erhöhen. Ökologisch
gesehen sind Abgaben ineffizient, da sie die ökologischen Rahmenwerte nur indirekt ansteuern, nicht aber
direkt. Um die ökologischen Rahmenwerte zu treffen, müßten sie den Schattenpreisen dieser Rahmen-
werte entsprechen, die jedoch unbekannt sind und sich fortwährend ändern. Zudem lassen sich die Abga-
bensätze als politische Preise nur schwer ändern. Zertifikate sind ebenfalls ökonomisch effizient. Ihre
Marktpreise entsprechen den sonst unbekannten Schattenpreisen. Weil sie die ökologischen Rahmenwerte
direkt (mengenmäßig) fixieren und nicht auf dem Umweg über Festpreise, sind sie im Gegensatz zu
Abgaben auch ökologisch effizient. Durch regelmäßige Abwertungen können gestraffte Rahmenwerte
zuverlässig realisiert werden: Zertifikate sind auch in dynamischer Hinsicht treffsicher.
Abgaben sind weniger zur Feinsteuerung geeignet als Zertifikate. Sie sind jedoch wegen ihrer ökonomi-
schen Schubwirkung eine wirksame Ergänzung anderer Instrumente. Wegen ihrer Wirkung aufden Staats-
anteil müssen Abgaben aufkommensneutral erhoben werden. Bei einer Zweckbindung ist dies jedoch
kaum zu realisieren; in dieser Hinsicht sind (im Rahmen von Abgabelösungen) Ökosteuem vorzuzie-
hen.
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